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Bernhard Frings
Behindertenhilfe und Heimerziehung
Das Sankt Vincenzstift Aulhausen und das Jugendheim Marienhausen (1945–1970)
2013, 208 Seiten, geb. 26,– d
ISBN 978-3-402-12996-8

Das St. Vincenzstift Aulhausen und das Jugendheim Marienhausen nahe Rüdesheim 
widmeten sich in den 1950/60er Jahren unterschiedlichen Feldern der Heimerzie-

hung. Ehemalige Bewohner berichten von einem Alltag, der wie auch anderswo durch
unzureichende räumliche und personelle Verhältnisse sowie strenge Disziplin und de-
mütigende Strafen gekennzeichnet war. Auch kam es zu sexuellen Übergriffen durch 
den damaligen Direktor. Das Buch beschreibt unter Einbeziehung zahlreicher Interviews 
den jeweiligen Heimkosmos und erläutert die rechtlichen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen. Es vermittelt so ein Bild der hausinternen Struktu-
ren und des Heimalltags.
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Ob Offshore oder in der Steppe: Spezialkunststoffe von
Evonik machen Pipelines sicherer. Rohre aus unserem
Hochleistungspolymer VESTAMID® sind extrem stabil –
gleichzeitig bleiben sie aber auch flexibel. So können
Erdbeben oder große Temperaturschwankungen ihnen
nur wenig anhaben. Mit der Kreativität der Spezialchemie
entwickeln wir Zukunftslösungen. Und mit der Kraft
eines Industriekonzerns versorgen wir die Weltmärkte.

Wir machen Pipelines flexibel.
So bleiben sie über Generationen
bruchsicher.
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armen Ursprungsländer am Gewinn, der
durch Nutzung bzw. Verkauf der Res-
sourcen erzielt wird. Neben den ökono-
mischen Konflikten dürfen jedoch vor 
allem die Probleme nicht unterschlagen
werden, die durch die Übernutzung von
Naturgütern entstehen, die alle Men-
schen zum Leben brauchen. Dazu ge-
hört an erster Stelle sauberes Wasser. 
Die bekannten bisherigen Auseinander-
setzungen um Öl und Gas könnten gar 
in Zukunft durch „Kriege um Wasser“ 
als der neuen und verschärften Art des 
Konfliktes abgelöst werden. Mit einigen
dieser Fragen beschäftigen sich die Au-
toren des vorliegenden Heftes. 

Andreas Lienkamp führt in das The-
ma ein; er führt mögliche Konfl ikt-
Konstellationen vor Augen und stellt 
ihnen schöpfungstheologische Überle-
gungen gegenüber, die die Eigentümer-
schaft an der Natur kritisch hinterfra-
gen und die universale Zweckbestim-
mung der Erdengüter verdeutlichen. 
Abschließend zieht er Schlussfolge-
rungen für die politische Praxis. 

Heidi Feldt untersucht, ob die in den 
letzten Jahren entwickelten nationa-
len Rohstoffstrategien (die der Bundes-
regierung wurde 2010 veröffentlicht) 
den Herausforderungen an eine glo-
bale Rohstoffpolitik angemessen sind.

Friedel Hütz-Adams nimmt die so-
genannten Seltenen Erden in den Blick, 
seltene Metalle, die für moderne Tech-
nologien wichtig sind, deren Förderung 
jedoch auch aus ethischer Sicht nicht 
unproblematisch ist. Durch die zuneh-
mende Nachfrage wird die Brisanz ver-

stärkt, so dass die Formulierung und 
Einhaltung sozialer und ökologischer 
Mindeststandards geboten erscheint. 

Brigitta Herrmann macht darauf 
aufmerksam, dass bei der Gewinnung 
von Rohstoffen vielfältig Menschen-
rechtsverletzungen geschehen können, 
etwa durch Missachtung der Rechte auf 
Ernährung, Gesundheit, sauberes Was-
ser und auf Bildung, etwa dann, wenn 
Kinder in Bergwerken arbeiten müssen, 
statt in die Schule gehen zu können. Im 
Zuge der Auseinandersetzung um den 
Abbau wertvoller Rohstoffe kommt es 
oft auch zu Beschränkungen der Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit. Ga-
ranten für die Einhaltung dieser Rechte 
müssen gemäß UN-Sozialpakt zuvor-
derst die Staaten und die Staatenge-
meinschaft sein. Ebenso werden die 
Selbstverpflichtung der Unternehmen 
im Global Compact kritisch analysiert 
und die Macht des Konsumenten an-
gesprochen. 

Jochen Ostheimer beleuchtet einen 
„heimischen Ressourcenkonfl ikt“: die 
Energiewende, die durch die Diskus-
sionen in der neuen Bundesregierung 
weiter an Aktualität gewinnt.

Den Abschluss der Beiträge zum 
Themenschwerpunkt bildet ein Vor-
trag zum Thema Schöpfungsverant-
wortung von Peter Klasvogt.

Zusätzlich finden Sie neben einem 
Bericht über die französischen Sozial-
wochen zum Thema „Arbeit und Ar-
beitslosigkeit“ einen Kommentar von 
Joachim Wiemeyer zum apostolischen 
Schreiben „Evangelii gaudium“. 

Die Ressourcen der 
Erde sind endlich 

und knapp. Angesichts 
der wachsenden Welt-
bevölkerung gewinnen 
die Fragen des Erhal-
tens und Verteilens zu-
nehmend an Dringlich-
keit. Konflikte und sogar 
Kriege um den Zugang 
und die Verteilung sind 
nicht ausgeschlossen. 

Neben den geologischen Ursachen 
sind hierbei auch ökonomische, öko-
logische und soziale Restriktionen zu 
konstatieren. Allerdings können Man-
gel und Knappheit auch Anreiz zu ver-
mehrter Kooperation oder für die ver-
stärkte Suche nach alternativen Ent-
wicklungspfaden sein.

Angesichts der global verfl ochte-
nen Weltwirtschaft und der grenzüber-
schreitenden Ausbeutung der begrenz-
ten Naturgüter durch internationale 
Konzerne oder ökonomisch dominie-
rende Staaten wird die Forderung nach 
einer wirksameren internationalen 
Ordnungspolitik unausweichlich. Dazu 
bedarf es sozialethischer Leitlinien, die 
auch die Nutzungsrechte armer Men-
schen und Länder sowie die Rücksicht 
auf zukünftige Generationen berück-
sichtigen. Die Christliche Sozialethik 
wird sich dieser Frage zukünftig ver-
stärkt stellen müssen.

Folgerichtig steht das Thema Res-
sourcenkonflikte sowohl in der vorlie-
genden Ausgabe von Amosinternatio-
nal als auch beim diesjährigen Berliner 
Werkstattgespräch der SozialethikerIn-
nen im Zentrum. Hier werden Fragen 
der Gerechtigkeit und des weltweiten 
Schutzes der Menschenrechte im Zu-
sammenhang mit den Ressourcen-Kon-
flikten diskutiert. Dabei geht es vor-
nehmlich um Fragen der ökologischen 
und sozialen (Folge-)kosten, die ver-
bunden sind mit der Gewinnung und 
der meist fehlenden Beteiligung der oft 

Die Nutzung der 
Erdengüter gerecht und 
nachhaltig gestalten

Peter Schallenberg
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Die wachsende Konkurrenz 
um die Güter der Erde
Ressourcenkonflikte aus schöpfungstheologischer 
und christlich-ethischer Sicht1

Der Wettstreit um die kostbaren Bo-
denschätze der Arktis schwelt be-

reits seit längerem. Für Aufsehen sorg-
te eine symbolträchtige Aktion, mit der 
Russland im August 2007 seine schon 
früher bei den Vereinten Nationen an-
gemeldeten Ansprüche auf einen gro-
ßen Teil des arktischen Meeresbodens 
und der dortigen Rohstoffvorkom-
men unterstrich. Als am geografi schen 
Nordpol in über viertausend Metern 
Tiefe eine russische Flagge „gehisst“ 
wurde, reagierte die kanadische Regie-

Ressourcenkonflikte, hier verstanden als inner- oder zwischenstaatliche Auseinan-
dersetzungen um ökonomisch relevante, teils auch lebenswichtige Umweltgüter, et-
wa um Boden (im Sinne von Agrarland und Bodenschätzen), Wasser und Klima, sind 
zwar altbekannte Phänomene, scheinen jedoch in neuerer Zeit immer mehr zuzuneh-
men. Knappheit ist dabei nur einer der möglichen Gründe. In der Regel müssen wei-
tere Faktoren hinzutreten, damit Konflikte entstehen. Deren Austragung kann, muss 
aber nicht gewaltförmig erfolgen, sie kann auch kooperativ gestaltet werden. Nach 
einem Überblick über das vielschichtige und facettenreiche Problem der Ressourcen-
konflikte schließen sich schöpfungstheologische Überlegungen hinsichtlich der Ei-
gentümerschaft an der Natur und christlich-ethische Ausführungen zur universalen 
Zweckbestimmung der Erdengüter an. In einem letzten Schritt werden Schlussfolge-
rungen für die politische Praxis gezogen.

rung mit scharfer Kritik. Ansprüche auf 
arktisches Terrain erheben neben Russ-
land und Kanada auch die Anrainer 
USA, Norwegen und Dänemark. Wem 
aber gehören das Gebiet und die dort 
vermuteten Öl- und Gaslagerstätten? 
Die übergeordnete Frage lautet: Wem 
gehören die Erde und ihre Güter? Ein-
zelnen Staaten? Der Menschheit? Nur 
den jetzt lebenden oder auch den künf-
tigen Generationen? Überhaupt irgend-
jemandem?

sche Elemente. Nicht alle Ressourcen 
sind gleichermaßen wichtig. Das gilt 
sowohl aus der Sicht von Individuen 
als auch von Volkswirtschaften. Beim 
Einzelnen ist die Bedeutung abhängig 
davon, wie elastisch das dahinter ste-
hende Bedürfnis ist, d. h. ob (und gege-
benenfalls wie lange) dessen Befriedi-
gung aufgeschoben werden kann. Für 
Nationalökonomien ist relevant, ob der 
Ressource im Ganzen der Wirtschaft 
eine „kritische“ Bedeutung, also ei-
ne Schlüsselrolle in der Wertschöp-
fungskette, zukommt. Man unterschei-
det weiterhin zwischen erneuerbaren 
Ressourcen (z. B. Holz) und nicht-er-Ressourcen, Konfl ikte, Ressourcenkonflikte – Klärung der Begriffe

Unter „Ressourcen“ (von frz. ressource, 
Mittel, Vorrat) werden in diesem Bei-
trag alle materiellen Quellen und Roh-
stoffe zur Befriedigung von Bedürfnis-
sen oder für wirtschaftliche Prozesse 

verstanden. Dazu zählen beispielswei-
se Süßwasser, Fischbestände, Wälder, 
Ackerland oder Bodenschätze. Zu letz-
teren gehören fossile Energieträger und 
Mineralien wie Erze und nichtmetalli-

Andreas Lienkamp

1 Der Autor dankt Frau Dr. Birgit Hege-
wald, Postdoc am Institut für Katholische 
Theologie der Universität Osnabrück, für 
die Durchsicht des Manuskripts sowie für 
inhaltliche Anregungen.
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neuerbaren, erschöpfl ichen bzw. end-
lichen (z. B. Phosphor), deren Bestände 
vom Menschen nicht vermehrt werden 
können. Zu welcher der beiden Kate-
gorien Trinkwasser gehört, ist strittig. 
Es wird konsumiert, aber nicht ver-
braucht, allerdings durch Gebrauch in 
seiner Qualität gemindert, kann dann 
jedoch durch natürliche Klärung oder 
technische Aufbereitung wieder ge-
nießbar werden.

„Konflikt“ (von lat. confl igere, zu-
sammenstoßen, aneinander geraten) 
bedeutet so viel wie Interessengegen-
satz, Zusammenstoß oder Widerstreit. 
Dieses Phänomen ist allgegenwärtig 
und bis zu einem gewissen Grad ein un-
problematischer, teilweise sogar not-
wendiger Bestandteil zwischenmensch-
licher, auch internationaler Beziehun-
gen. „Die Probleme beginnen, wenn 
Konflikte nicht durch Diskurse oder all-
gemein akzeptierte Regelungen und 
Verfahren, sondern mit Gewalt ausge-
tragen werden.“ (Brzoska 2014, 32) 
Konflikte lassen sich gemäß dem „Wis-
senschaftlichen Beirat der Bundesregie-
rung Globale Umweltveränderungen“ 
differenzieren in „(1) diplomatische Kri-
sen; (2) Proteste, die gewaltförmig sein 
können; (3) Gewaltkonfl ikte nationaler
Tragweite; (4) Konflikte, die durch sys-
tematische, kollektive Gewaltanwen-
dung gekennzeichnet sind“ (WBGU 
2008, 31), wobei die Schwere der Aus-
einandersetzungen und ggf. das Aus-
maß an Gewalt in der Reihenfolge von 
(1) bis (4) zunehmen. Zumeist sind Kon-
flikte die Folge mehrerer Ursachen und 
insgesamt komplexe Prozesse, weshalb 
einfache Erklärungen oder Lösungsan-
sätze in der Regel zu kurz greifen. 

Verbindet man die beiden Begriffsbe-
stimmungen, dann lassen sich „Res-
sourcenkonflikte“ charakterisieren als 
inner- oder zwischenstaatliche Aus-
einandersetzungen um ökonomisch 
relevante, teils auch lebenswichtige 

Viele Kriege des 20. Jahr-
hunderts waren auch 
Kriege um Ressourcen

Umweltgüter. Solche Prozesse kön-
nen, müssen jedoch nicht gewaltför-
mig verlaufen. Der Wettstreit um Ei-
gentum an, Zugang zu oder Nutzung 
von Ressourcen kann schnell eskalie-
ren, „wenn die Parteien entschlossen 
sind, die Konkurrenzsituation für sich 
zu entscheiden, und nicht davor zu-
rückschrecken, mit ökonomischen bzw. 

politischen Zwangsmaßnahmen oder 
Gewalt zu drohen oder diese anzuwen-
den“ (Mildner et al. 2011, 5 f.). In die-
sem Sinne waren viele zwischen- und 
innerstaatliche Kriege des 20. Jahrhun-
derts auch Kriege um Ressourcen. Wie 
stellt sich nun die gegenwärtige Si-
tuation dar? 

Gefährdung und ungleiche Verteilung der Umweltgüter

Gemäß Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen gibt es derzeit und in na-
her Zukunft ein „bedeutsames Poten-
zial für die Verschärfung von Konfl ik-
ten um natürliche Ressourcen“ (UNEP 
2009, 8)2. Im aktuellen Koalitionsver-
trag Deutschlands zwischen CDU, CSU 
und SPD wird das Thema „Rohstoffsi-
cherung“ gleich im ersten Abschnitt 
behandelt. Erkennbar wird Besorgnis 
um den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land und um eine ausreichende Ver-

sorgung vor allem mit „für die deut-
sche Wirtschaft kritischen“ Ressourcen 
(vgl. CDU/CSU/SPD 2013, 17 f.). Roh-
stoffe seien „für die deutsche Hightech-
Industrie von strategischer Bedeutung“ 
(ebd., 35). Bedenklich sind die oftmals, 
aber längst nicht immer legalen Stra-
tegien von Regierungen, transnationa-
len Unternehmen, Banken, Investment- 
und Hedge-Fonds, die von kritischen 
Stimmen als land grabbing bzw. water 
grabbing (von engl. to grab, greifen, 
packen, hier im Sinne von „an sich rei-
ßen“) und als subtile Form des Neoko-
lonialismus bezeichnet werden. Befür-
worter hingegen sprechen schlicht von 
grenzüberschreitenden Investitionen. 

Die einen sprechen von 
grenzüberschreitenden 
Investitionen, die 
anderen nennen es 
Neokolonialismus

Dahinter verbergen sich der Aufkauf, 
die langfristige Pacht oder die sonsti-
ge Aneignung großer Landfl ächen und 
Wasserreservoire in den Ländern des 
Südens durch international tätige Ak-
teure – „mit fatalen sozialen und öko-
logischen Konsequenzen“, wie sich an 
einer Reihe von afrikanischen Ländern, 
etwa Mosambik, dem Sudan oder 
Äthiopien, zeigen ließe (Brot für alle/
Fastenopfer 2010, 3; vgl. auch dies. 
2011, 5). 

Das Phänomen der Ressourcenkon-
flikte ist möglicherweise so alt wie die 
Menschheit selbst. Allerdings war die 
politische, wissenschaftliche und me-
diale Aufmerksamkeit wohl noch nie so 
hoch wie derzeit, was nicht nur mit ge-
schärfter Wahrnehmung, sondern auch 
mit realen Veränderungen zusammen-
hängt. Die folgende Weltkarte zeigt Ur-
sachen und Intensität von Auseinan-
dersetzungen um Ressourcen auf der 
Grundlage von 73 empirisch gut erfass-
ten Konflikten, die sich in den Jahren 
1980 bis 2005 ereignet haben. Deut-
lich erkennbar sind die Ballung in den 
Ländern des Südens und die Häufung 
von gewaltförmigen Konfl ikten, die 
vor allem um Wasser sowie um Land 
bzw. Boden ausgetragen wurden (WB-
GU 2008, 32).

Die Ressourcen der Erde sind geo-
grafi sch höchst ungleich verteilt, und 
viele befinden sich in politisch insta-
bilen Regionen. Manche Gegenden 

2 Die Übersetzungen englischsprachiger Zitate hier und im Folgenden stammen vom 
Autor des vorliegenden Aufsatzes.
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weisen eine Fülle von Rohstoffen auf, 
andere sind extrem arm an solchen Gü-
tern. Was für natürliche Regionen gilt, 
trifft auch auf Staaten zu. Deren Gren-
zen wurden nicht selten auf der Basis 
von Ressourcenvorkommen und -zu-
gängen abgesteckt, etwa im Verlauf 
von Kolonisierung und Dekolonisie-
rung oder nach zwischenstaatlichen 
Kriegen. Hinzu kommt, dass sich auf-
grund von teilweise sehr unterschied-
lichen Bevölkerungsdichten (Einwoh-
nerzahlen pro Quadratkilometer) und 
Bevölkerungsentwicklungen in man-
chen Fällen mehr, in anderen Fällen 
weniger Menschen z. B. die Boden-
schätze eines Staatsgebietes (werden) 
teilen müssen. Letztlich sind diese sta-
tistischen Größen aber nicht ausschlag-
gebend. Den jeweiligen Eigentums- 
oder Nutzungsrechten kommt hinge-
gen mehr Bedeutung zu. Denn selbst 
wenn ein Land arm an Bevölkerung 
und reich an Ressourcen ist, ist dieser 
Umstand nicht notwendigerweise mit 
einer allgemeinen Befriedigung der 

Grundbedürfnisse oder gar mit „Wohl-
stand für Alle“ verbunden. Innerhalb 
eines Landes können sich Bodenschät-
ze in bestimmten Gegenden oder auch 
nur in einer Region ballen, was Sepa-
rationsbewegungen und damit verbun-
dene Krisen antreiben kann.

Antworten auf die Frage, was jeweils 
als Ressource gilt, sind zum Teil von so-
zio-kulturellen Faktoren abhängig, et-
wa von Speisegewohnheiten oder vom 
jeweiligen Stand der Technik. Zudem 
gibt es eine im Einzelfall schwer vor-
hersagbare Dynamik: 
• Was gestern noch nicht als Ressour-

ce galt, kann aufgrund technischer 
Entwicklungen schon morgen als 
solche betrachtet werden.

Neben Eigentums- und 
Nutzungsrechten werden 
die Ressourceneffi zienz 
und die Recyclingquote 
immer wichtiger

• Was vor kurzem noch unerreichbar 
erschien, kann schon bald aufgrund 
neuer Erschließungs- oder Förder-
methoden zugänglich sein.

• Was vormals als wirtschaftlich un-
interessant angesehen wurde, des-
sen Förderung kann sich bereits 
in Kürze rentieren, etwa weil ein 
gleichbleibendes Angebot einer 
steigenden oder ein sinkendes An-
gebot einer unveränderten Nach-
frage gegenüber steht.

• Die immer bedeutsameren Fakto-
ren Ressourceneffizienz und Recyc-
lingquote unterliegen ebenfalls Ver-
änderungen.

• Preissteigerungen, ausgelöst durch 
real bestehende oder durch künst-
lich erzeugte Knappheiten, treffen 
vor allem die Ärmsten, können aber 
auch zu einem Motor der techni-
schen Entwicklung werden.
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Eine überwiegend negative Dynamik in 
Bezug auf wichtige Umweltgüter setzt 
der gegenwärtige, menschengemachte 
Klimawandel in Gang: Fruchtbare Bö-
den gehen durch Meeresspiegelanstieg, 
Erosion, Versalzung, Versteppung und 
Verwüstung zum Teil dauerhaft ver-
loren; die globalen Ernteerträge sin-
ken u. a. aufgrund von Dürren, Über-
schwemmungen oder Insektenbefall; 
Trinkwasserreservoire werden durch 
ausbleibende Niederschläge, Gletscher-
schwund, Eindringen von Salzwas-
ser und Verschmutzung in Folge von 
Starkniederschlägen in Mitleidenschaft 
gezogen und vieles mehr. Betroffen 
sind vor allem die ärmsten Menschen, 
Ethnien und Staaten, deren Verwund-
barkeit z. B. aufgrund ihrer geografi -
schen Lage und ihrer hohen Abhängig-
keit von der Landwirtschaft am größ-
ten ist und deren Widerstandskraft z. B.
im Sinne von Ausweich- oder Anpas-
sungsmöglichkeiten an ungünstig ver-
änderte Standortbedingungen am ge-
ringsten ist (vgl. Lienkamp 2009 und 
2014). Ähnlich gefährlich wie die glo-
bale Erwärmung wirkt sich die vieler-
orts anhaltende oder sich verschlim-
mernde Umweltverschmutzung aus, 
die die Qualität von Wasser oder Bo-
den erheblich beeinträchtigen kann, so 
dass die verfügbare Menge genießbaren
Wassers und landwirtschaftlich nutz-
barer Flächen weiter schrumpft.

Das ungebremste Wachstum der 
Weltbevölkerung und der rasante An-
stieg der Rohstoffnachfrage bevölke-
rungsreicher Schwellenländer wie Chi-
na oder Indien tragen zu einer weite-
ren Verschärfung der Situation bei. Die 
zunehmende Knappheit kann, muss 
aber nicht zu Konflikten führen. Wei-
tere Mitauslöser von Konfrontationen 
liegen in erheblichen Ungleichheiten 
bei der Verteilung von und beim Zu-
gang zu Ressourcen. Die Faktoren, die 
über Ausbruch und Intensität diesbe-
züglicher Differenzen entscheiden, sind 
in der Regel vielfältig. Laut Konfl ikt-

barometer des Heidelberger Instituts 
für Internationale Konfl iktforschung 
waren Ressourcen im Jahr 2009 nach 
dem Ursachenkomplex „System/Ideo-
logie“ mit weltweit 80 Fällen (das ent-
spricht 22 Prozent) der zweithäufi gste 
Konfliktgegenstand, aber in nur sieben 
Fällen waren Ressourcen alleiniger Ge-
genstand (vgl. Mildner et al. 2011, 6). 
Als Faustregel gilt: Je größer die Ver-
wundbarkeit bzw. je geringer die Wi-
derstandskraft mindestens einer der 
beteiligten Parteien, desto eher kön-
nen Ressourcenkonfl ikte ausbrechen. 
Es gibt eine Fülle von Stressoren, die 
konfliktfördernd wirken können. Öko-
logische Stressoren sind z. B. Umwelt-
schäden, Boden- bzw. Walddegrada-
tion oder Waldvernichtung, extreme 
und/oder instabile klimatische Bedin-

gungen, schwere Erd- oder Seebeben. 
Zu den sozio-ökonomischen Stressoren 
zählen z. B. eine geringe Wirtschafts-
kraft, ein hoher Schuldenstand, Armut 
und große wirtschaftliche Ungleichheit,
fehlende oder schwache Infrastruktur 
bzw. sozial- und rechtsstaatliche Insti-
tutionen, eine große Dichte und/oder 
ein schnelles Wachstum der Bevölke-
rung sowie hohe Flüchtlingszahlen. 
Politische Stressoren bestehen z. B. bei 
Gesellschaften im Übergang, politisch 
schwachen und fragilen Staaten, gerin-
gen Problemlösungskapazitäten, man-
gelndem politischem Veränderungs-
willen von Eliten oder Konfl ikten um 
Territorien, Autonomie oder regionale 
Vorherrschaft. Wie die Empirie zeigt, 
sind jedoch auch friedliche Konfl iktlö-
sungen und sogar Kooperationen mög-
lich und keineswegs selten, selbst zwi-

Je größer die 
Verwundbarkeit 
bzw. je geringer die 
Widerstandskraft der 
Beteiligten, desto höher ist 
die Wahrscheinlichkeit von 
Ressourcenkonfl ikten

schen ansonsten verfeindeten Konfl ikt-
parteien (vgl. WBGU 2008, 28, 30 f.; 
Brzoska 2014, 37 f.; Eid/Kranz 2014, 
152 f.). Wechselseitige Abhängigkeiten 
sind dabei in der Regel förderlicher als 
einseitige (vgl. Mildner et al. 2011, 6). 
Als Konfliktparteien können u. a. In-
dividuen, Unternehmen (einschließlich 
Banken und Fondsgesellschaften), or-
ganisierte Gruppen, Warlords, Milizen, 
Ethnien, einzelne Staaten oder Staa-
tenbündnisse auftreten, wobei in einer 
konkreten Auseinandersetzung die Un-
terschiede hinsichtlich Verwundbarkeit 
und Widerstandskraft, Macht und Ge-
waltbereitschaft erheblich sein können. 

Konflikte können auch aus Nut-
zungs- oder Flächenkonkurrenzen re-
sultieren, wie die Kontroversen um 
Teller, Trog oder Tank belegen: Wenn 
fruchtbare Böden nicht als bloße Ren-
diteobjekte dienen und deshalb brach 
liegengelassen werden, können auf 
ihnen pflanzliche Nahrungsmittel für 
Menschen, Futterpflanzen für Tiere 
zwecks „Produktion“ von Fleisch oder 
Energiepflanzen zur Herstellung von 
Agrotreibstoffen angebaut werden. Be-
kanntes Beispiel ist der sog. „Tortilla-
Aufstand“ in Mexiko im Januar 2007, 
als der Preis für das dortige Grund-
nahrungsmittel Mais u. a. wegen der 
wachsenden US-Nachfrage nach da-
raus gewonnenem Ethanol stark an-
stieg. Ein anderer Rohstoff mit mehrfa-
cher Verwendungsmöglichkeit ist Erd-
öl, welches als Energieträger verbrannt 
(und dadurch vernichtet) oder als Roh-
stoff beispielsweise für Medizinproduk-
te verwendet werden kann. Ein global 
gerechtes Ressourcenmanagement, das 
auch die kommenden Generationen be-
rücksichtigt, wäre dringend nötig. Zwar
mag ein solches derzeit nicht erreichbar 
scheinen; jedoch bedeutet jeder Schritt 
in diese richtige Richtung bereits einen 
Zugewinn an globaler und intergene-
rationeller Gerechtigkeit.

Knappheit liegt vor, wenn von ei-
nem Gut mehr nachgefragt als be-
reitgestellt wird. Der Begriff ist also 
nicht gleichzusetzen mit Seltenheit. Et-
was kann in großen Mengen vorhan-

Auslöser und Ursachen von Konfl ikten 
um die natürlichen Ressourcen
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den sein aber dennoch als knapp gel-
ten. Knappheit setzt – anders als Ra-
rität – einen Bedarf oder zumindest 
eine Nachfrage voraus. Knappheiten 
können
• objektiv festgestellt werden,
• auf bloßen Vermutungen basieren 

oder
• als erwartete oder sogar erhoffte 

Größen im aktuellen Kalkül vorab 
eingeplant werden.

Physisches Vorhandensein (etwa von 
Süßwasser) ist zwar eine notwendige, 
aber nicht in jedem Fall eine hinrei-
chende Bedingung für die Möglichkeit 
der Nutzung. Eine Ressource muss dar-
über hinaus auch zugänglich sein oder 
gemacht werden können, wobei
• nicht nur die technische Erreich-

barkeit, sondern
• auch das Verhältnis von Kosten und 

Nutzen
eine große Rolle spielen (beispielswei-
se bei der hochproblematischen Erdöl-
förderung in der Tiefsee). 

Bedeutsam ist auch, ob es sich um er-
neuerbare oder nicht-erneuerbare Res-
sourcen handelt, des Weiteren
• ob bei nicht-erneuerbaren schon 

ein qualitativ gleichwertiger und 
preislich attraktiver (technischer) 
Ersatz existiert oder in greifbarer 
Nähe ist und

• ob bei erneuerbaren Gütern (z. B. 
Holz) die Grundlagen (hier: die Bö-
den) noch intakt oder bereits er-
heblich degradiert sind (so dass ei-
ne Aufforstung schwierig oder gar 
unmöglich ist).

Außerdem können die Erschließung 
und Förderung der einen Ressource 
zu Qualitätsminderungen oder Un-
brauchbarkeit einer anderen führen, 
wie es etwa bei der Beeinträchtigung 
von Grundwasser durch Düngemittel 
oder durch Fracking der Fall ist. 

Hinzu kommt, dass bei vielen Res-
sourcen, selbst bei überlebenswichti-
gen, die Kaufkraft und nicht der Bedarf 
darüber entscheidet, wer den Zuschlag 

erhält. Wird bislang frei zugängliches 
oder von der öffentlichen Hand kosten-
los oder kostengünstig zur Verfügung 
gestelltes Trinkwasser in den Händen 
von gewinnorientierten Unternehmen 
zu einer privatwirtschaftlich gehan-
delten Ware, besteht die Gefahr, dass 
arme Menschen aufgrund steigender 
Haushaltskosten weiter verarmen oder 
im Extremfall ganz von der Nutzung 
ausgeschlossen werden – mit verhee-
renden Folgen. Wird Trinkwasser in 
Gestalt von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen (Rindfl eisch, Baumwol-
le, Agrotreibstoffe, Reis, Zucker, Nüs-
se etc.) oder Industrieprodukten als 

„virtuelles Wasser“ exportiert, so wird 
es dadurch der Bevölkerung des aus-
führenden Landes entzogen, was ins-
besondere in wasserarmen Gegenden 
zu gravierenden Versorgungsproble-
men und Auseinandersetzungen füh-
ren kann. Schließlich sei noch erwähnt, 
dass es nicht nur Ressourcenkonfl ikte, 
sondern auch Konfl iktressourcen gibt: 
Selbst ein Ressourcenreichtum kann 
zu gewalttätigen Auseinandersetzun-
gen führen, wenn sich z. B. Rebellen-
gruppen über die Ausbeutung natür-
licher Ressourcen fi nanzieren, wie im 
Falle der „Blutdiamanten“ in Angola 
und Sierra Leone. 

Nach den begriffl ichen Klärungen 
und dem kurzen Überblick werden nun 
schöpfungstheologische und christlich-
ethische Aspekte aufgezeigt. Dabei soll 
es im Folgenden besonders um die Fra-
gen nach dem Eigentum und den Nut-
zungsrechten an lebenswichtigen Um-
weltgütern gehen.

Schöpfungstheologische Überlegungen

Für die Bibel ist Gott nicht nur der 
Schöpfer des Himmels und der Erde. Er 
ist und bleibt auch deren Eigentümer. 
Deshalb kann der Mensch das Land 
zwar bearbeiten, bestellen und bewoh-
nen, aber verkaufen darf er es nicht. 
„Das Land ist unveräußerlich.“ (Barros 
Souza/Caravias 1990, 98) Erst später, 
als sich das Volk Israel im Norden mit 
den Assyrern und im Süden mit den 
Babyloniern vermischt und erlebt habe, 
dass man Land auch kaufen und ver-
kaufen könne, sei die folgende, öffnen-
de und zugleich beschränkende Vor-
schrift erlassen worden: „Das Land darf 
nicht endgültig verkauft werden; denn 
das Land gehört mir, und ihr seid nur 
Fremde und Halbbürger bei mir.“ (Lev 
25,23; vgl. Ex 9,29) Aber nicht nur das 
Land, die ganze Erde mit allem, was in 
und auf ihr ist, einschließlich der Luft 
und des Luftraums, bleiben unter Got-
tes Herrschafts- und Rechtsanspruch 
(Ps 89,12; Dtn 10,14; vgl. Zenger 2004, 
1063): „Dem Herrn gehört die Erde und 

was sie erfüllt, der Erdkreis und seine 
Bewohner.“ (Ps 24,1)

Im Zuge der neuzeitlichen Eman-
zipationsgeschichte, in deren Verlauf 
sich Wissenschaft und Technik von Kir-
che und Theologie teils weit entfernt 
haben, wurde die oben dargelegte bib-
lische Auffassung mehr und mehr in 
Frage gestellt, bis sich der Mensch so-
gar an die Stelle Gottes setzte. René De-
scartes hielt nicht mehr Gott für den 
Herrn und Eigentümer der Schöpfung. 
Vielmehr avancierten bei diesem wirk-
mächtigen Philosophen die Menschen 
zu „maîtres et possesseurs de la nature“
(zit. nach Kessler 1990, 41), zu „Herren 
und Besitzern der Natur“. 

Von dieser problematischen Posi-
tion unbeirrt halten die christlichen 
Kirchen und Theologien bis heute an 
dem Gedanken fest, dass Gott der Ei-
gentümer des von ihm Geschaffenen 
bleibt. Die Katholische Kirche in Lu-
xemburg betont in ihrem Sozialwort, 
dass der Menschheit auf diesem Plane-

 Auch bei 
überlebenswichtigen 
Ressourcen entscheidet in 
aller Regel die Kaufkraft 
und nicht der Bedarf über 
den Zugang
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ten nur ein Gaststatus zukomme: „Als 
Gästen gehört uns die Erde nicht“ (Erz-
diözese Luxemburg 2007, Nr. 4.7). Sie 
ist eine Leihgabe, wie die deutschen 
Bischöfe schon 1980 dargelegt haben: 
„Die Welt ist eine Gabe Gottes an den 
Menschen, und sie ist ihm gegeben zum 
Weitergeben. […] So wird die Schöp-
fung zum Erbe, das jedes Geschlecht 
den kommenden Geschlechtern schul-
det und ihnen nicht wegkonsumieren, 
nicht mit unerträglichen Hypotheken 
belasten darf. […] Verantwortung des 
Menschen für die Schöpfung ist Ver-
antwortung dafür, das Erbe zu hüten 
und nicht anstelle eines Gartens ei-
ne Wüste zu hinterlassen“ (DBK 1980, 
II.5). Die jeweils lebenden Generatio-
nen sind darum nur die „Verwalter“. 
Der Begriff des Verwalters, englisch ste-
ward, mit dem die Beziehung des Men-
schen zur übrigen irdischen Schöpfung 
neu gefasst werden soll, bezeichnet ur-
sprünglich eine Person, die in Verant-
wortung vor dem Eigentümer des Land-

besitzes die wesentlichen Ressourcen 
und Funktionen des oikos, des Haus-
halts, zu managen hatte (oikonomia). 
Übertragen auf den „Haushalt“ Got-
tes, das „Lebenshaus“ Erde, bedeutet 
dies, dass dem Menschen als Verwalter 
das verantwortliche Management an-
vertraut ist (vgl. Coleman 1994, 920, 
922). Für Christinnen und Christen ist 
Jesus das Modell des authentischen 
Verwalters: sensibel gegenüber allem 
Leben und den Bedürfnissen der an-
deren. Authentische Haushälterschaft 
führt für Gerald Coleman notwendig 
zu Verehrung und Ehrfurcht im Sin-
ne einer Haltung tiefer Achtung vor 
dem Leben. Ein christliches Verständnis 
von stewardship setze dabei den Glau-
ben an eine allumfassende Gegenwart 
Gottes in allem Leben wie der gan-
zen Schöpfung voraus und führe zu 
einem Respekt vor der Natur und zu 
einem Leben in Übereinstimmung mit 
ihr (vgl. ebd.). 

69). Nach Oswald von Nell-Breuning 
ist es sehr zu begrüßen, dass das Kon-
zil hier „die Zweckbestimmung (Wid-
mung) der Erdengüter an die Mensch-
heit, nicht an die einzelnen Menschen, 
herausgestellt“ hat und dass „der so 
oft verwischte Unterschied“ zwischen 
der allen zustehenden Nutzung und 
der konkreten Verwaltung und Bewirt-
schaftung hier „kräftig unterstrichen“ 
werde (1968, 505).

Papst Paul VI. spricht von einem 
„Grundgesetz“, dem andere Rechte – 
wie das auf Eigentum und freien 
Tausch – untergeordnet seien (Populo-
rum progressio 22). Johannes Paul II. 
hat in seinen Sozialenzykliken immer 
wieder auf diesen Grundsatz zurückge-
griffen und dessen zentrale Rolle be-
tont, um die Verantwortung des Men-
schen im Umgang mit den Gütern der 
Schöpfung zu untermauern. Der Papst 
nennt es das „Grundprinzip der ganzen 
sozialethischen Ordnung“ (Laborem 
exercens 19.2) sowie das „kennzeich-
nende Prinzip der christlichen Sozial-
lehre“ (Sollicitudo rei socialis 42.5). Die
christliche Tradition habe das Recht auf

Eigentum „nie als absolut und unan-
tastbar betrachtet. Ganz im Gegenteil, 
sie hat es immer im umfassenden Rah-
men des gemeinsamen Rechtes aller auf
Nutzung der Güter der Schöpfung ins-
gesamt gesehen; m. a. W. das private Ei-
gentumsrecht ist dem Recht auf die ge-
meinsame Nutzung, der Bestimmung 
der Güter für alle untergeordnet.“ (LE 
14.2)3 Auf ihm liegt eine soziale – und 
man muss ergänzen: auch eine ökolo-
gische – Hypothek (vgl. SRS 42.5). 

 Das private 
Eigentumsrecht ist 
dem gemeinsamen 
Nutzungsrecht aller an 
den Gütern der Erde 
untergeordnet

Das Prinzip von der allgemeinen Bestimmung der Güter

Die dargelegte Position wurde im theo-
logisch-ethischen Grundsatz der Wid-
mung der Erdengüter an alle festge-
schrieben. Das Kompendium der So-
ziallehre der Kirche rechnet diesen zu 
den Prinzipien der kirchlichen Sozial-
verkündigung. Der Grundsatz bestäti-
ge „sowohl die vollkommene und ewi-
ge Herrschaft Gottes über jede Realität 
als auch die Forderung, dass die Güter 
der Schöpfung in ihrer Bestimmung auf 
die Entwicklung des ganzen Menschen 
und der gesamten Menschheit ausge-
richtet bleiben sollen“ (Päpstlicher Rat 
2006, Nr. 177; vgl. KKK 2402 f.). Die 
rechtliche Beziehung des Menschen zur 
Erde und den anderen Mitgeschöpfen 
darf folglich, wenn man die biblischen 
Aussagen ernst nimmt, nicht als ein 
Eigentumsverhältnis bestimmt wer-
den, schon gar nicht im Sinne des bis 
ins Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) rei-
chenden ius utendi et fruendi et abu-
tendi, des Rechtes also, eine Sache zu 

nutzen, ihre Früchte zu genießen und 
die Sache auch missbrauchen zu dür-
fen. Schon in der ersten Aufl age des 
BGB war dieses Recht, mit einer Sache 
„nach Belieben verfahren und andere 
von jeder Einwirkung ausschließen“ zu 
können, mit einer Schranke versehen 
worden: Es galt und gilt nur, „soweit 
nicht das Gesetz oder Rechte Dritter 
entgegenstehen“ (§ 903 BGB).

In der ersten Sozialenzyklika „Re-
rum novarum“ von 1891 schrieb Papst 
Leo XIII.: „Die Güter der Natur und 
die Geschenke der Gnade insgesamt 
gehören gemeinschaftlich der großen 
Menschenfamilie an“ (RN 21). Des-
halb – so das Zweite Vatikanum un-
ter Berufung auf Pius XII. und Johan-
nes XXIII. – müsse die Erde mit allem, 
was sie enthalte, allen Menschen und 
Völkern „in einem billigen Verhältnis“ 
zustatten kommen; „dabei hat die Ge-
rechtigkeit die Führung, Hand in Hand 
geht mit ihr die Liebe“ (Gaudium et spes 

3 Vgl. auch KKK 1997, Nr. 2403: „Daß 
die Güter für alle bestimmt sind, bleibt vor-
rangig“ sowie DBK/EKD 1997, Nr. 118: „Die 
Güter der Schöpfung sind für alle bestimmt“.
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Schon Thomas von Aquin hat das 
Privateigentum nicht naturrechtlich, 
sondern pragmatisch begründet. Sei-
ne Überlegungen finden sich in der 
modernen Wirtschaftsethik wieder. 
So schreibt Karl Homann: „Die Insti-
tution Privateigentum insgesamt hat 
ihre ethische Begründung letztlich in 
dem durch Ausschließbarkeit entste-
henden Anreiz für die Eigentümer, mit 
knappen Ressourcen sparsam und ef-
fizient umzugehen.“ (Homann 1993, 
650) Es kommt noch eine weitere Ver-
pflichtung hinzu, die auch das deut-
sche Grundgesetz in Artikel 14, Ab-
satz 2 zum Ausdruck bringt: „Eigen-
tum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen.“4 Zum Wohl der Allgemeinheit 
ist nach Absatz 3 auch eine – rechts-
staatlich zu organisierende und ent-
schädigungspfl ichtige – Enteignung 
möglich. Entsprechend diesen Regeln 
kann nach Artikel 15 sogar eine Ver-
gesellschaftung von Grund und Bo-
den, Naturschätzen und Produktions-
mitteln sowie deren Überführung in 
Gemeineigentum oder in andere For-
men der Gemeinwirtschaft vorgenom-
men werden. In Deutschland kaum ge-
nutzt, könnten diese grundrechtlichen 
Regelungen, die letztlich auf dem Prin-
zip der allgemeinen Bestimmung der 
Güter fußen, ein Anstoß für die Wei-
terentwicklung nationalen und über-
nationalen Rechts sein.

Papst Franziskus schreibt in seiner 
Botschaft zum Weltfriedenstag 2014, 
dass der Mensch die Natur zwar nut-
zen dürfe, sie aber zu respektieren, zu 
bewahren, zu pflegen und verantwort-
lich zu verwalten habe (vgl. Franzis-
kus 2014, Nr. 9). Gegenwärtig sei das 
Mensch-Natur-Verhältnis allerdings 
eher von Habgier und vom Hochmut 
des Herrschens, Besitzens, Manipulie-
rens und Ausbeutens geprägt. Die öko-
nomische Nutzung der Natur müsse im 
Dienst der Mitmenschen, einschließ-
lich der kommenden Generationen, ste-
hen. Insbesondere sei es eine „unum-
gängliche Pflicht, die Ressourcen der 
Erde so zu nutzen, dass keiner Hunger 

leidet“ (ebd.). Ziel sei es, dass „alle die 
Früchte der Erde genießen können, 
nicht nur um zu vermeiden, dass sich 
der Unterschied zwischen denen, die 
mehr besitzen, und denen, die sich mit 
den Überbleibseln begnügen müssen, 
vergrößert, sondern auch und vor al-
lem, weil dies ein Erfordernis der Ge-
rechtigkeit, der Ebenbürtigkeit und der 
Achtung gegenüber jedem Menschen 
ist.“ (ebd.) In diesem Zusammenhang 
erinnert Franziskus an „die notwendi-
ge universale Bestimmung der Güter“, 
um allen einen „effektiven und gerech-
ten Zugang zu den wesentlichen und 
vorrangigen Gütern zu gewähren, die 
jeder Mensch braucht und auf die er 
ein Anrecht hat“ (ebd.).

Wie aber sollen die Ressourcen 
gerecht verteilt werden? Ein gleiches
Nutzungsrecht aller festzuschreiben, 
wie dies beim (möglichst schnell und 
drastisch zu reduzierenden) Gebrauch 
der Atmosphäre als Deponieraum für 
Treibhausgase diskutiert wird, wäre 
vermutlich von allen möglichen Lö-
sungen die einfachste. Aber ist sie auch 
gerecht? Müssen dazu nicht auch die 
historischen Verbräuche und Emis-
sionen in Rechnung gestellt werden, 
auf denen der heutige, global höchst 
ungleich verteilte Wohlstand basiert? 
Darüber hinaus verlangt Gerechtigkeit, 
„wesentlich Gleiches gleich und we-
sentlich Ungleiches ungleich zu behan-
deln“ (vgl. BVerfG, 2 BvL 1/00 vom 
12.5.2009, Absatz-Nr. 25). Menschen 
sind gleich hinsichtlich ihrer Würde 
und ihrer Rechte, aber sie haben unter-
schiedliche Bedarfe, die u. a. von teil-
weise variablen individuellen Eigen-
schaften, vor allem aber von natür-

 Gegenwärtige 
Probleme der globalen 
Verteilungsgerechtigkeit 
dürfen nicht zu Lasten 
kommender Generationen 
„gelöst“ werden

lichen, weitgehend unveränderlichen 
Umgebungsbedingungen abhängen, 
denen sich die meisten nur bedingt 
entziehen können. Noch schwieriger 
ist die Ermittlung der Bedarfe künftiger 
Menschen, besonders dann, wenn wir 
zeitlich weit von uns entfernte Gene-
rationen berücksichtigen. Dennoch ist 
wohl unstrittig, dass Zukünftige auf-
grund von Konstanten, die mit dem 
Menschsein gegeben sind, nicht völ-
lig andere Grundbedürfnisse haben 
werden als Heutige (z. B. nach saube-
rer Luft, genießbarem Trinkwasser und 
gesunder Ernährung). Daraus ergeben 
sich u. a. zwei Forderungen:

(1) Gegenwärtige Probleme der glo-
balen Verteilungsgerechtigkeit müssen 
aktuell gelöst werden und dürfen nicht 
zu Lasten kommender Generationen 
aufgeschoben und angehäuft werden.

(2) Annahmen oder Schätzungen 
bezüglich der technischen Entwicklun-
gen, der Vorräte endlicher Ressourcen 
und der künftigen Verbräuche sollten 
realistisch und nicht allzu optimistisch 
ausfallen, da sonst die Folgegenera-
tionen benachteiligt werden könnten.

Konsequenzen für 
den Umgang mit den 
Umweltgütern

Ein gemeinsames, zentrales Ziel der 
Menschheit ist spätestens seit dem 
Erdgipfel von Rio de Janeiro 1992 ei-
ne nachhaltige Entwicklung, also eine 
Entwicklung, die – wie die World Com-
mission on Environment and Develop-
ment (WCED) in ihrem sog. Brundt-
land-Bericht fünf Jahre zuvor defi nier-
te – die Bedürfnisse der jetzt Lebenden 
befriedigt, ohne die Fähigkeit künfti-
ger Generationen zu gefährden, ihre 
eigenen Bedürfnisse zu befriedigen. 
Im Bericht geht es vor allem um die 
Grundbedürfnisse der Armen dieser 
Welt, denen oberste Priorität einge-
räumt werden sollte (vgl. WCED 1987, 

4 Vgl. USCCB 2001, 8: „[…] das Recht auf Privateigentum geht mit der Verantwortung 
einher, das, was wir besitzen, zu nutzen, um dem Gemeinwohl zu dienen“.
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Chapter 2, No. 1). Die WCED-Experten-
gruppe für Umweltrecht übersetzt die-
ses Leitbild in menschenrechtliche und 
ökologische Grundsätze:

„Fundamentales Menschenrecht:
1. Alle Menschen haben das grundle-
gende Recht auf eine Umwelt, die ih-
rer Gesundheit und ihrem Wohlerge-
hen dient.

Intergenerationelle Gerechtigkeit:
2. Die Staaten sollen die Umwelt und 
die natürlichen Ressourcen bewahren 
und zum Nutzen der gegenwärtigen 
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und künftigen Generationen gebrau-
chen.

Bewahrung und nachhaltige Nut-
zung: 3. Die Staaten sollen die Öko-
systeme und die ökologischen Prozes-
se aufrechterhalten, die für das Funk-
tionieren der Biosphäre entscheidend 
sind, sie sollen die Artenvielfalt erhal-
ten und das Prinzip der optimalen 
nachhaltigen Nutzung lebender natür-
licher Ressourcen und Ökosysteme be-
achten.“ (WCED 1987, Annexe 1, No. 3)

Was folgt daraus für den Umgang 
mit Umweltgütern? Bei erneuerbaren 
Ressourcen genügt es, gemäß den Ma-
nagementregeln der Nachhaltigkeit zu 
verfahren (vgl. Lienkamp 2009, 350–
353), deren Einhaltung insbesondere 
sicherstellt, dass nur von den „Zinsen“, 
nicht aber vom „Kapital“ genommen 
wird. Das klingt bescheiden, setzt je-
doch eine völlige Umgestaltung und 
strenge Regulierung der globalen Öko-
nomie in Richtung einer ökologischen 
und sozial gerechten Marktwirtschaft 
voraus. Hierzu bedarf es gewaltiger 
Kraftanstrengungen und einer „Alli-
anz der Willigen“, einschließlich der 
Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
um eine entsprechende weltweite, ge-
waltfrei agierende Kraft zu installieren, 
die in der Lage wäre, den Kapitalismus 
mit Hilfe der Parlamente und der Ver-
einten Nationen auf globaler und na-
tionaler Ebene zu zähmen.

Wie aber ist mit nicht-erneuerbaren 
Umweltgütern zu verfahren, die bei ih-
rer Nutzung verbraucht werden? Erd-
öl, das verbrannt wird, ist – bezogen 
auf menschliche Zeitmaße – unwie-
derbringlich verloren. Reicht es hier 
aus, technische Ersatzlösungen für die 
nachrückenden Generationen bereitzu-
stellen? Sicher wäre schon relativ viel 
gewonnen, wenn – wie John Hartwick 
im Anschluss an John Rawls vorge-
schlagen hat – „ein Teil der Erträge aus 

Eine ökologische und 
soziale Marktwirtschaft 
bedarf der strengen 
Regulierung

der Ausbeutung natürlicher Ressourcen
zum Aufbau eines künstlichen Kapital-
stocks verwendet“ würde, um daraus 
Substitute zu entwickeln (vgl. Diefen-
bacher 2001, 69). Diese Strategie müss-
te aber in ein umfassenderes Sparkon-
zept eingebettet werden, bei dem es um 
die Schonung der Erde und ihrer Res-
sourcen geht. Jede Generation müss-
te in diesem Sinne „ein dreidimensio-
nales, keineswegs bloß ökonomisches 
Sparen“ pfl egen.

„Ein ‚konservierendes Aufsparen‘: 
ein Bewahren von Institutionen und 
Ressourcen, ein ‚investives Ansparen‘ 
(von Kapital, Infrastruktur, Zukunfts-
techniken …) und ein ‚präventives Er-
sparen‘: ein Verhindern von Kriegen, 
ökologischen Katastrophen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Zusammenbrü-
chen.“ (Höffe 2001, 90)

Dem WBGU ist zuzustimmen, dass 
die klassische, militärgestützte Sicher-
heitspolitik „kaum Beiträge zur Lösung 
drohender Klimakrisen“ wird leisten 
können. Dasselbe gilt auch in Bezug 
auf schwelende und drohende Kon-
flikte um Wasser und Boden. Des Wei-
teren „ist nur schwer vorstellbar, dass 
in den kommenden Jahren ein Global-
Governance-System entstehen könn-
te, das dazu in der Lage wäre, den he-
rausgearbeiteten Konfl iktkonstellati-
onen wirksam zu begegnen.“ (WBGU 
2008, 7, 189) Gleichwohl sind ernst ge-
meinte Anstrengungen zur Etablierung 
eines solchen Systems auf der Grund-
lage der allgemeinen Bestimmung der 
Güter sinnvoll und überdies alterna-
tivlos, sollen das seit dem Erdgipfel 
von Rio de Janeiro verbindliche Leit-
bild nachhaltiger Entwicklung und die 
Millenniumsziele der Vereinten Natio-
nen nicht völlig verfehlt werden.

Weitere wichtige Elemente einer 
präventiven Friedens- und Sicher-
heitspolitik mit Blick auf die basalen 
Umweltgüter Klima, Wasser und Bo-
den sind
• dem Klimawandel Einhalt zu gebie-

ten, Unterstützungen der besonders 
verwundbaren Länder und Regio-
nen bei deren Anpassungsbemü-

hungen zu leisten und Entschä-
digungen der Hauptleidtragenden 
durch die Hauptverursacher vor-
zunehmen, 

• der Schutz der Süßwasserressour-
cen, einschließlich der Bodenfeuch-
te, vor Verschwinden, Verdunstung, 
Versalzung und Verschmutzung, ein 
grenzüberschreitendes Wasserma-
nagement und der Stopp von wa-
ter grabbing, 

• der Schutz der Böden vor Degrada-
tion, Erosion, Versalzung und Ver-
schmutzung sowie das Unterbinden 
von land grabbing.

Eine solche Politik verhindert nicht 
nur Leid, sondern spart auch Geld, ist 
also aus ethischer und ökonomischer 
Sicht vernünftig. Darüber hinaus be-
darf es aber auch völkerrechtlich ver-
ankerter, regional institutionalisierter 
Mediationsverfahren, die kooperative 
Lösungen erleichtern und die verhin-
dern, dass (grundsätzlich unvermeid-
liche) Ressourcenkonfl ikte eskalieren. 

Andreas Lienkamp (*1962), Dr. theol., 
Professor für Christliche Sozialwis-
senschaften am Institut für Katholi-
sche Theologie der Universität Osna-
brück. Forschungsschwerpunkte: So-
zial- und Umweltethik, insbesondere 
Nachhaltigkeit, Klimawandel und Ge-
rechtigkeit, Menschenwürde und Men-
schenrechte sowie intergenerationelle 
Gerechtigkeit; wichtige Veröffentli-
chungen zum Thema: Klimawandel und 
Gerechtigkeit. Eine Ethik der Nachhal-
tigkeit in christlicher Perspektive, Pa-
derborn-München/Wien/Zürich 2009; 
Wettstreit um Ressourcen. Konfl ikte 
um Klima, Wasser und Boden, Mün-
chen 2014 (hrsg. zusammen mit Ulrich 
Schneckener, Arnulf von Scheliha und 
Britta Klagge), darin: Die Ungerechtig-
keit des Klimawandels – Ethische Über-
legungen zu einem globalen Ressour-
cenkonfl ikt, 95–122.
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Rohstoffpolitik als 
globale Ordnungsaufgabe
Herausforderungen an deutsche und europäische Rohstoffstrategien

Der Abbau von Bodenschätzen führt in wachsendem Maß zu Umweltproblemen so-
wie zu wirtschaftlichen und sozialen Konflikten und nicht selten zu Menschenrechts-
verletzungen. Daher ist eine internationale Rohstoffpolitik erforderlich, die auf ei-
nen Ausgleich der divergierenden Interessen zielt. Die deutsche sowie die europäi-
sche Rohstoffstrategie liefern Beispiele dafür, dass die Industrienationen im Umgang 
mit kostbaren Ressourcen vor allem die eigene Wirtschaft im Blick haben. Dennoch 
sind aus einigen freiwilligen Initiativen zur Rohstoffgovernance verbindliche Regu-
lierungen hervorgegangen. Hieran sollte angeknüpft werden. Dabei scheint ein the-
menbezogener Ansatz kurzfristig eher erfolgversprechend zu sein, als der Versuch ei-
ner umfassenden Steuerung.

Rohstoffe stehen seit einigen Jah-
ren wieder ganz oben auf der 

politischen und ökonomischen Agen-
da. Vor allem die wachsenden Öko-
nomien Chinas und Indiens und der 
anhaltend hohe Bedarf der alten In-
dustrienationen haben die Preise der 
meisten Rohstoffe seit 2003 sprunghaft 
steigen lassen. Da in den 1980er und 
1990er Jahren nur wenige Investitio-
nen in die Erschließung neuer Lager-
stätten geflossen sind, konnte das An-
gebot nicht unmittelbar der Nachfra-
ge gerecht ausgebaut werden. Darüber 
hinaus haben technische Innovationen 
vor allem im Bereich der erneuerba-
ren Energie und der Hochleistungs-
technologien den Abbau bislang we-
nig nachgefragter Rohstoffe wie z. B. 
Lithium befördert. Und nicht zuletzt hat
die Konzentration im Rohstoffsektor 
sowohl auf der Unternehmensseite – 
nur drei Unternehmen (Vale, BHP Bil-
liton und Rio Tinto) kontrollieren über 
die Hälfte des Eisenbergbaus weltweit 
und 70 % des maritimen Transports die-
ses Rohstoffs – wie auch die Konzen-
tration auf wenige Produktionsländer 
wie China bei den Seltenen Erden da-
zu geführt, dass Industrieländer eine 

mögliche Verknappung der Rohstoffe 
auf dem Weltmarkt befürchten. Dem-
entsprechend haben die Industrielän-
der, die wie Deutschland abhängig von 
Rohstoffimporten sind, nationale Roh-
stoffstrategien entwickelt. Im folgen-
den Beitrag soll der Frage nachgegan-
gen werden, ob diese Rohstoffstrate-

gien die Probleme im Rohstoffsektor 
adäquat adressieren, welche Initiati-
ven es bereits im internationalen Roh-
stoffkontext gibt und welche Schwie-
rigkeiten und Lücken für den Aufbau 
einer internationalen Rohstoffgover-
nance vorhanden sind.

Soziale und ökonomische Herausforderungen

Die Auswirkungen von Bergbau auf lo-
kale Gemeinschaften sind schon viel-
fach untersucht worden. Landdegradie-
rungen, Wasserverschmutzungen, Um-
siedlungen haben zum Teil desaströse 
Auswirkungen auf die lokale Bevöl-
kerung. In den peruanischen Anden 
hat der massive Ausbau von Bergbau 
dazu geführt, dass die sozialen Span-
nungen in der Region stark zugenom-
men haben. Die extraktive Industrie 
ist der größte Konfliktherd des Landes. 
So hat die Defensoría del Pueblo (Om-
budsbüro für Menschenrechte) im Juni 

2013 insgesamt 223 aktive und latente 
Konfl ikte aufgeführt.1 Davon fallen 145
unter die Kategorie soziale und Um-
weltkonflikte, über 70 % davon stehen 
im unmittelbaren Zusammenhang mit 
Bergbau oder der Erdöl-/Erdgasindust-
rie. Ein großer Teil dieser Konfl ikte (ca. 
60 %) sind divergierende Nutzungsinte-
ressen für das Wasser. Die Anzahl der 
Konflikte um soziale Fragen und Um-
weltthemen hat die der traditionellen 
Arbeitskonflikte in diesem Sektor in-
zwischen weit übertroffen.

Heidi Feldt

1 www.defensoria.gob.pe/conflictos -sociales/Reporte Mensual de Confl ictos Sociales 
N° 112, Junio 2013
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Aber das Beispiel Peru verdeutlicht 
auch die zunehmenden Nutzungskon-
flikte zwischen der lokalen Bevölke-
rung und Bergbauvorhaben um be-
grenzte Ressourcen wie Wasser, Land 
und Energie.

Auch wenn die Umsetzung und 
Überwachung von Umweltstandards 
Sache der jeweiligen nationalen Regie-
rungen sind, muss sich eine internatio-
nale Rohstoffpolitik den Umweltprob-
lemen, die mit dem Bergbau verbunden
sind, stellen und zu einer Verbesserung 
der Umweltstandards beitragen. Ih-
re Aufgabe ist es, entsprechende Lö-
sungen entlang des gesamten Produk-
tionszyklus der Rohstoffe vom Abbau 
bis zur Wiederverwertung in den Blick 
nehmen. Die Ausweitung des Rohstoff-
abbaus in immer fragilere Ökosysteme 
wie dem Meeresboden, die mögliche Er-
schließung von Vorkommen in der Ark-
tis oder Antarktis oder die Zerstörung 
von Regenwaldgebieten durch Bau-
xitabbau schaffen Zielkonfl ikte, z. B.
zwischen dem Erhalt der biologischen 
Vielfalt und dem Bergbau sowie dem 
Klimaschutz und dem Bergbau. Diese 
Konflikte sollten mit dem Ziel aufge-
griffen werden, sie zu entschärfen und 
Ausgleich zu schaffen. Dabei darf ei-
ne internationale Rohstoffgovernance 
nicht nur ökologische oder wirtschaft-
lich-soziale Dimensionen fokussieren, 
sondern muss auch darauf bedacht sein,
die Menschenrechte der lokalen Bevöl-
kerung zu schützen. Die Frage ist, ob die
Rohstoffstrategien der großen Indus-
trienationen einen Beitrag dazu leisten.
Deshalb sollen exemplarisch die deut-
sche und die europäische Rohstoffpo-
litik unter die Lupe genommen werden.

Die deutsche Rohstoffstrategie

Mehrere große Industrienationen wie 
Japan, Deutschland und Großbritan-
nien verfügen nur über kleine einhei-
mische Rohstoffvorkommen. So ist 
Deutschland fast zu 100 % von der Ein-
fuhr metallischer Rohstoffe abhängig. 
Ein zentrales Ziel der Rohstoffstrate-

gien dieser Länder ist daher die Siche-
rung der Versorgung ihrer Industrie mit 
den notwendigen Rohstoffen. Dement-
sprechend stehen der freie Markt und 
das Verbot von Handelsbeschränkun-
gen im Fokus der deutschen und der 
europäischen Strategie. Einige Indus-
trienationen (z. B. Japan) setzen auf 
strategische Lagerhaltung von Rohstof-
fen, um sich gegenüber Verknappun-
gen und Preisschwankungen auf dem 
Weltmarkt abzusichern, andere unter-
stützen ihre Industrien in der Diversi-
fizierung der Bezugsquellen und dem 
verbesserten Zugang zu Rohstoffen.

Die deutsche Rohstoffpolitik ist in 
der Rohstoffstrategie der Bundesregie-
rung aus dem Jahr 2010 sowie in den 
Sektorstrategien des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ, 2010) 
und des Umweltministeriums (BMU, 
2012) dargelegt. Im Sinne der Versor-
gungssicherheit leitet die Bundesregie-
rung folgende Kernziele für ihre Stra-
tegie ab:
• Abbau von Handelshemmnissen 

und Wettbewerbsverzerrungen,
• Unterstützung der deutschen Wirt-

schaft bei der Diversifi zierung ihrer 
Rohstoffbezugsquellen,

• Unterstützung der Wirtschaft bei 
der Erschließung von Synergien 
durch nachhaltiges Wirtschaften 
und Steigerung der Materialeffi -
zienz,

• Weiterentwicklung von Technolo-
gien und Instrumenten zur Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für 
das Recycling,

• Aufbau bilateraler Rohstoffpartner-
schaften mit ausgewählten Ländern,

• Eröffnung neuer Optionen durch 
Substitutions- und Materialfor-
schung,

• Fokussierung rohstoffbezogener 
For schungsprogramme,

• Herstellung von Transparenz und 
Good Governance bei der Rohstoff-
gewinnung,

• Verzahnung nationaler Maßnah-
men mit der europäischen Roh-
stoffpolitik. 

Handels- und Außenwirtschaftsmaß-
nahmen wie die Sicherung des freien 
Handels mit Rohstoffen und der Ab-
bau aller Handelsbeschränkungen im 
Rohstoffhandel stehen dabei im Vor-
dergrund. 

Darüber hinaus versucht die Bun-
desregierung durch den Abschluss so-
genannter Rohstoffpartnerschaften, 
der deutschen Industrie  verbesserten 
Zugang zu den Rohstoffen ausge-
wählter Partnerländer zu sichern. Die-
se Rohstoffpartnerschaften bilden ein 
wesentliches Element der deutschen 
Rohstoffstrategie. Sie sollen einen Rah-
men schaffen, durch den die deutsche 
Industrie in den Rohstoffpartnerländern
z. B. in Infrastrukturvorhaben investiert
und im Gegenzug dafür bevorzugten 
Zugang zu Rohstoffen erhält. Die Part-
nerschaftsverträge bilden einen völker-
rechtlich verbindlichen Rahmen zwi-
schen den Staaten, auf dessen Grund-
lage privatrechtliche Verträge zwischen
Industrieunternehmen geschlossen 
werden. Bisher wurden Partnerschafts-
verträge mit der Mongolei und mit Ka-
sachstan geschlossen, mit Peru liegt ein
weiterer unterschriftsreif vor. 

Dass die Partnerschaftsverträge an 
wirtschaftlichen Interessen ausgerich-
tet sind, liegt in der Natur der Sache. 
Auffällig ist allerdings, dass keine Vo-
raussetzungen geschaffen werden, um 
die Bedingungen im Bergbausektor 
strukturell zu verbessern. Zwar wer-
den in den Verträgen neben Trans-
parenz auch die Umsetzung von Um-
welt- und Sozialstandards bei der 
Rohstoffgewinnung und -verarbei-
tung benannt.2 Es werden aber keine 

2 Siehe Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Mongolei über Zusammenarbeit im Rohstoff-, Industrie- und Technologie-
bereich (13.10.2011) und Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Republik Kasachstan über Partnerschaft im Rohstoff-, Indus-
trie- und Technologiebereich (8.2.2012).
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Maßnahmen erwähnt, die dies fördern 
würden. So verzichtet man darauf, die 
existierenden Multistakeholder Komi-
tees der Extractive Industry Transpa-
rency Initiative (EITI) in den Ländern3

oder die Zivilgesellschaft einzubezie-
hen, um tatsächlich Schritte zu mehr 
Transparenz sowie zur Beachtung von 
Menschenrechten und zur Sicherung 
von Standards im Bergbau zu fördern. 

Rohstoffpartnerschaften sind aber 
nur ein Instrument des intendierten Zu-
griffs auf ausländische Rohstoffquel-
len. Auch die Außenwirtschaftsförde-
rung dient diesem Zweck, indem sie 
deutsche Investitionen in Bergbauvor-
haben fördert.

Existierende internationale 
Initiativen

In den letzten zehn Jahren sind eine 
Reihe von Initiativen entstanden, die 
die Rohstoffgovernance verbessern 
wollen. Einige versuchen, umfassen-
de Lösungsansätze zu entwickeln, an-
dere sind nur auf ein Thema bezogen. 
Eine Auflistung der existierenden Ini-
tiativen findet sich in Bleischwitz et 
al. (2012).

Es zeigt sich, dass die Transparenz 
der Zahlungen im extraktiven Sektor 
zu den Themen gehört, die wahrschein-
lich international am besten verankert 
sind. Die bekannteste Initiative ist die 
Extractive Industry Transparency Ini-
tiative (EITI). In EITI verpfl ichten sich 
die Mitgliedsländer, die Zahlungen der 
Bergbau-, Erdöl- und Erdgasunterneh-
men an Regierungen zu veröffentli-
chen, ein Multistakeholderkomitee ein-
zurichten und den Umsetzungsprozess 
von diesem Komitee bestimmen zu las-
sen. Dadurch soll ein Beitrag zur Ein-
dämmung von Korruption und Beste-
chung im extraktiven Sektor geleistet 
werden und die Zivilgesellschaft der 
rohstoffreichen Länder soll in die La-
ge versetzt werden, durch Daten über 
die Staatseinnahmen ihre Regierungen 
in die Pflicht nehmen zu können. Mitt-
lerweile sind über 30 Länder der EITI 
beigetreten, 23 davon haben die Min-
destanforderungen erfüllt. Doch es zei-
gen sich auch große Lücken in der Um-
setzung: Mehrere Länder mit hoher 
Korruption wie z. B. Angola treten der 
EITI nicht bei, in anderen Ländern er-
folgt die Berichtslegung nur auf Län-
derbasis, so dass die Berichte nur aus 
hochaggregierten Zahlen bestehen, die 
eine Rückverfolgung zum einzelnen 
Projekt nicht möglich machen. Um die-
se Lücken zu schließen, haben sowohl 
die USA als auch die Europäische Union

Die europäische Rohstoffstrategie 

Ähnliche Schwerpunkte setzt die eu-
ropäische Rohstoffstrategie. Sie basiert 
auf drei Säulen:
• Die erste reagiert auf die Probleme 

in der Versorgung und Verfügbar-
keit von metallischen Rohstoffen. 
Hier sollen vor allem handels- und 
investitionspolitische Maßnahmen 
greifen, zu deren Unterstützung die 
EU eine eigene „Rohstoffdiploma-
tie“ aufbauen will.

• Die zweite Säule setzt auf Möglich-
keiten der Erschließung bzw. des 
Ausbaus europäischer Lagerstät-
ten, um die Importabhängigkeit von 
einigen Rohstoffen zu reduzieren.

• Dritter Bestandteil der EU Strate-
gie ist der Bereich Ressourcenef-
fizienz, Recycling und Wiederver-
wendung, dem sich auch die Ende 
Februar 2012 veröffentlichte Mit-
teilung der EU-Kommission zu In-
novationspartnerschaften bei Roh-
stoffen4 widmet. Darin wird als Ziel 
formuliert, bis 2020 die Importab-
hängigkeit Europas von Rohstoffen 
signifikant zu verringern. Als Mittel 
werden dazu gesehen: u. a. Abbau 
von Rohstoffen in der EU und als 
Voraussetzung dafür der Aufbau ei-
nes europäischen geologischen In-
formationssystems; die Vermeidung 
von Abfall, Urban Mining und die 
Verhinderung von illegalem Export 
von Schrott. 

Laut Hilpert et al. (2013) ist die Hand-
schrift der deutschen Rohstoffpolitik 

deutlich in der europäischen wieder-
zufi nden.

Sowohl die europäische als auch die 
deutsche Rohstoffstrategie entspricht 
nationalen bzw. regionalen Interessen. 
Beide greifen Effi zienz, Wiederverwer-
tung und Recycling von Rohstoffen auf 
und weisen in die richtige Richtung. 
Dies gilt vor allem für die sektorspezi-
fische Ausgestaltung der deutschen 
Rohstoffstrategie durch das Umwelt-
ministerium. Beide sehen aber weder 
Ansätze noch Maßnahmen hin zu ei-
ner internationalen Rohstoffgover-
nance vor. Dies wird vor allem sicht-

bar beim Abbau von Rohstoffen und 
ihrer unmittelbaren Weiterverarbei-
tung. Ansätze für eine internationale 
Rohstoffgovernance lassen sich daher 
aus der deutschen und aus der euro-
päischen Rohstoffstrategie nicht ablei-
ten. 

Anstöße für eine internationale 
Rohstoffgovernance scheinen eher 
durch internationale Initiativen zu er-
folgen, die von Nichtregierungsorga-
nisationen ausgehen.

Die Rohstoffstrategie der 
EU ist an den Bedürfnissen 
der europäischen Industrie 
orientiert

3 Sowohl die Mongolei als auch Kasachstan sind Mitglied von EITI
4 Mitteilung der Europäischen Kommission, Making raw materials available for Europe’s 

future Wellbeeing, Proposal for a European Innovation Partnership on raw materials, Brus-
sels, 29.2.2012, COM(2012) 82 fi nal
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Gesetze bzw. Richtlinien erlassen, die 
alle Unternehmen der Bergbau-, Erd-
öl- und Erdgasbranche, die an US- oder 
EU-Börsen gelistet sind5, verpfl ichten, 
ihre Zahlungen an Regierungen pro-
jektgenau zu veröffentlichen. Die EU 
hat die entsprechende Richtlinie 2013 
verabschiedet und die Mitgliedsländer 
müssen sie innerhalb der nächsten zwei 
Jahre in nationales Recht umsetzen.

Dies ist einer der seltenen Fälle, in 
denen aus einer freiwilligen Initiati-
ve und der Analyse ihrer Stärken und 
Schwächen eine verbindliche Regulie-
rung hervorgegangen ist. Da die ver-
bindlichen Regeln erst im nächsten 
Berichtszeitraum angewandt werden 
müssen, liegen noch keine Erfahrun-
gen damit vor. 

Auch wenn bezüglich der Transpa-
renz im extraktiven Sektor die ersten 
Schritte getan sind, lassen sich dadurch 
ganz offensichtlich nicht sämtliche 
Probleme im Rohstoffsektor lösen. Da-
her haben einige Protagonisten von EI-
TI wie z. B. Karin Lissaker vom Reve-
nue Watch Institute oder Paul Collier 
die Natural Resource Charter (NRC) 
entwickelt, die auf der Basis von 12 
Prinzipien rohstoffreichen Entwick-
lungsländern einen Weg zu einer ent-
wicklungsorientierten Rohstoffpolitik 
aufzeigen will. Die NRC wird von der 
Afrikanischen Union unterstützt und 

Bisher gehen aus 
freiwilligen Initiativen 
zur Rohstoffgovernance 
nur selten verbindliche 
Regulierungen hervor

diente als Referenz in der Entwicklung 
der regionalen Bergbauvision des Kon-
tinents, der Afrikanischen Mining Vi-
sion. Die NRC will einen Prozess eta-
blieren, der auf Erfahrungsaustausch 
und gegenseitigem Lernen basiert und 
so die Rohstoffpolitik der rohstoffrei-
chen Entwicklungsländer verbessert. 
Sie fokussiert dabei die nationalstaat-
liche Ebene, lokale Gemeinschaften in 
Bergbauregionen sind nicht berück-
sichtigt. Ähnlich wie der International 
Council on Mining and Metals (ICMM) 
Leitlinien für Bergbauunternehmen er-
arbeitet, werden auch die Prinzipen der 
NRC für Regierungen ohne verbindli-
che Umsetzung lediglich empfehlen-
den Charakter haben und somit Gefahr 
laufen, vor allem auf der Diskursebe-
ne eingesetzt zu werden.

Eine Reihe von Initiativen wie der Kim-
berley Prozess oder die Voluntary Prin-
ciples on Security and Human Rights 
behandeln menschenrechtliche Aspek-
te: Sei es, dass sie wie der  Kimberly Pro-
zess die Finanzierung bewaffneter Kon-
flikte durch den Handel mit Rohstoffen 
(Diamanten) unterbinden wollen, sei es, 
dass sie, wie die  Voluntary Guidelines, 
Menschenrechtsverletzungen durch Si-

 Eine umfassende 
Rohstoffgovernance 
scheitert an den 
unterschiedlichen 
Interessen der Länder

cherheitskräfte der Unternehmen mit-
tels einer aktiven Menschenrechtspo-
litik zu vermeiden suchen. 

All diese Initiativen versuchen 
punktuelle Probleme der Rohstoff-
governance aufzugreifen. Angesichts 
der großen Interessendivergenzen der 
rohstoffproduzierenden Länder un-
tereinander sowie zwischen den roh-
stoffproduzierenden und rohstoff-
verbrauchenden Ländern scheint ein 
themenbezogener Ansatz kurzfristig 
erfolgversprechender als der Aufbau 
einer umfassenden internationalen 
Rohstoffgovernance. Wie schwer dies 
ist, belegen die fehlgeschlagenen Ver-
suche internationaler Gremien wie z. B.
der UNCTAD, die versucht haben, ein 
level playing field für arme rohstoff-
reiche Länder herzustellen. Dies bein-
haltete das Bemühen, rohstoffbezogene 
Abkommen (commodity agreements) 
zu schließen, die den Preisvolatilitäten 
im Rohstoffsektor vorbeugen und da-
mit den rohstoffreichen Entwicklungs-
ländern planbare Einnahmen aus die-
sem Industriesektor ermöglichen soll-
ten. Von mehreren Abkommen, die 
ursprünglich vorgesehen waren, wur-
de nur eines zu Zinn abgeschlossen, 
dass aber an den unterschiedlichen In-
teressen rohstoffreicher Länder unter-
einander und mit den Industrieländern 
scheiterte. Zudem waren einige wich-
tige Produzentenländer wie Brasilien 
und China dem Abkommen nicht bei-
getreten.

Bleischwitz, Raimund; Pfeil, Florian (Hg.) (2009): Globale Roh-
stoffpolitik, Herausforderungen für Sicherheit, Entwicklung 
und Umwelt. Eine Welt Text der Stiftung Entwicklung und 
Frieden, Bd.23, Nomos Verlag: Baden Baden.
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Feldt, Heidi; Fuhr, Lili (2012): International Resource Politics – 
new challenges demanding new governance approaches for a 
green economy, Heinrich Böll Stiftung: Berlin.
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tionale Alleingänge oder internationale Kooperation? – Ana-
lyse und Vergleich der Rohstoffstrategien der G20-Staaten, 
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5 Die EU sieht zudem vor, dass auch alle großen Unternehmen, die nicht börsengelis-
tet sind, aber ihren Hauptsitz in einem EU Mitgliedsstaat haben, die Zahlen veröffentli-
chen müssen. 
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Anforderungen an eine internationale Rohstoffgovernance

Der Aufbau einer internationalen Roh-
stoffgovernance sollte daher bei den 
bereits existierenden Initiativen an-
setzen. Ein erster vertrauensbilden-
der Schritt könnte eine internationale 
Agentur zum Erfahrungsaustausch und 
zur Informationsvermittlung im Roh-
stoffsektor sein. Ansätze gibt es be-
reits: Im Rahmen des UN Systems ha-
ben sich Studiengruppen zu einzelnen 
Metallen (Kupfer, Blei, Zink) gebildet, 
deren Aufgabe in erster Linie die In-
formationsaufbereitung zu Produk-
tion, Weiterverarbeitung, Handel und 
Preisentwicklung ist. 2005 hat sich zu-
dem das Intergovernmental Forum on 
Mining, Minerals, Metals and Sustai-
nable Development (IGF) als ein frei-
williger Zusammenschluss von Staa-

ten gegründet, der dem Erfahrungs-
austausch dient und gute Praxis im 
Rohstoffsektor fördern will. Das IGF 
ist das weltweit einzige zwischenstaat-
liche Dialogforum, das Vertretern von 
Bergbauministerien ermöglicht, sich 
über die Probleme des Bergbaus und 
dessen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung auszutauschen (Hilpert et al, 
2013). Insgesamt sind diese Ansätze 
bisher nur schwach. Sie sind nur mit 
einem sehr eingeschränkte Mandat und 
einer geringen Umsetzungsmacht ver-
sehen, könnten aber Ausgangspunkte 
für eine umfassendere internationale 
Rohstoffpolitik sein, die den gesam-
ten Lebenszyklus der Rohstoffe in den 
Blick nimmt.
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Seltene Erden als Treibstoff 
des grünen Wachstums?
Zu den ökologischen und sozialen Missständen bei ihrer Gewinnung

Beim Abbau der Metalle, die in der Gruppe der Seltenen Erden zusammengefasst 
werden, bestehen große ökologische und soziale Probleme. China beherrscht der-
zeit noch den Markt für die Förderung von Seltenen Erden. Dort sind zusätzlich die 
ersten Stufen der Weiterverarbeitung konzentriert. Undurchsichtige institutionelle 
Strukturen, die gegenwärtig reformiert werden, sind mitverantwortlich für die viel-
fältigen Missstände in dieser Branche. Insbesondere die verstärkte Verwendung der 
Metalle für sog. grüne Produkte wie Hybridfahrzeuge oder Windkraftanlagen belegt 
die Dringlichkeit, bei Abbau und Verarbeitung ökologische und soziale Mindeststan-
dards durchzusetzen. Daran wird auch eine sich abzeichnende Verlagerung der Pro-
duktion von China in andere Staaten wenig ändern, da man dort vor den gleichen 
Herausforderungen steht.

Die Veränderung der Lebensstile, 
marktdynamische Prozesse so-

wie neue technologische Entwicklun-
gen haben die Rohstoffbasis unseres 
Wirtschaftens in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten grundlegend gewan-
delt. Vor allem durch das Hervorbrin-
gen neuer Technologien, das u. a. von 
der Umwelt- und Klimaschutzpolitik 
vieler Staaten inspiriert wird, erlangen 
einige mineralische Grundstoffe eine 
nie dagewesene wirtschaftsstrategische 
Bedeutung. Zu diesen Grundstoffen 
gehören zweifelsohne die sogenann-
ten Seltenen Erden, die beispielswei-
se für die Herstellung von Windturbi-
nen, Computern und Hybridfahrzeugen 
benötigt werden und die eine der Vo-
raussetzungen für die Hightech-Indus-
trie sind. Auch wenn Seltene Erden als 
Treibstoff einer ökologischen Moderne 
erscheinen, wird die von ihnen sugge-
rierte „grüne“ Zukunft durch offenkun-
dige Missstände bei ihrer Gewinnung 
getrübt. Oftmals geht der Abbau die-
ses Rohstoffs mit immensen Schäden 
an Mensch und Natur einher und kon-
terkariert die Umweltfreundlichkeit der 
mit ihm produzierten Technologien.

In den letzten Jahren sorgten Eng-
pässe bei der Versorgung der deut-
schen Industrie mit sogenannten Sel-
tenen Erden in der öffentlichen Debat-
te wiederholt für Schlagzeilen. Vielen 
Leserinnen und Lesern der diversen 
Zeitungsartikel war dabei nicht klar, 
um welche Substanzen es sich eigent-
lich handelt. Teilweise wurden in be-
sagten Artikeln Metalle fälschlicher-
weise der Gruppe der Seltenen Erden 
zugeordnet, etwa das für die Elektro-
nikindustrie bedeutende Tantal. Die-
ses kommt zwar tatsächlich sehr sel-
ten vor, gehört aber nicht zur Gruppe 
der Seltenen Erden.

Zu der Verwirrung trägt bei, dass 
mit „Seltene Erden“ eine Gruppe von 
17 Metallen zusammengefasst wird, die 
chemisch sehr ähnliche Eigenschaften 
haben und daher schwer voneinander 
zu trennen sind.1 Trotz ihres Namens 

sind die meisten unter der Bezeichnung 
Seltene Erden zusammengefassten Me-
talle dennoch keineswegs selten, son-
dern nur einige wenige von ihnen: In 
der Erdkruste findet sich das Metall 
Cer beispielsweise häufiger als Kupfer, 
Kobalt, Blei oder Zinn (Fraunhofer ISI/
IZT 2009: 305). 

Die derzeit bekannten Reserven Sel-
tener Erden werden noch für mehrere 
Jahrhunderte reichen. Allerdings ist die 
Konzentration der einzelnen Metalle in 
den Vorkommen oft sehr gering. Die 
weltweiten Reserven verteilen sich auf 
eine Reihe von Staaten mit China an 
der Spitze. Angesichts der relativ ge-
ringen Fördermengen in anderen Staa-
ten ist allerdings offensichtlich, dass 
die derzeitige Abhängigkeit des Welt-
marktes von den in China geförderten 
und weiterverarbeiteten Seltenen Erden
nichts mit den dortigen Vorkommen zu 

Abbau der Seltene Erden – Grundlage für viele 
Hightech-Industrien

1 Zu den Seltenen Erden gehören: Scandium, Lanthan, Cer, Praseodym, Neodym, Pro-
methium, Samarium, Europium, Yttrium, Gadolinium, Terbium, Dysprosium, Holmium, 
Erbium, Thulium, Ytterbium und Lutetium.

Friedel Hütz-Adams
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tun hat. Der weltweite Bedarf könn-
te auch von anderen Staaten gedeckt 
werden. Da die Förderung der Metalle 
jedoch aufwändig und kostspielig ist, 
können nicht alle Vorkommen gewinn-
bringend abgebaut werden. Dies hin-
dert andere Staaten an einem Ausbau 
der Metallförderung.

Mehrere der Metalle aus der Grup-
pe der Seltenen Erden sind begehrt, da 
sie besondere Eigenschaften aufweisen 
und beim derzeitigen Stand der Tech-
nik nicht ohne weiteres durch ande-
re Stoffe ersetzt werden können. Auf-
grund dieser Vielseitigkeit handelt es 
sich um Rohstoffe, die von enormer 
Bedeutung für die Hightech-Industrie 
sind. Die Metalle werden zu Hochleis-
tungspermanentmagneten und Kataly-
satoren verarbeitet sowie in der Metall-
urgie für Polituren, Gläser, Leuchtmittel
und Keramik verwendet. Spuren von 
Seltenen Erden finden sich somit un-
ter anderem in Komponenten für Hy-

bridautos, Windturbinen, Mobiltelefo-
ne und Computer sowie für militärische 
Güter wie Raketen und Bomben wie-
der. Sie können aber auch dazu genutzt 
werden, um Glas oder Stahl besondere 
Eigenschaften zu verleihen.

Marktbeobachter befürchten ange-
sichts einer stetig steigenden Nachfra-
ge Lieferengpässe in den nächsten Jah-
ren. Darüber hinaus hat die vermehrte 
Nachfrage in einigen Bereichen ange-
sichts des kurzfristig nur langsam ex-
pandierenden Angebots bereits in den 
letzten Jahren zu deutlichen Preisstei-
gerungen geführt. Prognosen über die 
sich zukünftig entwickelnde Nachfrage 
von Seltenen Erden sind jedoch nicht 
unbedingt aussagekräftig, da bislang 
nicht abzusehen ist, welche neuen 
Technologien sich durchsetzen wer-
den und wie viele der Metalle künftig 
benötigt werden (Rüttinger/Feil 2010: 
8–10; Hilpert/Kröger 2011: 161–162; 
Schüler et al. 2011: 92).

Das Paradoxon von 
Umweltschutz und 
ökologischem Risiko

Das nur sukzessiv steigende Angebot 
kann durchaus auch zu Problemen 
bei der Einführung neuer Technolo-
gien führen. Hybridfahrzeuge enthal-
ten beispielsweise bis zu 12 Kilogramm 
Seltener Erden, Permanentmagnete von
Windturbinen bis zu 2 Tonnen (Kef-
ferpütz 2010: 1; Rüttinger/Feil 2010: 
4–5; Hilpert/Kröger 2011: 159). 

Diese beiden Beispiele weisen auf 
ein Paradox sind: Der Verbrauch eini-
ger Metalle aus der Gruppe der Selte-
nen Erden steigt unter anderem deshalb 
stark, da die Industrie bei der Einfüh-
rung neuer, umweltschonender Tech-
nologien auf sie angewiesen ist. Eine 
Ausweitung der Förderung der Selte-
nen Erden geht jedoch häufig mit ho-
hen ökologischen und sozialen Risiken 
einher, die die Umweltfreundlichkeit 
neuer Technologien konterkarieren. 

Eine Ausweitung der Produktion 
von Elektro- und Hybridfahrzeugen 
könnte zu einer stark steigenden Nach-
frage nach Seltenen Erden und ange-
sichts eines begrenzten Angebotes zu 
Versorgungsengpässen führen. Das 
Öko-Institut, die Daimler AG, die TU 
Clausthal und der Metallverarbeiter 
Umicore haben im Jahr 2011 vor die-
sem Hintergrund Prognosen für die zu-
künftige Marktentwicklung erstellt. 
Darin ist von einem drohenden Fla-
schenhals beim Ausbau der Elektro-
mobilität durch eine zu geringe Ver-
sorgung mit Seltenen Erden die Rede 
(Öko-Institut 2011: 47).

Es wurden verschiedene Szenarien ent-
wickelt, die unter anderem die Verfüg-
barkeit von Seltenen Erden, deren Re-
cycling sowie die Möglichkeit einer 
Ersetzung knapper Stoffe durch Er-
satzmetalle untersuchten. Gibt es kei-

Eine zu geringe 
Versorgung mit Seltenen 
Erden hindert den Ausbau 
der Elektromobilität

Produktionsland
Minenproduktion

Reserven
2000 2005 2010 2012*

China 73 119 130 95 55.000

Indien 2,7 2,7 2,8 2,8 3.100

Brasilien – 0,2 0,55 0,3 36

Malaysia 0,45 0,75 0,30 0,35 30

Australien – – – 4 1.600

USA 5 – – 13.000

Andere Länder – 0,4 k. A. k. A. 41.000

Welt gesamt 85,5 123 133 130 110.000

* Schätzungen

Tab. 1: Seltene Erden (in 1000 Tonnen). Quelle: USGS 2002; USGS 2007; USGS 
2009, USGS 2012, USGS 2013

Katalysatoren 20 %

Magnete 19 %

Glas 12 %

Polituren 12 %

Metallurgie: Batterien 8 %

Metallurgie: Eisen und Stahl 6 %

Tab. 2: Wichtigste Anwendungsgebiete Seltener Erden. Quelle: Europäische 
Kommission 2010: 164
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nen massiven Ausbau der Förderung 
und Verarbeitung, könnte es bei der 
Versorgung mit Neodym, Praseodym, 
Dysprosium und Terbium große Pro-
bleme geben. Beim derzeitigen Stand 
der Technik müsste beispielsweise die 
Abbaumenge von Dysprosium bis zum 
Jahr 2030 – verglichen mit dem Jahr 

2010 – nahezu verfünffacht werden, 
um alleine den Bedarf für die Elektro-
mobilität zu decken. Bei den genann-
ten vier Seltenen Erden könnte daher 
die Automobilindustrie ein entschei-
dender Treiber für eine steigende Nach-
frage sein (Öko-Institut 2011: 40, 45; 
Öko-Institut 2012: 2–3).

Umstrittene 
Weiterverarbeitung in China

Die chinesische Regierung forciert ne-
ben dem Abbau auch die Weiterverar-
beitung der Rohstoffe im eigenen Land. 
Um Unternehmen aus dem Ausland 
anzulocken, werden ihnen reduzierte 
Rohstoffpreise sowie eine weitgehen-
de Befreiung von Umweltaufl agen an-
geboten. Des Weiteren werden auf den 
Export von einzelnen Seltenen Erden 
Zölle in Höhe von bis zu 25 % erho-
ben, um potentielle Abnehmer zur Ver-
arbeitung in China zu zwingen. Beim 
Export von Endprodukten aus besag-
ten Metallen wird – im Gegensatz zur 
Ausfuhr der Rohstoffe – die Mehrwert-
steuer erstattet. All diese Maßnahmen 
sollen Hightech-Unternehmen dazu be-
wegen, auch die Endprodukte in Chi-
na zu fertigen. Dies würde Chinas Ent-
wicklung zu einer modernen Indust-
rienation beschleunigen und könnte 
dazu beitragen, für den Umweltschutz 
relevante Industrien ins Land zu ho-
len (Kefferpütz 2010: 2; Rüttinger/Feil 
2010: 23; Hilpert/Kröger 2011: 164–
165).

Für viele Unternehmen aus dem ver-
arbeitenden Bereich erwies sich dieses 
Angebot als so attraktiv, dass sie in der 
Folge entweder selbst in China produ-
zierten, oder aber auf die dort produ-
zierten Metalle zurückgriffen. Als Fol-
ge dieser Entwicklung beherrscht China
mit einem Anteil von weit über 90 % 
nicht nur den Weltmarkt für den Roh-
stoff Seltene Erden, sondern auch die 
Weiterverarbeitung der abgebauten Er-
ze zu reinen Metallen. In einem nächs-
ten Schritt wurden Unternehmen an-
gelockt, die sich auf die Herstellung 
von Endprodukten aus Seltenen Erden 
spezialisiert haben. Viele Produktions-
stätten aus der Magnetbranche wur-
den beispielsweise nach China ver-
lagert. Parallel dazu werden seit dem 
Jahr 2000 die Exporte der unverarbei-
teten Seltenen Erden verringert (ISI/IZT 
2009: 308; Kefferpütz 2010: 1–2; Hil-
pert/Kröger 2011: 159).

Rohstoffgewinnung zu Lasten der Menschen und der Umwelt

Lange Zeit war die Versorgung mit 
preiswerten Seltenen Erden für die 
hiesige verarbeitende Industrie ohne 
Probleme möglich. Ein großer Teil der 
weltweit verbrauchten Menge wurde in 
der Mountain Pass Mine in Kalifornien 
abgebaut und die USA dominierten den 
Weltmarkt. Seit Ende der 1970er wurde 
dann der Abbau von Seltenen Erden 
in China ausgebaut, das in den 1990er 
Jahren zum weltweit größten Förderer 
und Weiterverarbeiter aufstieg: Die chi-
nesischen Lieferanten verkauften große 
Mengen Seltener Erden auf dem Welt-
markt und verursachten einen so mas-
siven Preisverfall, dass sich der Abbau 
außerhalb Chinas nicht mehr lohnte 
und die dortigen Minen geschlossen 
werden mussten (Kefferpütz 2010: 1).

Erkauft wurde der niedrige Preis der 
Seltenen Erden aus China durch mas-
sive Verstöße gegen Umweltgesetze 
und großflächige Zerstörungen in den 
Abbaugebieten. Beim Abbau und der 
Verarbeitung der Seltenen Erden fal-
len unter anderem erhebliche Mengen 
radioaktiver Abfälle sowie Säuren an. 
Abwässer aus der Produktion werden 
in Absetzanlagen gesammelt. In der 
Nähe der Stadt Baotou in der Inneren 
Mongolei (China) gibt es beispielswei-
se mittlerweile einen 10 km² großen 
Stausee, der von einem 30 m hohen 
Damm gehalten wird und dessen gif-
tiger Inhalt ins Grundwasser eindringt. 
Von dort sind es lediglich 10 Kilome-
ter bis zum Gelben Fluss, dem zweit-
größten Strom Chinas. Die lokale Um-
weltbehörde kam bereits 2002 zu dem 
Ergebnis, dass der „Ort für menschli-
ches Leben nicht mehr geeignet ist“ 

(Wübbeke 2012: 3–4). Zudem sind die 
Arbeitsbedingungen in den Minen häu-
fig sehr schlecht. Außerdem gibt es Be-

richte über Dutzende kleiner Minen, 
die offenbar illegal betrieben wurden 
und teilweise sogar mit dem organi-
sierten Verbrechen verfl ochten waren. 
Schätzungen zufolge wurden zeitwei-
se neben den rund 120.000 Tonnen Sel-
tener Erden, die China offi ziell produ-
ziert, weitere 20.000 Tonnen illegal ge-
fördert und exportiert (Bradsher 2009; 
Kefferpütz 2010: 2; SATW 2010: 16; 
Schüler et al. 2011: 24, 41).

In einem Bericht aus dem Jahr 2010
über die Zustände in einem Anbauge-
biet in der Inneren Mongolei im Norden
Chinas wird von Umweltproblemen bei 
der Aufarbeitung von Seltenen Erden 
berichtet. In kleinen Werkstätten wer-
den Seltene Erden aus der Bayan-Obo-
Mine mit hochgiftigen Chemikalien von
Arbeitern ohne jegliche Schutzkleidung
weiterverarbeitet. Dabei entstehen für 
eine Tonne Seltene-Erden-Oxide bis zu 
63.000 m3 schwefel- und fl uorwasser-
stoffsäurehaltige Abgase, 20 m3 säure-
haltiges Abwasser und 1,4 Tonnen ra-
dioaktiver Abfall. In der Industriestadt 
Baotou, wo ein Großteil der Seltenen 
Erden aus Bayan-Obo weiterverarbei-
tet wird, sind Chemikalienvergiftungen
und Atemwegserkrankungen weit ver-
breitete Krankheiten unter den Arbei-
tern (Rüttinger/Feil 2010: 21).

In China gab es Dutzende 
illegaler Minen, teilweise 
verflochten mit dem 
organisierten Verbrechen
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Die EU, die USA und andere Abnehmer-
länder sehen in den Exportbeschrän-
kungen den Versuch, die Unternehmen, 
die Seltene Erden benötigen, zur Pro-
duktion in China zu zwingen und wer-
fen China Verstöße gegen internatio-
nales Recht vor. Allerdings sind die-
se Anschuldigungen umstritten, da 
die Regeln der Welthandelsorganisa-
tion Exportzölle nicht explizit verbie-
ten. Ausfuhrquoten dürfen dagegen 
nur dann eingeführt werden, wenn es 
triftige Gründe dafür gibt. Dazu gehö-
ren der Schutz der Umwelt und die Si-
cherung der eigenen Versorgung. Da-
her ist umstritten, ob die Klagen gegen 
China Erfolg haben werden. 

Aus chinesischer Sicht stellt sich die 
Situation dagegen völlig anders dar. 
Die Regierung möchte aus der Rolle des 
billigen Rohstoffl ieferanten heraus-
kommen und durch die sinkenden Ex-
portmengen den Druck auf die Weiter-
verarbeiter erhöhen, in China zu arbei-
ten und so dort einen höheren Teil der 
Wertschöpfung verbunden mit Arbeits-
plätzen, Steuereinnahmen und Techno-
logietransfer anzusiedeln. Dies ist Teil 
einer langfristigen Entwicklungsstra-
tegie, da die Regierung der Ansicht ist, 
dass durch den Export des Rohstof-
fes Seltene Erden China nicht ausrei-
chend von der Verarbeitung der Metal-
le profitieren kann, zugleich jedoch die 
ökologischen und sozialen Kosten des 
Abbaus und der ersten Verarbeitungs-
stufen tragen muss. Allerdings können 
trotz der bereits vollzogenen Verlage-
rungen viele besonders lukrative Pro-
zesse nicht nach China verlegt werden, 
da insbesondere japanische Unterneh-
men nicht bereit sind, einen Technolo-
gietransfer – etwa zur Herstellung von 
hochwertigen Magneten – zu geneh-
migen (Wübbeke 2013: 8–9).

Versiegender Nachschub?

Politik und Industrie in Deutschland 
haben mehrfach nachdrücklich dar-
auf hingewiesen, hiesige Produzen-
ten seien auf den Import von Selte-
nen Erden dringend angewiesen und 
die Drosselung der Lieferungen bedro-
he Produktionsstandorte und Arbeits-
plätze. In den Debatten wird meist nur 
erwähnt, dass China den Markt der Sel-
tenen Erden zunehmend monopolisiere 
und das Reich der Mitte seine dadurch 
entstandene Marktmacht missbrauche, 
um bestimmte Technologien zur Wei-
terverarbeitung zu dominieren. Selte-
ner wird darüber berichtet, dass auch 
andere Länder über große Vorkommen 
von Seltenen Erden verfügen, mit de-
nen der derzeitige Bedarf noch Jahr-
hunderte gedeckt werden könnte (vgl. 
Tabelle 1).

Wenig Erwähnung findet in den De-
batten, dass die Abnehmerländer von 
der Expansion des Abbaus in China 
profitieren. In den USA wurden bei-
spielsweise Minen unter anderem des-
halb stillgelegt, weil der Abbau dieser 
Vorkommen aufgrund der dazu nötigen 
Chemikalien zu großen Umweltproble-
men führte. Die ökologischen Kosten 
des Abbaus wurden nach China ver-
lagert. Auch die schlechten Arbeitsbe-
dingungen in vielen chinesischen Mi-
nen dürften den hiesigen Käufern der 
Rohstoffe bekannt gewesen sein. Die 
Produktion durch chinesische Herstel-
ler brachte aufgrund der niedrigen Um-
welt- und Sozialstandards für westliche 
Unternehmen lange erhebliche Preis-
vorteile mit sich.

Die chinesische Regierung möch-
te nun nach eigener Aussage die Um-
weltbelastungen senken. Viele illega-
le Minen wurden geschlossen, was das 
Angebot an Seltenen Erden auf dem 
Weltmarkt zusätzlich reduzierte. Auch 
einigen der großen Minen droht die 
Schließung, da sie nicht einmal grund-
legende Umweltstandards einhalten 
können. Um die von der Regierung ver-
langten höheren Standards umzuset-
zen, müssen die Unternehmen in gro-

ßem Umfang investieren, was Schät-
zungen zufolge 80 Prozent von ihnen 
nicht schaffen werden. Darüber hi-
naus werden höhere Anforderungen 
beispielsweise beim Umgang mit ra-
dioaktiven Abfällen die Produktions-
kosten deutlich erhöhen. Die Regierung 
drängt darauf, dass die gesamte Bran-
che reformiert wird und einzelne Un-
ternehmen zu Marktführern aufgebaut 
werden. Sie möchte über diesen Weg 
für mehr Transparenz sorgen und zu-
gleich einige der schlimmsten Miss-
stände in den Minen beseitigen. Die 
Regierung setzt auch die weiterverar-
beitende Industrie unter Druck. So soll 
von den noch im Jahr 2010 operie-
renden rund 170 Raffinerien ein er-
heblicher Teil geschlossen werden und 
nur solche sollen weiterhin in Betrieb 
bleiben, die hohe Standards erfüllen. 
Neben der Behebung von offensicht-
lichen Missständen möchte die Regie-
rung damit zudem erreichen, dass die 
Seltenen Erden langfristig effi zienter 
genutzt werden. Mit den derzeitigen 
Technologien kann häufig nur ein Teil 
der wertvollen Metalle aus den Erzen 
extrahiert werden, während ein gro-
ßer Teil verloren geht. Da die chinesi-
schen Behörden davon ausgehen, dass 
der Bedarf der lokalen Unternehmen in 
den nächsten Jahrzehnten massiv stei-
gen wird, möchte sie die derzeit noch 
ineffizienten Weiterverarbeitung redu-
zieren (Wübbeke 2013: 3–5).

Verlagerung des Abbaus?

In vielen Ländern soll in näherer Zu-
kunft der Abbau von Seltenen Erden 
vorangetrieben werden, darunter in 
den USA, Australien, Brasilien, Kana-
da, Finnland, Grönland, Indien, Kir-
gisistan, Madagaskar, Malawi, Moz-
ambique, Südafrika, Schweden, Tan-
sania, der Türkei und Vietnam (USGS 
2013: 129). Diese Staaten sehen sich 
bei der Umsetzung von Umwelt- und 
Sozialstandards mit ähnlichen Proble-
men konfrontiert wie China.

 Chinas Exportbeschrän-
kungen für unverarbeitete 
Seltene Erden stoßen auf 
den Widerstand anderer 
Industrienationen
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Zum internationalen Streitfall ist 
dabei das Vorgehen der Lynas Corpo-
ration geworden. Das australische Un-
ternehmen baut im heimischen Berg-
baugebiet Mount Weld Seltene Erden 
ab, verarbeitet diese allerdings in einer 
Raffinerie nahe dem Hafen Kuantans 
in Malaysia. Nichtregierungsorganisa-
tionen werfen dem Konzern – der un-
ter anderem über eine Zusammenarbeit 
mit Siemens verhandelt und einen Lie-
fervertrag mit der deutschen BASF un-
terzeichnet hat – vor, die Verarbeitung 
nach Malaysia verlegt zu haben, um 
von niedrigen Umweltauflagen zu pro-
fitieren. Schätzungen zufolge wird die 
Anlage bei vollem Betrieb jährlich ei-
ne halbe Million Tonnen Schlamm und 
darüber hinaus stündlich 100.000 m³ 
Abgase und 500 Tonnen kontaminier-
tes Wasser produzieren. Aufgrund der 
Radioaktivität eines Teils der Abfälle 
hat sich 2011 die Internationale Atom-
energiebehörde in die Kontroverse ein-
geschaltet und verlangt einen Entsor-
gungsplan für die strahlenden Abfälle 
sowie eine Verbesserung der Regulie-
rung der Anlage durch die Regierung 
Malaysias (Lee 2012: 2–8).

Anfang Januar 2013 veröffentlichte 
das deutsche Ökoinstitut eine im Auf-
trag malaysischer Nichtregierungs-
organisationen verfasste Studie über 
die Umweltwirkungen der Anlage. Bei 
den Untersuchungen wurden erhebli-
che Mängel beim Umgang mit säure-
haltigen Abfällen, Abgasen, Abwässern
und mit radioaktivem Thorium belas-
teten Abfällen festgestellt. Darüber hi-
naus wurde angemerkt, dass Konzepte 
für die Entsorgung der Abfälle zum Teil 
mangelhaft sind und viele der gefähr-
lichen Stoffe gar nicht erfasst werden 
(Schmidt 2013: 91).

Dieses Beispiel zeigt, wohin die Ent-
wicklung der Branche der Seltenen Er-
den in den nächsten Jahren vermut-
lich gehen wird. Um die Abhängig-
keit von den chinesischen Lieferanten 
zu senken, werden weltweit neue Vor-

kommen gesucht, oder alte Minen wie-
der in Betrieb genommen. Die geplan-
ten Förderkapazitäten werden zumin-
dest vorläufig wesentlich geringer sein 
als die der chinesischen Unternehmen. 
Darüber hinaus werden die neuen Un-
ternehmen große Probleme haben, im 
Preiswettbewerb gegen die chinesi-
schen Unternehmen zu bestehen. Glei-
ches gilt für den Aufbau potentieller 
Konkurrenten für die Verarbeitung Sel-
tener Erden, da China in diesem Bereich 
über ausreichende Produktionskapazi-
täten und einen großen Technologie-
vorsprung verfügt: Nur die dortigen 
Unternehmen beherrschen die komple-
xen Verarbeitungsschritte für alle ge-
wünschten Zwischenprodukte. Auch 
hier müssten umfassende Investitionen 
getätigt werden, bevor andere Staa-
ten mit China konkurrieren können. 
Zusätzlich erschwert wird der Aufbau 
von Konkurrenzstrukturen zum Qua-
simonopol der chinesischen Hersteller 
durch die Uneinigkeit der wichtigsten 
Abnehmer. Während die EU und die 
USA darauf hoffen, China über poli-
tischen Druck zum freien Export der 
Seltenen Erden bewegen zu können, 
setzt die japanische Regierung sowohl 
auf die Ausweitung von Recyclingquo-
ten, als auch auf eine effi zientere Nut-
zung Seltener Erden und deren Sub-
stituierung durch andere Grundstoffe 
(Kefferpütz 2010: 5).

Dennoch haben alleine schon die 
Ankündigungen, dass an vielen wei-
teren Orten der Welt in Zukunft Selte-
ne Erden abgebaut werden, die Preise 
fallen lassen. Während zu Beginn der 
Exportbeschränkungen durch die chi-
nesische Regierung ab dem Jahr 2005 
die Preise massiv gestiegen waren, fi e-

len sie im Jahr 2012 und 2013. Für ei-
nige der Metalle, die zuvor ihren Preis 
binnen weniger Jahre vervielfacht hat-
ten, sind die Preise sogar massiv gefal-
len (USGS 2013: 129; BGR 2013 65).

Fazit

• Der Abbau von Seltenen Erden wird 
in den nächsten Jahren vermutlich 
deutlich zunehmen, da deren Verar-
beitung in neuen Technologien die 
Nachfrage erhöht.

• Hauptherausforderung wird die Ein-
haltung von sozialen und ökolo-
gischen Mindeststandards sowohl 
beim Abbau als auch bei der Wei-
terverarbeitung darstellen.

• Sollten die bestehenden Missstän-
de aufgrund von technologischen 
Schwierigkeiten nicht in den Griff 
zu bekommen sein, müsste die In-
dustrie verstärkt über Alternativen 
zur Nutzung von Seltenen Erden 
nachdenken.

• Viele Anwendungen sind auch mit 
anderen, weniger kritischen Metal-
len möglich, auch wenn die Produk-
te, wie z. B. Magneten oder Leuch-
ten, dann weniger leistungsfähig 
wären.

Das weltweite Streben 
nach mehr Wettbewerb 
führt zwar zu 
Preissenkungen, löst aber 
nicht die Umweltprobleme
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Ressourcenkonfl ikte und 
Menschenrechte
Gefährdungen und Schutzpflichten der verschiedenen Akteure

Der Abbau von Ressourcen geht oft mit der Verletzung wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Menschenrechte einher. Hauptakteure sind dabei vor allem multinationa-
le Unternehmen, die Defizite in der Gesetzgebung der rohstoffliefernden Länder aus-
nutzen. Dennoch lassen sich auch sie in eine internationale, den Menschenrechten 
verpflichtete Rechtsordnung einbinden. Als wichtigste Instrumente hierfür erweisen 
sich juristische Maßnahmen, noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeiten eines sensibi-
lisierten Verbraucherverhaltens sowie eine Wirtschaftspolitik, die Menschenrechts-
verstöße sanktioniert. Freiwillige Selbstverpflichtungen von Unternehmen oder in-
ternationale Leitlinien zur Einhaltung ethischer Standards sind bestenfalls Ansporn 
zu einem menschenrechtskonformen Agieren.

Das Streben nach Sicherung der 
Rohstoffversorgung sowie nach 

Kontrolle wichtiger Ressourcen ist 
eine von mehreren Ursachen für die 
Entstehung oder Verschärfung inner- 
bzw. zwischenstaatlicher Konfl ikte. 
Dabei können sowohl der Mangel als 
auch der Reichtum an natürlichen Res-
sourcen Triebkräfte der Eskalation sein. 
Doch selbst in Situationen, in denen es 
keine unmittelbare Verteilungskonkur-
renz gibt, führen der Abbau von Bo-
denschätzen und die Nutzung von Bö-
den, Wasser und Wäldern zu struktu-
rellen Ungerechtigkeiten, die oftmals 
den Keim gewaltsamer Auseinander-
setzungen bilden. Transnationale Un-

ternehmen, die knappe Ressourcen aus 
Entwicklungsländern nutzen wollen, 
möchten dabei meist mit möglichst 
geringem Einsatz den höchstmögli-
chen Ertrag erzielen. Sind dann die 
Gesetze in den Ländern zu schwach, 
um die eigene Bevölkerung und die 
Umwelt zu schützen oder werden sie 
nicht konsequent umgesetzt, kann es 
zu Menschenrechtsverletzungen kom-
men. Opfer sind meist sowohl die lo-
kale Bevölkerung als auch die Arbeiter 
und Arbeiterinnen der multinationa-
len Unternehmen, die in den Entwick-
lungsländern tätig sind, bzw. die Be-
schäftigten der entsprechenden Zulie-
ferbetriebe.

gebung belastet und damit die Gesund-
heit der dort lebenden Bevölkerung ge-
fährdet. Dadurch werden die Rechte auf 
Gesundheit und auf sauberes Trink-
wasser verletzt.

Auch die Rechte der Kinder auf Schutz 
vor ökonomischer Ausbeutung sind be-
droht, wenn beim Abbau der Boden-
schätze Kinder eingesetzt werden, was 
nicht selten der Fall ist. Können die 
Kinder dann nicht zur Schule gehen, 
wird ihr Recht auf Bildung beeinträch-
tigt, und wenn sie unter gesundheits-
belastenden Umständen arbeiten, wird 
oft ihre Gesundheit geschädigt und da-
mit ihr Recht auf Gesundheit verletzt. 
Dies ist auch bei überlangen Arbeits-
zeiten der Fall.

 Wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle 
Menschenrechte sind 
beim Ressourcenabbau 
gefährdet, oft kommen 
zusätzlich Gefährdungen 
der bürgerlichen 
und politischen 
Menschenrechte hinzu

Gefährdung der Menschenrechte durch den Abbau 
natürlicher Ressourcen

Bevor Bodenschätze abgebaut werden, 
kommt es häufig zur Vertreibung der 
Menschen, die das Land vorher be-
wohnten. Sie lebten beispielsweise von 
der Landwirtschaft oder vom Fisch-
fang. Durch die Vertreibung werden 
ihnen die Möglichkeiten genommen, 
sich selbst zu ernähren. Ihr Menschen-

recht auf Ernährung wird folglich ver-
letzt. Kommt es dann zum Abbau der 
Bodenschätze, wird vielfach auch der 
Boden mit hochgiftigen Chemikalien 
belastet, da diese zur Extraktion der 
Bodenschätze eingesetzt werden. Durch
die giftigen Chemikalien werden die 
Böden und das Trinkwasser in der Um-

Brigitta Herrmann
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Beschwerden der lokalen Bevölke-
rung gegen Menschenrechtsverletzun-
gen, die aus Unternehmensaktivitäten 
resultieren, werden vielfach unterbun-
den, indem entweder das Unternehmen 
selbst entsprechende Maßnahmen er-
greift, um Proteste zu verhindern, oder 
indem es den Staat bzw. lokale Be-
hörden dazu veranlasst. Dies stellt ei-
ne Einschränkung der bürgerlichen 
und politischen Menschenrechte dar, 
wie beispielsweise des Rechts auf Ver-
sammlungsfreiheit und des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung. Oft werden 
solche Verbote gegen Proteste auch ge-
waltsam durchgesetzt, beispielsweise 
durch bezahlte Milizen oder mit mi-

litärischen Mitteln. Dann ist auch das 
grundlegendste Menschenrecht, das 
Recht auf Leben bedroht. Das Recht 
auf Leben vieler Menschen wird auch 
dann gefährdet, wenn Ressourcen aus 
Krisengebieten verkauft werden, um 
damit diese Krisen oder Kriege vor Ort 
zu fi nanzieren.

Nach diesem kurzen Überblick 
über die vielfältigen Gefährdungen 
der Menschenrechte infolge von Res-
sourcenabbau sollen im Folgenden 
die Menschenrechte genauer unter-
sucht werden und die Pfl ichten be-
nannt werden, die sich aus den Men-
schenrechten für die unterschiedlichen 
Akteure ergeben.

ser, Bildung und den Schutz vor öko-
nomischer Ausbeutung von Kindern. 
Das Recht auf sauberes Trinkwasser ist 
nicht explizit im Sozialpakt erwähnt. Es
wurde erst im Jahr 2010 von der UN-
Generalversammlung als Menschen-
recht anerkannt; vorher wurde es al-
lerdings vielfach implizit als von dem 
Recht auf Ernährung mit erfasst ange-
sehen. Es ergibt sich, wie das Recht auf 
Ernährung, aus Artikel 25 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte: 
„Jedermann hat das Recht auf einen für 
die Gesundheit und das Wohlergehen 
von sich und seiner Familie angemes-
senen Lebensstandard, einschließlich 
ausreichender Ernährung, Bekleidung, 
Wohnung, ärztlicher Versorgung und 
notwendiger sozialer Leistungen, …“

Zusätzlich zur Verletzung wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller 
Rechte kommt es beim Ressourcenab-
bau vielfach auch zur Verletzung bür-
gerlicher und politischer Menschen-
rechte, wie der Rechte auf Meinungs-
freiheit, auf Versammlungsfreiheit und 
auf Schutz vor Diskriminierung. So-
gar das Menschenrecht auf Leben wird 
infolge der mit dem Ressourcenabbau 
zusammenhängenden Aktivitäten oft-
mals gefährdet. Das Recht auf Leben 
ist in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und im Zivilpakt nie-
dergelegt. (vgl. Bernstorff 2010)

Konkrete Bedeutung von 
Menschenrechten und daraus 
ableitbare Pfl ichten

Konkret bedeuten Menschenrech-
te, dass Menschen das Recht haben, 
das, was durch die Menschenrechte 
bezeichnet wird, zu genießen. Hierzu 
gehört beispielsweise das Recht, sich 
selbst ernähren zu können, oder das 
Recht auf Zugang zu sauberem Trink-
wasser. Dies beinhaltet zunächst, dass 
niemand sie in ihren bisherigen Mög-
lichkeiten, diese Rechte umsetzen zu 
können, beeinträchtigen darf. Da die 
Menschenrechtspakte von Staaten ra-
tifiziert wurden, sind auch Staaten die 

Gleiche Würde und gleiche Rechte aller Menschen

Nach dem verheerenden Zweiten Welt-
krieg mit Millionen Toten, Verletzten, 
Verstümmelten, Missbrauchten und in 
unterschiedlichster Hinsicht menschen-
unwürdig behandelter Menschen, ver-
ständigten sich die Staaten auf grund-
legende Rechte, die jedem Menschen 
zustehen, allein aufgrund der Tatsache, 
dass er oder sie ein Mensch ist. Es wur-
de festgehalten, dass alle Menschen die 
gleiche Würde haben und dass ihnen 
folglich auch allen die gleichen unver-
äußerlichen Rechte zukommen. 

In christlicher Sicht hat Gott die 
Menschen nach seinem Bild geschaf-
fen (Genesis 1,27). Daraus ergibt sich 
genauso, dass alle Menschen die glei-
che Würde und die gleichen unveräu-
ßerlichen Rechte haben. 

In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, die am 10. Dezember 
1948 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedet wur-
de, sind die grundlegenden Menschen-
rechte festgelegt. Sie wurden 1966 in 

zwei internationalen Pakten präzisiert, 
dem Internationalen Pakt über bürger-
liche und politische Rechte (Zivilpakt) 
und dem Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Sozialpakt). Beide Pakte tra-
ten 1976 mit der Ratifi zierung durch 
35 Staaten völkerrechtlich verbindlich 
in Kraft. Inzwischen sind sie von mehr 
als 160 Staaten ratifiziert worden und 
haben damit eine nahezu weltweite 
Gültigkeit.

Auch die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte wird heute nahe-
zu weltweit als verbindliches Völker-
recht angesehen. (vgl. UN und Herr-
mann 2003 und 2010)

Wenn Menschenrechte nahezu 
weltweit anerkannt werden, erhebt sich 
die Frage, warum es trotzdem zu Men-
schenrechtsverletzungen beim Abbau 
von Ressourcen kommt. Um dies zu 
untersuchen sollen im Folgenden zu-
nächst die relevanten Menschenrech-
te analysiert werden.

Um welche Menschenrechte geht es vornehmlich?

Wie zu Beginn des Artikels verdeut-
licht, werden beim Abbau von Res-
sourcen insbesondere wirtschaftliche, 

soziale und kulturelle Menschenrechte 
gefährdet, wie die Rechte auf Ernäh-
rung, Gesundheit, sauberes Trinkwas-
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ersten Adressaten, die dafür Sorge tra-
gen müssen, dass alle in ihrem Staats-
gebiet befindlichen Personen die Rech-
te genießen können.
• Staaten haben erstens die Pfl icht, 

selbst niemanden an der Umsetzung 
seiner Menschenrechte zu hindern.

• Zweitens müssen sie sicherstellen, 
dass niemand durch andere, al-
so Einzelpersonen, Unternehmen 
oder Institutionen in der Realisie-
rung seiner Menschenrechte einge-
schränkt wird.

• Drittens müssen Staaten Menschen 
dabei unterstützen, die Menschen-
rechte umzusetzen, wenn sie selbst 
dazu nicht ausreichend in der Lage 
sind.

Diese Verpflichtungen wurden be-
reits im Jahr 1999 vom Komitee der 
Vereinten Nationen für wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte im 
Allgemeinen Kommentar Nr. 12 zum 
Sozialpakt niedergelegt. Dieser Kom-
mentar befasst sich mit dem Recht auf 
Ernährung. Im Allgemeinen Kommen-
tar Nr. 15 zum Sozialpakt werden die-
se Pflichten im Bezug zum Recht auf 
Wasser näher erläutert. Sind einzelne 
Staaten nicht dazu in der Lage, die-
se Pflichten zu erfüllen, dann hat sich 
die internationale Staatengemeinschaft 
dazu verpflichtet, dabei zu helfen. In 
Artikel 2, Absatz 1 des Sozialpaktes 
heißt es: „Jeder Vertragsstaat verpfl ich-
tet sich, einzeln und durch internatio-
nale Hilfe und Zusammenarbeit, ins-
besondere wirtschaftlicher und tech-
nischer Art, unter Ausschöpfung aller 
seiner Möglichkeiten Maßnahmen zu 
treffen, um nach und nach mit allen 
geeigneten Mitteln, vor allem durch ge-
setzgeberische Maßnahmen, die volle 
Verwirklichung der in diesem Pakt an-
erkannten Rechte zu erreichen.“

Für die Einhaltung der 
Menschenrechte sind in 
erster Linie die einzelnen 
Staaten verantwortlich, 
als zweites die 
Staatengemeinschaften

Bereits Artikel 22 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte be-
stimmt, dass die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte für je-
dermann durch „überstaatliche Maß-
nahmen und internationale Zusam-
menarbeit“ einzulösen sind. Darüber 
hinaus haben sich die Staaten in Arti-
kel 28 dazu verpflichtet, jedem „das 
Recht auf eine soziale und internatio-
nale Ordnung“ zu gewähren, „in der 
die in dieser Erklärung ausgesproche-
nen Rechte und Freiheiten voll ver-
wirklicht werden können“. (vgl. Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte 
und Herrmann 2006 und 2010). Vorher 
hatten sich die Staaten bereits in der 
UN-Charta dazu verpfl ichtet, sich ge-
genseitig dabei zu unterstützen, die 
Menschenrechte zu verwirklichen und 
sich keinesfalls an Menschenrechtsver-
letzungen zu beteiligen. (vgl. Bernstorff
2010)

Diese allgemeinen Regelungen gelten 
auch für die Menschenrechtsfrage im 
Kontext der Rohstoffgewinnung: Der 
Staat, in dem die Ressourcen abgebaut 
werden, muss für die Einhaltung der 
Menschenrechte Sorge tragen. Schafft 
er es jedoch alleine nicht, dann sind 
auch andere Staaten zur Mithilfe ver-
pflichtet. Im Falle der Ressourcennut-
zung, bei der transnationale Unter-
nehmen (TNC) häufig die Ausführen-
den sind, bietet sich insbesondere eine 
Mithilfe der Staaten an, in denen die 
Unternehmen, die die Ressourcen ab-
bauen, ihren Hauptsitz haben. Durch 
gesetzgeberische Maßnahmen können 
Staaten beispielsweise alle in ihrem Ge-
biet ansässigen Unternehmen dazu ver-

 Auch multinationale 
Unternehmen lassen 
sich in die internationale 
Rechtsordnung einbinden

pflichten, auch bei ihren Auslandsakti-
vitäten die Menschenrechte zu beach-
ten. Dies ließe sich dann beispielsweise 
dadurch umsetzen, dass Menschen, die 
im Ausland von Menschenrechtsver-
letzungen der Unternehmen betroffen 
sind, eine Klagemöglichkeit im Inland 
erhalten. Keinesfalls dürfen Staa-
ten jene Unternehmen, die an Men-
schenrechtsverletzungen beteiligt sind, 
durch Subventionen oder Kreditbürg-
schaften unterstützen.1

Wie das UN-Komitee für wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rech-
te feststellt, sind auch Unternehmen 
zur Einhaltung der Menschenrech-
te verpflichtet. Ihre Aktivitäten dür-
fen nicht dazu führen, dass Einzelne 
in der Ausübung ihrer Menschenrech-
te eingeschränkt werden. Die Staaten, 
sollen daher eine Rechtsordnung schaf-
fen, die sicherstellt, dass Unternehmen 
bei ihren Aktivitäten die Menschen-
rechte beachten. Für den Fall von Ver-
stößen sind effektive Sanktionen vor-
zusehen. Im Allgemeinen Kommentar 
Nr. 15 zum Sozialpakt heißt es in Bezug 
zum Recht auf Wasser: Die Schutzver-
pflichtung erfordert, dass Staaten Dritte
davon abhalten, in irgendeiner Weise in
den vollen Genuss des Rechts auf Was-
ser einzugreifen. Zu „Dritten“ gehö-
ren Individuen, Gruppen, Unternehmen
und andere Einheiten, sowie Vertreter 
des Staates bzw. vom Staat Beauftrag-
te. Staaten haben unter anderem die 
Pfl icht, alle notwendigen gesetzgebe-
rischen und weitere Maßnahmen zu er-
greifen, um „Dritte“ beispielsweise da-
ran zu hindern, dass sie Menschen den 
gleichen Zugang zu Wasser vorenthal-
ten können. Dazu gehört die Pfl icht, 
Wasserressourcen vor Verschmutzung 
zu bewahren und für alle den gleichen 
Zugang zu den natürlichen Ressourcen, 
zu Brunnen und anderen Wasservertei-
lungssystemen sicherzustellen. (Allge-

1 In den USA gibt es einen ersten Schritt in dieser Hinsicht. Seit dem Jahr 2010 sind 
alle börsennotierten Unternehmen verpflichtet, nachzuweisen, dass sie nicht mit Rohstof-
fen handeln, bei deren Abbau Milizen in der Demokratischen Republik Kongo fi nanziert 
wurden. Zusätzlich müssen Unternehmen offenlegen, welche Zahlungen sie an Regierun-
gen leisten. Dadurch soll Korruption verhindert werden. (vgl. Hütz-Adams 2012)
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meiner Kommentar Nr. 15) Es geht also 
darum sicherzustellen, dass die Men-

schenrechte tatsächlich für alle Men-
schen erfüllt sind.

nung sind, dass er zumindest als Lern-
plattform zum Austausch von Infor-
mationen über gute Beispiele dienen 
kann. So hat das Deutsche Global Com-
pact Netzwerk zusammen mit dem 
Deutschen Institut für Menschenrech-
te und der Managementberatungsfi r-
ma Twentyf ifty einen Leitfaden für Un-
ternehmen herausgebracht, an dem sie 
sich orientieren können, wenn sie die 
Prinzipien des Global Compact umset-
zen wollen. Die Menschenrechte wer-
den zunächst erklärt und die Pfl ichten 
für Staaten und Unternehmen darge-
legt. Für unterschiedliche Probleme bei 
der Umsetzung der Menschenrechte vor
Ort werden Beispiele angeführt, die zei-
gen, wie eine menschenrechtskonfor-
me Lösung gefunden werden kann. Ne-
ben der rechtlichen Verpfl ichtung der 
Unternehmen, die Menschenrechte ein-
zuhalten, werden auch eine Reihe öko-
nomischer Vorteile aufgezählt, die mit 
der Einhaltung verbunden sind:
• Vermeidung von Reputationsrisi-

ken durch Skandale und Entschä-
digungsverfahren,

• größere Zufriedenheit der Mitar-
beitenden,

• höheres Vertrauen der Konsumen-
ten,

• bessere Qualität der Produkte,
• höheres Ansehen des Unternehmens

mit den positiven Folgeeffekten: 
größere Standortsicherheit, stabi-
lere Lieferbeziehungen und leich-
tere Gewinnung von Mitarbeiten-
den. (vgl. Remmert u. a. 2012)

Es kann also festgehalten werden, dass 
der Global Compact sowie die entspre-
chenden nationalen Netzwerke Lern-
plattformen sind für Unternehmen, die 
die Menschenrechte sowie Sozial- und 
Umweltstandards einhalten möchten. 
Die Einhaltung der jeweiligen Nor-
men kann durch den Austausch guter 
Beispiele gefördert, aber niemals er-
zwungen werden. Für Unternehmen, 
die nicht zur Beachtung der Menschen-
rechte bereit sind, ist der Global Com-
pact keine geeignete Korrekturinstanz.

Der Global Compact – ein Ansatz der Freiwilligkeit

Zusätzlich zu ihren rechtlichen Ver-
pflichtungen haben sich (seit den 
1990er Jahren) viele Unternehmen 
auch selbst freiwillig Verhaltenskodi-
zes erarbeitet, die u.a die Menschen-
rechte sowie Sozial- und Umweltstan-
dards beinhalten. Die bekannteste glo-
bale Initiative in diesem Bereich ist 
der von Kof i Anan, dem ehemaligen 
Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen, angeregte UN Global Compact. 
Kof i Anan konstatierte im Jahr 2000, 
dass Unternehmen in der globalisierten 
Welt sehr einflussreich sind, manch-
mal einflussreicher als Staaten. Daher 
sollten Unternehmen sich ihrer Ver-
antwortung bewusst werden und die 
Globalisierung aktiv verbessern, in-
dem sie sich verpflichten, die Men-
schenrechte sowie Sozial- und Um-
weltstandards auch dann einzuhal-
ten, wenn Staaten zu schwach sind, 
diese Rechte und Standards durchzu-
setzen. Darüber hinaus sollten sie sich 
auch am Kampf gegen Korruption be-
teiligen. Diese Initiative stieß auf po-
sitive Resonanz. Inzwischen sind mehr 
als 7000 Unternehmen Mitglied im UN 
Global Compact. Zusätzlich beteiligen 
sich auch Regierungen und Nichtregie-
rungsorganisationen, die auf das Ver-
halten der Unternehmen Einfl uss neh-
men wollen (vgl. UN Global Compact). 
Ein Unternehmen, das Mitglied werden 
möchte, braucht nur ein Online-An-
meldeformular auszufüllen und einen 
Brief der Unternehmensleitung beizu-
fügen, in dem der Wunsch, Mitglied 
zu werden und die 10 Prinzipien des 
Global Compacts umsetzen zu wollen, 
zum Ausdruck kommt. Ein freiwilliger 
Mitgliedsbeitrag sollte gezahlt werden 
und jährliche Fortschrittsberichte sind 
einzureichen. Wird kein Fortschritts-
bericht eingereicht, wird das Unter-
nehmen auf der Homepage des Glo-

bal Compact als „nicht-kommunizie-
rend“ bezeichnet.

Kritisiert wird am Global Compact, 
dass nicht überprüft wird, ob Unter-
nehmen die Menschenrechte sowie So-
zial- und Umweltstandards, zu denen 
sie sich verpflichten, auch tatsächlich 
einhalten. Selbst wenn bekannt ist, dass
ein Unternehmen die Standards nicht 
einhält, wird ihm die Mitgliedschaft 
gewährt. Auf der Internetseite des UN 
Global Compact werden Informationen 
zu den Mitgliedern bereit gestellt. So 
gibt es zu vielen Unternehmen, ins-
besondere auch Unternehmen, die im 
Ressourcenabbau tätig sind, einen Link 
zu dem Business and Human Rights 
Resource Centre, in dem Berichte über 
Menschenrechtsverletzungen des Un-
ternehmens eingestellt sind. Diese Be-
richte werden aber nur zusammenge-
stellt, es findet keine Überprüfung der 
Vorwürfe statt, und aufgrund von Ver-
stößen gegen die Menschenrechte er-
folgt kein Ausschluss der Unternehmen 
aus dem Global Compact. Dies haben 
viele internationale Nichtregierungs-
organisationen gleich zu Beginn des 
Global Compact in einem offenen Brief 
an Kof i Anan kritisiert (vgl. Third 
World Network) und um Änderung der 
Aufnahmebedingungen und Überprü-
fung der Einhaltung der Verpfl ichtun-
gen gebeten. Dies ist jedoch nicht 

erfolgt. Andere Nichtregierungsorga-
nisationen, wie beispielsweise German-
watch wirken im Global Compact mit 
(vgl. Germanwatch), da sie der Mei-

 Freiwillige 
Selbstverpfl ichtungen sind 
Ansporn zur Einhaltung 
ethischer Standards, 
aber kein verbindliches 
Instrument zu ihrer 
Durchsetzung
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Die Frage, wie Unternehmen dazu ver-
anlasst werden können, ihre Verant-
wortung zur Beachtung der Menschen-
rechte in allen Ländern, in denen sie 
aktiv sind, wahrzunehmen, wird im 
Kontext der Vereinten Nationen bereits 
seit den 1990er Jahren diskutiert. Im 

Jahr 2003 wurden vom Komitee der 
Vereinten Nationen für wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte soge-
nannte draft norms (deutsch: „Entwurf 
für Normen“) vorgelegt. Darin werden 
die Pflichten der Unternehmen bezüg-
lich der Beachtung der Menschenrech-

te in verbindlicher Sprache aufgeführt. 
(vgl. United Nations Economic and So-
cial Council, Commission on Human 
Rights 2003b) Durch den Titel „Ent-
wurf“ wird jedoch deutlich gemacht, 
dass keine sofortige verbindliche Ver-
pflichtung gemeint ist. Im Anschluss an
die Veröffentlichung wurde insbeson-
dere darüber debattiert, ob diese Nor-
men verpflichtend gemacht werden 
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Ein Mensch will nach oben – dieses Motiv der verheißungsvoll gen 
Himmel steigenden Leiter, auf der ein Mensch empor steigt, hat in der 
Kunstgeschichte eine lange Tradition: Angefangen von der biblischen Leiter 
in Jakobs Traum, die beispielsweise Adam Elsheimer im 16. Jahrhundert 
in einem Gemälde festgehalten hat bis hin zur Modifizierung bei Jonathan 
Borofsky, der mit seiner Skulptur „Man walking to the sky“ die Kasseler 
documenta 1992 prägte. Andreas Kuhnleins Version fällt verhaltener aus: 
Hier ist der Mensch zwar auch im Aufstieg begriffen, tut dies jedoch sehr 
vorsichtig und bedächtig – mit zweifelndem Blick nach oben, wo das Ende 
der Leiter bereits erkennbar ist …

(Stefanie Lieb)

Die Säge des Künstlers hinterlässt tiefe Furchen in der Oberfl äche 
der Figuren und Brüche in den Gliedmaßen – genauso wie die 
Ausgesetztheit des Menschen an die unaufhaltsam verrinnende 
Zeit der Haut ihre Runzeln und Falten eingräbt und dem Leib 
Wunden schlägt. In der augenscheinlichen Verletzbarkeit und 
Vergänglichkeit des Menschen erhebt sich in den Arbeiten von 
Andreas Kuhnlein jedoch etwas anderes als ein Erschrecken: 
Die Gestalten zeugen von einer unbeschreibbaren und unleug-
baren Würde des Menschen, der seine eigene Hinfälligkeit zu 
übernehmen hat.

Ulrich Dickmann: Der Mensch – Gewalttätig, Verletzlich, 
Heilig. In: Dem Menschsein auf der Spur. Andreas Kuhnlein, 
Holzskulpturen. Ausst.-Kat. Hrsg. v. Stefanie Lieb, Katholische 
Akademie Schwerte, 2013, S. 4–5.

Andreas Kuhnlein
geb. 1953 in Unterwössen, Chiemgau,
Schreinerlehre, seit 1983 als freischaffender Bildhauer im Chiemgau tätig,
arbeitet seit 1995 mit großformatigen gesägten Holzskulpturen aus ganzen 
Baumstämmen, über 180 Einzelausstellungen im In- und Ausland.
Weiteres unter: http://kuhnlein-bildhauer.de© Jörg Eschenfelder
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Drang nach oben (Detail)
2000
Eisen, Eiche

© Andreas Kuhnlein/Franz Fagner
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sollten oder nicht. Die meisten Unter-
nehmen setzten sich gegen verbind-
liche Regeln ein, obwohl es auch aus 
ökonomischer Sicht vorteilhaft wä-
re, wenn verbindliche Regeln gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für alle Un-
ternehmen schaffen würden. 

Ein Sonderbeauftragter des UN-
Generalsekretärs zum Thema „Men-
schenrechte und transnationale Un-
ternehmen“ wurde im Jahr 2005 ein-
gesetzt. Er führte Konsultationen mit 
Unternehmen und Regierungen durch 
und schlug im Jahr 2008 vor, die aus 
den Menschenrechten erwachsenden 
Pflichten in dreifacher Weise zu un-
terteilen: erstens die Menschenrechte 
zu schützen, sie zweitens zu beachten 
und drittens die Möglichkeit zur Ab-
hilfe, also zur Einleitung von Rechts-
mitteln einzuräumen, wenn die Men-
schenrechte verletzt worden sind. Diese 
Pflichtenunterteilung wurde vom Men-
schenrechtsrat angenommen. Im Jahr 
2011 hat der Sonderbeauftragte John 
Ruggie nach weiteren Konsultationen 
seinen Abschlussbericht vorgelegt, der 
ebenfalls vom UN-Menschenrechtsrat 
angenommen wurde. Darin werden die 
drei Säulen ausführlich erläutert:

Die erste Säule betrifft die Ver-
pflichtung des Staates, die Menschen-
rechte zu beachten, sie zu schützen 
und zu erfüllen. Besondere Bedeutung 
kommt dabei einem effektiven Schutz 
der Menschenrechte vor Missachtung 
durch Unternehmen zu. Der UN-Son-
derbeauftragte erläutert detailliert die 
Verpflichtungen nicht nur des Gast-
landes, in dem ein Unternehmen tätig 
ist, sondern auch des Heimatstaates. 
Die Staaten, die in der Lage sind, ein 
Unternehmen zu kontrollieren, sollen 
diese Aufgabe wahrnehmen und ef-
fektive gesetzgeberische und weitere 
geeignete Maßnahmen einleiten. Die 
Staaten, in denen Unternehmen tätig 
sind oder unter deren Jurisdiktion sie 
stehen, müssen geeignete Maßnahmen 
ergreifen, um Menschenrechtsverlet-
zungen durch Unternehmen zu ver-
hindern, zu untersuchen, zu bestrafen 
und Abhilfe zu schaffen sowie Wie-

dergutmachung durch effektive poli-
tische und gesetzgeberische Maßnah-
men sowie durch Regulierungen und 
Gerichtsverfahren. Staaten sollten die 
Eignung der ergriffenen Maßnahmen 
regelmäßig überprüfen und eventuel-
le Lücken schließen. Besonders auf-
merksam sollten Staaten die Aktivitä-
ten von Unternehmen in Konfl iktre-
gionen überprüfen und ihnen dabei 
helfen, Menschenrechtsverletzungen 
zu vermeiden. Sollte ein Unterneh-
men in Menschenrechtsverletzungen 
verwickelt sein, darf es keine staatli-
che Förderung erhalten.

Die zweite Säule erläutert die Ver-
pflichtungen von Unternehmen, al-
le Menschenrechte und die Standards 
der Internationalen Arbeitsorgani-
sation zu beachten. Sie müssen dar-

auf achten, dass es sowohl durch ei-
gene Aktivitäten als auch durch ihre 
Geschäftsbeziehungen zu keiner Be-
einträchtigung der Menschenrechte 
kommt. Dies schließt Geschäftspart-
ner, Einheiten in der Wertschöpfungs-
kette und andere staatliche sowie 
nicht-staatliche Einrichtungen ein, 
die direkt mit ihrem Geschäft, ihren 
Produkten oder ihren Dienstleistun-
gen verbunden sind. Um ihrer Men-
schenrechtsverpfl ichtung gerecht zu 
werden, sollten Unternehmen zuerst 
eine Selbstverpfl ichtungserklärung 
zur Beachtung der Menschenrechte 
verabschieden, sodann sollten sie ei-
nen sorgfältigen Überprüfungsprozess 
implementieren, um Menschenrechts-
verletzungen zu vermeiden bzw. ge-
gebenenfalls zu beheben. Sie sollten 

Dr. Brigitta Herrmann (*1962), Professorin für Globalisierung,  Entwicklungspolitik 
und Ethik an der Cologne Business School (CBS), Diplom-Volkswirtin und Diplom-
Theologin; Lehrbeauftragte für Ethik in den Wirtschaftswissenschaften (Universi-
tät Frankfurt), zuvor: Geschäftsführerin für Deutschland bei der ökumenischen Ent-
wicklungsgenossenschaft Oikocredit, Referentin für Entwicklungspolitik bei Misereor, 
Leiterin der Abteilung Welthandel und Welternährung bei der Nord-Süd-politischen 
Lobbyorganisation Germanwatch und Leiterin des Projektes „Politische Steuerung 
der ökonomischen Globalisierung“ bei der Deutschen Kommission Justitia et Pax; 
war Mitglied der Sachverständigengruppe Weltwirtschaft und Sozialethik der Deut-
schen Bischofskonferenz und des Sachbereichs Wirtschaft sowie der Arbeitsgruppe 
Weltkirchliche Solidarität und Entwicklungszusammenarbeit im Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken; wichtige Veröffentlichungen: Das Recht auf Ernährung am 
Beispiel Malis. Wirtschaftsethische Ansätze auf dem Prüfstand, Münster 2003; Das 
Recht auf Ernährung in der Verantwortung der Staaten. Implikationen für interna-
tionale Wirtschaftsabkommen, in: Ibeh, Martin Joe/Wiemeyer, Joachim (Hg.), Ent-
wicklungszusammenarbeit im Zeitalter der Globalisierung. Paderborn 2006, 191–209; 
Ethische Begründung von Investitionen in Mikrofinanzierung als Beitrag zu einer 
nachhaltigen Entwicklung, in: Exposure und Dialogprogramme (Hg.), Mit Mikrofi -
nanz Verantwortung wahrnehmen, Bonn 2009, 33–37; Das Menschenrecht auf Er-
nährung: seine Begründung sowie Hindernisse und Wege zu seiner Verwirklichung, 
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lung – Auswirkungen – Forderungen an die Politik – Was kann ich tun? In: Missio 
Konkret 1/2012, 3–6; Finanzmarkt und Schuldenkrise aus wirtschaftsethischer Sicht, 
in: mosinternational 3/2012, 23–27; Spekulation mit Nahrungsmitteln – ein Kom-
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darüber hinaus ein Verfahren zur Be-
endigung jeglichen negativen Einfl us-
ses auf die Menschenrechte einführen.

Die dritte Säule beinhaltet den Zu-
gang zu Abhilfe, also die Möglichkeit, 
zu gerichtlicher Klage und zu außer-
gerichtlichen Beschwerdeverfahren ge-
gen Menschenrechtsverletzungen. Die-
se sind zunächst von Staaten einzu-
richten. Staaten müssen im Rahmen 
ihrer Verpflichtung, die Menschenrech-
te vor Verletzungen durch Unterneh-
men zu schützen, die geeigneten 
Schritte einleiten, um durch juristische, 
administrative, gesetzgeberische oder 
andere geeignete Mittel sicherzustel-
len, dass bei Menschenrechtsverletzun-
gen in ihrem Gebiet oder unter ihrer 
Jurisdiktion diejenigen, die dadurch 
beeinträchtigt wurden, Zugang zu ef-
fektiver Abhilfe haben. 

Außerdem sollten auch Unternehmen 
den Betroffenen Beschwerdemöglich-
keiten gegen Menschenrechtsverlet-
zungen einräumen. Dazu könnte ein 
gemeinsames Verfahren ermöglicht 
werden, bei dem zusätzlich zu Unter-
nehmensvertretern auch andere Stake-
holder beteiligt sind, um das Vertrauen 
in das System zu erhöhen. Ein solches 
Verfahren sollte fair, klar, transpa-
rent, für alle zugänglich, gerecht und 
menschenrechtskonform sein. Es soll-
te im Dialog mit den vom Unterneh-
menshandeln Betroffenen erarbeitet 
und ausgestaltet werden. (vgl. Human 
Rights Council 2011)

 Ohne Klagemöglichkeit 
bleiben Leitlinien zur 
Menschenrechts-
konformität oft bloße 
Lippenbekenntnisse

Zu dieser dritten Säule wurde im 
Dezember 2013 ein umfangreicher Be-
richt von Wissenschaftlern, darunter 
der UN Sonderberichterstatter für das 
Recht auf Ernährung, und von Nicht-
regierungsorganisationen vorgelegt. 
Sie beklagen, dass es in den meisten 
der von ihnen untersuchten europä-
ischen Staaten sowie in Kanada und 
den USA keinen effektiven Zugang 
der von Menschenrechtsverletzungen 
Betroffenen zu Gerichten gibt. Beson-

ders trifft dies auch auf Menschen aus 
Entwicklungsländern zu. Der Bericht 
macht Vorschläge, wie Staaten tatsäch-
lich effektive Verfahren einführen kön-
nen, die allen den gleichen und fairen 
Zugang sichern, und er verweist dar-
auf, dass zusätzlich zum Zugang zu 
gerichtlichen und anderen Beschwer-
demöglichkeiten auch Kompensatio-
nen für erlittene Menschenrechtsver-
letzungen geleistet werden müssten. 
(vgl. Skinner u. a. 2013)

Ausblick, weitere Lösungsmöglichkeiten

Wie die Analyse gezeigt hat, sind die 
Inhalte der Menschenrechte und die 
Verpflichtungen, die sich daraus er-
geben hinreichend klar. Es fehlt aller-
dings sowohl bei vielen Unternehmen, 
die im Bereich des Ressourcenabbaus 
tätig sind, als auch bei Staaten an der 
tatsächlichen Umsetzung der Erkennt-
nisse. Wenn bei Staaten und Unterneh-
men die Bereitschaft vorhanden ist, die 
Menschenrechte tatsächlich zu beach-
ten, zu schützen und zu erfüllen, dann 
können sie auf die vielfältigen Vor-
schläge zurückgreifen. Sollte die Be-
reitschaft dazu jedoch nicht vorhanden 
sein, müssen weitere Möglichkeiten er-
schlossen und ausgeschöpft werden. 
Der Päpstliche Rat Justitia et Pax hat 
in Bezug auf die Finanzordnung ei-
ne globale Autorität vorgeschlagen. 
Eine solche globale Autorität könnte 
auch im Bereich der Menschenrechte 
die Durchsetzung sicherstellen, wenn 
sie mit entsprechenden Kompetenzen 
ausgestattet würde.

Eine bisher noch nicht angespro-
chene Ebene wird durch die Konsumen-
ten gebildet, die die Ressourcen bzw. 

Produkte konsumieren, die aus den ab-
gebauten Ressourcen hergestellt wer-
den. Wenn Konsumenten auf die Ein-
haltung der Menschenrechte dringen 
und nur von den Unternehmen kau-
fen, die nachweislich die Menschen-
rechte beachten, kann dadurch jenseits 
von juristischen Verpfl ichtungen eine 
Verhaltensänderung bei Unternehmen 
veranlasst werden. Aus dem Bereich 
der Ressourcennutzung sind es z. B. 
faire Handys, die ohne Kinderarbeit 
und mit umweltfreundlichen Verfah-
ren beim Ressourcenabbau hergestellt 
werden und bei denen keine Rohstoffe 
aus Konfliktregionen eingesetzt wer-
den. (vgl. Fairphone). Zusätzlich emp-
fiehlt es sich, Mobiltelefone länger zu 
nutzen und anschließend zum Recy-
cling zu geben, dadurch werden der 
Ressourcenverbrauch und die daraus 
resultierenden Menschenrechtsverlet-
zungen reduziert. (vgl. Südwind/Hütz-
Adams 2012) Ähnliches ist möglich in 
der Computer- und Autoindustrie, wo 
metallische oder andere natürliche Res-
sourcen genutzt werden. 

amos 01_2014 - seiten001-056.indd   31amos 01_2014 - seiten001-056.indd   31 04.02.2014   07:58:5804.02.2014   07:58:58



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 8. Jg. (2014) Heft 132

Die Energiewende im Dickicht 
von Gerechtigkeitsabwägungen
Ethische Leitlinien für die mit ihr verbundenen Konfl ikte

Auch wenn die Energiewende im Dienst intergenerationeller und globaler Gerech-
tigkeit steht, so führt ihre Umsetzung doch zu Konflikten. Diese lassen sich im Rah-
men des Drei-Säulen-Modells der Nachhaltigkeit identifizieren und entschärfen: So-
wohl auf ökonomischer als auch auf sozialer und ökologischer Ebene ergeben sich 
miteinander verflochtene, aber durchaus lösbare Spannungsfelder. Hierzu gehören 
u. a. der schon sprichwörtlich gewordene Konflikt zwischen Teller und Tank, soziale 
Schieflagen sowie der mögliche Widerspruch zwischen Klima- und Naturschutz. Die-
se Problemlagen sollten nicht als Einwand gegen die Energiewende missbraucht wer-
den. Sie sollten Herausforderung sein, sie gerecht zu gestalten.

Dass die Energiewend e sich in einem
Dickicht von Gerechtigkeitsabwä-

gungen, d. h. in einer unübersichtlichen 
Gemengelage von Interessen und Kon-
fl ikten wiederfindet, hat verschiedene 
Ursachen. Die Energiewende als Um-
stieg auf eine postfossile und postnu-
kleare Energiebasis ist Teil eines histo-
rischen Umbruchsprozesses, der ähn-
lich tiefgreifend sein kann wie die 
Industrialisierung und der daher ganz 
selbstverständlich massive Befürchtun-
gen wie gewaltige Erwartungen aus-
löst. Diese „Große Transformation“, die 
den Rahmen der Energiewende bildet, 
kann hier allerdings nicht eigens the-
matisiert, sondern lediglich als Hinter-
grund mitgeführt werden.

Die folgenden Überlegungen kon-
zentrieren sich auf eine ethische Be-
trachtung der moralischen Auseinan-
dersetzungen, die teils von der Ener-
giewende hervorgerufen werden, teils 
die Energiewende begleiten. Das Ziel 
ist ein Doppeltes.
• Erstens wird eine grundsätzliche 

ethische Rechtfertigung der Ener-
giewende vorgenommen.

• Zweitens werden für die wichtigsten 
Konflikte, die sich am Umbau des 
Energiesystems entzünden, ethische 
Leitlinien formuliert; eine ausführ-
liche Diskussion einzelner Details 
muss jedoch unterbleiben.

Die Ziele der Energiewende

Eine Ursache für die heftigen morali-
schen Debatten über die Energiewende 
liegt darin, dass mit der Energiewende 
unterschiedliche Ziele verbunden wer-
den. Daher werden zunächst die we-
sentlichen Ziele herausgearbeitet, um 
von ihnen her die grundsätzliche Legi-
timation der Energiewende darzulegen.
• Das erste Ziel besteht darin, dass 

Deutschland einen Beitrag zum Kli-
maschutz leistet. Ab einer Tempe-
raturerhöhung von etwa zwei Grad 
gegenüber der vorindustrialisierten 
Zeit sprechen die Klimaforscher von 
einem gefährlichen Klimawandel. 
Die sich dann ergebenden Auswir-
kungen im Erdsystem und in den 
Gesellschaften lassen sich kaum 
vorhersehen und werden sich noch 

weniger beherrschen lassen. Der 
Klimawandel bedroht die Lebens- 
und die Wohlergehenschancen von 
Milliarden Menschen. Insofern die 
Energiewende einen wirksamen 
Beitrag zum Klimaschutz zu leisten 
vermag, ist sie nicht nur ethisch ge-
rechtfertigt, sondern auch geboten.

• Zweitens zielt die Energiewende 
darauf ab, den Verbrauch fossiler 
Brennstoffe zu verringern, um die-
se wertvollen Ressourcen in einem 
größeren Umfang für die künftigen 
Generationen oder auch für die är-
meren Länder aufzusparen. Mit die-
sen beiden Zielen steht die Ener-
giewende im Dienst intergenerati-
oneller und globaler Gerechtigkeit.

Mit der Energiewende gehen des Wei-
teren drei eher strategische Interessen 
einher:
• Eine Abkehr von Kohle, Öl und Gas 

schafft eine größere Unabhängig-
keit vom Ausland, was angesichts 
der politischen Lage in den meisten 
Förderländern klug ist.

• Zudem ist es gedankenlos, Öl in gro-
ßem Umfang zu verfeuern, anstatt 

Jochen 
Ostheimer

amos 01_2014 - seiten001-056.indd   32amos 01_2014 - seiten001-056.indd   32 04.02.2014   07:58:5804.02.2014   07:58:58



Ressourcenkonfl ikte

MOSINTERNATIONAL 8. Jg. (2014) Heft 1 33

es als Werkstoff für die chemische 
Industrie zu nutzen.

• Nicht zuletzt werden in den kom-
menden Jahrzehnten Gas und ins-
besondere Öl knapp und teuer wer-
den, vor allem wenn die leicht zu-
gänglichen Vorkommen erschöpft 
sind. Auch das gegenwärtig von 
manchen mit viel Enthusiasmus be-
grüßte Fracking kann lediglich den 
Zeitpunkt ein wenig hinauszögern, 
aber nichts grundsätzlich ändern. 
Ein frühzeitiger Beginn der Umstel-
lung der Energiewirtschaft kann 
helfen, Härten zu vermeiden, und 
kann auch neue Geschäftsmöglich-
keiten eröffnen. Sozial- wie wirt-
schaftspolitisch kann die Energie-
wende ein wichtiges Instrument für 
dauerhaft bezahlbare Energie sein.

Manche verbinden die Energiewende 
auch mit dem Atomausstieg. Dieser Zu-
sammenhang ist zu präzisieren. Denn 
die nuklearen könnten auch durch fos-
sile Brennstoffe ersetzt werden. Das 
eigentliche Ziel der Energiewende ist 
nicht das Abschalten der Atomkraft-
werke – diese Absicht ließe sich wie 
üblich als Atomausstieg bezeichnen –, 
sondern der Ausbau der erneuerbaren 
Energien und die Steigerung der Ener-
gieeffizienz zum Zweck der Verringe-
rung der Treibhausgasemissionen.

Als letztes Ziel ist noch ein gesell-
schaftspolitisches Anliegen zu benen-
nen, das freilich ähnlich wie das Ziel 
des Atomausstiegs nicht von allen ge-
teilt wird. Die Energiewende kann ei-
nen Beitrag dazu leisten, die kommu-
nale oder regionale Verantwortung für 
die Energieversorgung zu stärken, wo-
für in den Gemeinden bereits eine er-
hebliche Bereitschaft zu erkennen ist.

Im Ganzen zeigt sich, dass die Ener-
giewende von ihren Zielen her gut be-
gründet ist. Teils hat sie den Status ei-
ner moralischen Pflicht, weil sie dazu 

 Die Energiewende 
dient vor allem der 
intergenerationellen und 
der globalen Gerechtigkeit

beiträgt, einen Schaden für Dritte zu 
verringern; teils ermöglicht sie aner-
kennenswerte Wohltaten im Sinne su-
pererogatorischer (über die Pfl icht hin-
ausgehende Handlungen; teils ist sie ei-
ne Forderung der Klugheit. Auf dieser 
grundlegenden Ebene zeigen sich noch 
keine Gerechtigkeitskonfl ikte.

Jedes einzelne Argument für sich 
wäre bereits ein ausreichender Grund 
für die Energiewende – sofern nicht, 
vielleicht unbemerkt, andere wichti-
ge Güter beeinträchtigt werden. Dies 
ist nun in einem zweiten Schritt zu 
erörtern.

Gerechtigkeitskonflikte bei der Umsetzung der Energiewende

Als methodischer Schlüssel für die fol-
genden Erwägungen wird das Prinzip 
Nachhaltigkeit gewählt. Nachhaltigkeit 
ist ein normatives Naturnutzungskon-
zept. Als solches ist es für die Diskus-
sion der Energiewende geeignet, da die 
wirtschaftliche Nutzung natürlicher 
Ressourcen gesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen hervorruft. Als Zielpers-
pektive benennt das Nachhaltigkeits-
konzept ein dauerhaft umweltverträgli-
ches Verhalten unter Berücksichtigung 
unterschiedlicher gesellschaftlicher In-
teressen. Die dazu zweckmäßige Me-
thode ist das vernetzte Denken. Da-
zu gehören vor allem die Beachtung 
von Wechselwirkungen zwischen Um-
weltmedien, die oft über Landesgren-
zen hinweg zu erfolgen hat, ein Ge-
spür für langfristige Auswirkungen der 
jeweiligen Maßnahmen sowie die Be-
rücksichtigung unterschiedlicher so-
zioökonomischer Belange. Auf diese 
Weise kann den berechtigten, meist 
grenzüberschreitenden Interessen al-
ler betroffenen Menschen sowie den 
Anliegen kommender Generationen 
Gerechtigkeit widerfahren.

Nachhaltiges Wirtschaften oder 
nachhaltige Entwicklung ist ein Kon-
zept, das von vornherein auf mögli-
che Konflikte aufmerksam macht. Im 
Folgenden werden die mit der Ener-
giewende verbundenen wesentlichen 
Streitpunkte in eine Übersicht gebracht,
um die jeweiligen Ansprüche abwäg-
bar zu machen. Dazu dient als Ana-
lyseraster das Drei-Säulen-Modell der 
Nachhaltigkeit. Auch wenn dieses Kon-
zept sowohl wissenschaftstheoretisch 
als auch für politikfähige Abwägun-
gen zu einfach ist, ist es dennoch heu-
ristisch hilfreich: als Suchraster, um 
mögliche Probleme oder Konfl ikte zu 
systematisieren. Die drei Dimensionen:
• Ökonomisches,
• Soziales und
• Ökologisches
berühren und durchdringen sich wech-
selseitig und lassen sich nicht fein säu-
berlich voneinander trennen. Aber für 
die hier verfolgten Zwecke genügt es, 
dass sich anhand dieser Unterschei-
dung zentrale Konfl iktlinien heraus-
arbeiten lassen.

Ökonomische Dimension: Kostenwahrheit

Wirtschaftlich betrachtet gestaltet die 
Energiewende die Rahmenbedingun-
gen für die Unternehmen neu. Solche 
Veränderungen sind eine Normalität 
in der Marktwirtschaft. Aus ethischer 
wie auch aus ökonomischer und poli-
tischer Sicht ist zu beachten, dass die 
Gestaltung der Rahmenordnung ver-
lässlich, transparent, unparteiisch und 

möglichst einfach ausfällt. Mit Blick 
auf diese Forderungen der Verfahrens-
gerechtigkeit stellen sich bereits nicht 
unerhebliche Anfragen an die Ener-
giewende.

Eine Erhöhung der Energiepreise 
betrifft alle Unternehmen und Verbrau-
cher und kann zu Wohlstandseinbu-
ßen führen. Derartige Befürchtungen 
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lösen gegenwärtig eine große Aufre-
gung aus. Doch sind solche Wohlstand-
seinbußen nicht per se ungerecht. Viel-
mehr wäre anzuerkennen, dass es bis-
her an Kostenwahrheit fehlt und die 
Schäden an der Natur sowie die Schä-
digungen für zahlreiche Menschen in 
den Rohstofffördergebieten schlicht 
verdrängt wurden und werden.

Was die zurzeit heftig umstrittenen 
Subventionen für die Exportwirtschaft 
angeht, so können diese statthaft sein, 
um Förderungen in anderen Ländern 
auszugleichen. Besser wäre freilich ei-
ne globale Kostenwahrheit im Ener-
giesektor, doch eine solche Erwartung 
ist unrealistisch. Die Notwendigkeit 
von Subventionen müsste allerdings 
im Einzelfall nachgewiesen werden; 
und es wäre dann immer noch zu dis-
kutieren, zu wessen Lasten mögliche 
Gewinnrückgänge gehen müssten: zu 
Lasten der Angestellten, zu Lasten der 
Spitzenverdiener im Unternehmen, zu 
Lasten der Aktionäre, zu Lasten der 
Steuerzahler oder zu Lasten der üb-
rigen Stromverbraucher. Die letztge-
nannte Lösungsmöglichkeit, die ja ge-
genwärtig praktiziert wird, ließe sich 
durchaus mit dem im katholischen 
Sozialdenken beheimateten Subsidia-
ritätsprinzip rechtfertigen. Denn die-
ses verlangt, dass gesellschaftliche Pro-
bleme möglichst im jeweiligen Hand-
lungsfeld geregelt werden. Allerdings 
darf dabei das damit untrennbar ver-
bundene komplementäre Solidaritäts-
prinzip nicht verletzt werden. Dieses 
fordert, dass die benötigte Hilfe von 
denjenigen Akteuren zu leisten ist, die 
über die nötigen Mittel verfügen. Und 
das sind im Großen und Ganzen nicht 
die Privathaushalte und auch nicht die 
kleineren Unternehmen.

In ökonomischer Hinsicht ist des 
Weiteren zu diskutieren, welche re-
generativen Energieträger in welcher 

 Die bisherigen 
Energiepreise decken 
nicht die sozialen und 
ökologischen Kosten

Weise gefördert werden. Hier sind drei 
Aspekte von Bedeutung: zum einen ein 
politischer Gestaltungswille, der als 
solcher auszuweisen und dann auch 
inhaltlich zu rechtfertigen ist. So kann 
beispielsweise die Tendenz zu Mais-
monokulturen ein Grund sein, die Zu-
schüsse für Bioenergie zu begrenzen. 
Zudem könnte es langfristig am sinn-
vollsten sein, alle Arten der Energieer-
zeugung gleich zu behandeln, so dass 
sich am Markt die günstigsten Formen 
durchsetzen. Schließlich dürfen Förde-
rungen nur eine Anschubfi nanzierung 
sein, um neuen, erwünschten Techni-
ken einen Marktzugang zu erleichtern. 
Es darf aber nicht zu einer langjährigen 

Finanzierung privater Gewinne durch 
die Allgemeinheit kommen.

Abschließend ist noch das zu be-
denken, was der Ökonom Hans-Wer-
ner Sinn als „grünes Paradoxon“ ana-
lysiert hat. Werden in Deutschland oder 
in der EU fossile Brennstoffe im großen 
Maßstab eingespart, dann sinken welt-
weit die Preise, und die ärmeren Län-
der können sich mehr Energie leisten. 
Für ihre wirtschaftliche Entwicklung 
mag dies vorteilhaft sein; für den Kli-
mawandel ist hingegen nichts gewon-
nen. – Ob diese Analysen allerdings 
stimmen, ist in den Kreisen vieler Öko-
nomen umstritten.

Landwirtschaft: der prekäre Zusammenhang 
von Nahrung und Energie

Nutzungskonkurrenzen in Deutschland
In der wirtschaftlichen Dimension ist 
ein Aspekt zu betonen, der in letzter 
Zeit, gerade in der deutschen Öffent-
lichkeit, etwas aus dem Blick geraten 
ist. Es geht um die Landwirtschaft, auch 
in ihrer globalen Dimension. Durch die 
zunehmende energetische Nutzung von
Pflanzen werden zwei große und bis 
vor kurzem eigenständige Märkte ver-
knüpft: der Energie- und der Lebens-
mittelmarkt. Die Energiepreise sind hö-
her, und die Lebensmittelpreise ziehen 
allmählich nach. Für Landwirte ist es 
daher lukrativ, Energiepfl anzen anzu-
bauen, hierzulande etwa Mais, in an-
deren Erdteilen Ölpalmen oder Zucker-
rohr.

Die Energiewende schafft neue Ge-
winnmöglichkeiten, und historisch be-
trachtet waren Landwirte zumeist auch 
Energiewirte. Andere Geschäftsfelder 
werden hingegen schwieriger. So stei-
gen vielfach die Pachtpreise für Acker-
flächen. Grundsätzlich handelt es sich 
hierbei um ein normales wirtschaftli-
ches Phänomen. Allerdings ist der Ag-
rarsektor von unzähligen Subventio-
nen und Regulierungen betroffen, so 
dass kaum von einem freien Markt ge-
sprochen werden kann. Daher sind alle 

staatlichen Maßnahmen dahingehend 
zu rechtfertigen, dass sie die sozialen 
Belange der Landwirte, das Ziel der 
Ernährungssicherheit sowie die Erfor-
dernisse des Umweltschutzes berück-
sichtigen.

Verschärft werden die Nutzungs-
konkurrenzen zwischen dem Anbau 
von Nahrungs- bzw. Futter- sowie 
Energiepflanzen durch Entwicklungen 
außerhalb des Energiebereichs. Stra-
ßen- und Siedlungsbau, die Auswei-
sung neuer Gewerbegebiete oder die 
Errichtung von Golfplätzen verringern 
die verfügbare landwirtschaftliche Flä-
che. Hinzu kommen Naturschutzaufl a-
gen. Diese Konkurrenzen müssen bei 
der Kontroverse um den zunehmen-
den Anbau von Biomasse berücksich-
tigt werden, damit der Streit nicht al-
lein innerhalb der Landwirtschaft aus-
getragen wird und der Austausch der 
Argumente sich nicht unzulässig ver-
engt.

Globale Auswirkungen: Anbau und 
Einfuhr von Biomasse und Futtermittel

Die deutsche Energiewende hat Aus-
wirkungen auf die Landnutzung in an-
deren Staaten, insbesondere in den 
südlichen Ländern. Zu nennen ist der 
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Anbau von Energiepflanzen: die end-
losen Ölpalmplantagen in Malaysia 
und Indonesien oder die Zuckerrohr-
plantagen in Südamerika. Die Energie-
wende forciert zudem den Import von 
Futtermittel, vor allem von Soja. Die-
se Einfuhren resultieren zum einen aus 
dem hohen Fleischkonsum sowie aus 
Preisunterschieden. Zum anderen wer-
den sie durch die Energiewende voran-
getrieben, weil hierzulande Ackerfl ä-
chen vermehrt für den Anbau von 
Energie- statt Futterpfl anzen genutzt 
werden. 
Durch den großflächigen Anbau land-
wirtschaftlicher Exportgüter wird wert-
voller Regenwald gerodet, was gleich 
mehrere negative Konsequenzen hat:
1.  Brandrodung setzt Treibhausgase 

in großem Umfang frei.
2. Es kommt infolge der Regenwaldro-

dung vielfach zu gewaltigen Torf-
bränden, weil der Boden nicht mehr 
feucht ist.

3.  Zudem werden gewaltige Kohlen-
stoffsenken vernichtet.

Diese Nebenwirkungen führen dazu, 
dass die Klimabilanz von so genann-
tem Biodiesel aus Palmöl verheerend 
ist. Die Energiewende läuft also Ge-
fahr, auf ein Mittel zu setzen, das kon-
traproduktiv ist. Doch es handelt sich 
nicht allein um ein Problem mangeln-
der Klugheit, sondern es werden mora-
lisch relevante Güter gefährdet:
1.  Ökologisch wertvoller Lebensraum 

wird unwiederbringlich zerstört. 
Durch die Vernichtung der Regen-
wälder beraubt sich die Menschheit 
eines kostbaren Teils ihres gemein-
samen Erbes.

2.  Mit dem Wald geht zugleich die 
Heimat vieler Menschen verloren 
und werden lokale Kulturen zer-
stört. Diese Menschenrechtsver-

Die Energiewende läuft 
Gefahr, auf Mittel 
zu setzen, die weder 
moralisch noch ökologisch 
vertretbar sind

letzungen sind inakzeptabel. Sie 
lassen sich nicht als notwendiger 
Preis für ein stabiles Klima recht-
fertigen, auch wenn dieses ein all-
gemein erwünschtes Ziel ist. Eine 
solche Abwägungsfrage stellt sich 
nicht, da weniger problematische 
Klimaschutzmaßnahmen zur Ver-
fügung stehen.

3.  Der globale Agrarhandel verdrängt 
vielfach die Subsistenzlandwirt-
schaft. Die verschiedenen Formen 
der Selbstversorgung dürfen zwar 
nicht glorifiziert werden, weil sie 
häufig sehr mühsam und auch in-
effizient sind. Doch die Kommerzi-
alisierung der Landwirtschaft geht 
in den meisten Fällen zu Lasten der 
Kleinbauern und der lokalen Märk-
te.

Angesichts dieser Missstände lässt sich 
festhalten, dass, solange in den süd-
lichen Ländern Umwelt- und Sozial-
standards in der Landwirtschaft feh-
len, der Import von Futtermittel und 
Biosprit aus moralischen Gründen stark 
beschränkt werden müsste.

Teller versus Tank
Neben der Zerstörung wertvoller Na-
tur und des Lebensraums von Men-
schen entspringt ein weiteres mora-
lisches Problem der Konkurrenz von 
Energie- und Nahrungspfl anzen: der 

bereits sprichwörtlich gewordene Kon-
flikt von Tank und Teller.

Durch das schon genannte Zusam-
menwachsen der Energie- und Lebens-
mittelmärkte steigen die Preise für 
Nahrungsmittel. Was hier in Deutsch-
land für manche ein Ärgernis ist, er-
weist sich in den ärmeren Ländern zu-
weilen als Überlebensfrage. Natürlich 
besteht keine unmittelbare Kausalität, 
etwa in dem Sinn, dass armen Men-
schen Getreide weggenommen würde, 
um Biosprit für Reiche zu produzieren. 
Die Marktmechanismen wirken viel-
mehr anonym und abstrakt. Gleich-
wohl fehlen Schutzvorrichtungen zu-
gunsten der Ernährungssicherheit der 
ärmeren Menschen im Globalen Sü-
den, wobei die stark wachsende Welt-
bevölkerung das Problem noch deut-
lich verschärft.

Fazit
Im Ganzen ist die Gefahr groß, dass 
die Energiewende den ökologischen 
Fußabdruck Deutschlands vergrößert, 
dass Deutschland also immer mehr Flä-
chen und Ressourcen beansprucht, die 
in anderen Ländern liegen, die anderen 
Menschen gehören. Dies aber ist ge-
rade nicht nachhaltig, es werden da-
durch wichtige moralische Ansprüche 
Dritter verletzt.

Das Ziel Klimaschutz ist gut, aber 
es heiligt nicht jedes Mittel.

Soziale Dimension: Energiearmut

Mit Blick auf die soziale Dimension ist 
allem voran das Problem der Energie-
armut zu nennen. Unter Energiearmut 
leidet gemäß den gängigen Defi nitio-
nen, wer mehr als zehn Prozent des ver-
fügbaren Einkommens für Energie aus-
geben muss. Studien zufolge sind rund 
zwanzig Prozent aller Haushalte davon 
betroffen. Mit Blick auf diese Schiefl age
gilt zunächst, was bereits eingangs ge-
sagt wurde: Die bisherigen Energieprei-
se decken nicht die sozialen und öko-
logischen Folgekosten; insofern gibt es 
kein Recht auf billige Energie.

Für ein reiches Land wie Deutsch-
land stellt sich diese Situation freilich 
differenzierter dar. Der Zugang zu ei-
nem ausreichenden Maß an Energie 
ist eine Variable der Wohlstandsver-
teilung. Insofern kann und darf die 
Energiewende nicht gegen berechtig-
te soziale Belange ausgespielt werden. 
Vielmehr sind bei ihrer konkreten Ge-
staltung die Bedürfnisse der sozial 
schwächeren Menschen ganz im Sin-
ne des Konzepts der Umweltgerechtig-
keit grundlegend zu beachten.
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Die Energiewende wird auf mehre-
ren Wegen zugleich vollzogen, was be-
deutet, dass je nach Maßnahmenbün-
del unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen positiv bzw. negativ betroffen 
sind. Die Politik, aber auch die ande-
ren Akteure besitzen also einen Hand-
lungsspielraum und können sich nicht 
einfach auf Sachzwangargumente zu-
rückziehen. Sie sind in ihren Entschei-
dungen rechenschaftspfl ichtig.

Auf eine Bewertung einzelner In-
strumente kann hier nicht weiter ein-
gegangen werden. Stattdessen soll auf 
einer grundlegenden Ebene weiterge-
dacht werden. In dieser Hinsicht lassen 
sich erstens Wege der Effi zienzsteige-
rung als grundsätzlich allgemein vor-
teilhaft auszeichnen, weil sie zumindest
langfristig Energie und Kosten einspa-
ren. Studien zufolge, wie sie etwa das 
Umweltbundesamt veröffentlicht hat, 
sind in diesem Bereich bereits erhebli-
che Fortschritte erzielt worden. Die Ein-
sparpotenziale sind aber weiterhin im-
mens, und zwar gleichermaßen in der 

Industrie, bei Gewerbe, Dienstleistung 
und Handel, bei Privathaushalten und 
im Verkehr. Sozialpolitisch bedeutsam 
ist nun, dass Effi zienzsteigerungen in 
Unternehmen oder im Verkehrsbereich, 
die vielfach auch wirtschaftlich sinn-
voll sind, den Kostendruck auf die so-
zial Schwächeren verringern können 
bei Aufrechterhaltung der anspruchs-
vollen Klimaschutzziele. Dem gleichen 
Ziel, nämlich der Verbindung von so-
zialpolitischen Anliegen und Klima-
schutz, dient die Forderung, Subven-
tionen, die die gesamtgesellschaftliche 
Energieeffizienz beeinträchtigen und 
klimapolitisch kontraproduktiv sind, 
abzuschaffen.

Mit Blick auf die aktuellen öffentli-
chen Diskussionen seien exemplarisch 
drei Handlungsfelder angesprochen. So 
ist erstens an die energetische Sanie-

Umweltschutz und soziale 
Belange dürfen nicht 
gegeneinander ausgespielt 
werden

rung von Häusern zu denken. Bei der 
Aufteilung der Kosten sind drei Ge-
rechtigkeitsanliegen zu berücksichti-
gen und miteinander zu vermitteln:
a)  Was die Mieter an Heizenergie ein-

sparen, kann auf die Miete auf-
geschlagen werden. Wärmedäm-
mungsmaßnahmen dürfen jedoch 
nicht unter der Hand zu Luxussa-
nierungen aufgebläht werden, wie 
dies zuweilen der Fall ist.

b)  Eine Sanierungspflicht darf die Ei-
gentümer nicht überfordern.

c)  Umgekehrt sollte eine öffentliche 
Förderung nicht noch den Vermö-
gensunterschied zwischen Wohn-
eigentümern und Mietern vergrö-
ßern.

Ein weiterer Ansatzpunkt für Effi zienz-
steigerung ist die Raumplanung, damit 
die Wege etwa zur Arbeit oder zum 
Einkaufen kürzer werden. Programme 
zur Förderung des ländlichen Raums 
könnten also auch einmal unter der 
verknüpften Perspektive von Klima-
schutz, bezahlbarem Wohnraum und 
Lebensqualität gesehen werden. Die-
se beiden Überlegungen zeigen, dass 
die Energiewende nicht auf die Strom-
erzeugung und auf die EEG-Umlage 
reduziert werden kann, wie es in der 
medialen Darstellung häufi g geschieht.

Ein drittes Beispiel sind Vorgaben 
zur Verschärfung des Effi zienzwettbe-
werbs zwischen Elektrogeräten, wie sie 
etwa von der Ökodesign-Richtlinie der 
EU formuliert werden. Studien zeigen, 
dass in privaten Haushalten wie in Un-
ternehmen der Einsatz von Informa-
tions- und Kommunikationstechnik in 
den letzten Jahren deutlich angestie-
gen ist, und es ist absehbar, dass er 
weiter zunehmen wird; man denke nur 
an das derzeit stark forcierte cloud com-
puting. Dadurch wächst nicht nur der 
direkte Stromverbrauch, sondern eben-
so der Energiebedarf im Hintergrund 
für den Betrieb der Serveranlagen. In 
beiden Fällen, bei der Raumplanung 
wie bei der Entwicklung von Maschi-
nen und Techniken, ist frühzeitig auf 
entstehende Pfadabhängigkeiten zu 

achten, damit nicht Strukturen entste-
hen, die klimaschädlich sind oder de-
ren dann notwendige Korrektur hohe 
Kosten verursacht.

Grundsätzlich lässt sich festhalten, 
dass Effizienzsteigerung noch nicht 
ausreichend als Geschäftsmodell für 
Unternehmen wie als Kostenvorteil für 
Verbraucher erkannt ist. Der Fokus der 
Unternehmen richtet sich primär auf 
die Angebotsseite – man denke nur an 

den gewaltigen Aufwand, Automoto-
ren etwas sparsamer zu bauen –, kaum 
aber auf die Nachfrageseite (z. B. Car-
Sharing, Contracting-Modelle).

Im Ganzen ist davon auszugehen, 
dass Effizienzsteigerung allein nicht 
reicht, dass mithin als zweiter, beglei-
tender Weg Suffi zienzstrategien er-
forderlich sind. Der Umstieg auf ei-
nen nachhaltigen, energiesparenden 
Lebensstil ist ethisch betrachtet eine 
Entscheidung, die jeder Einzelne in sei-
ner Freiheit für sich treffen muss. Hilf-
reich für eine solche Entscheidung sind 
ein Angebot an nachhaltigen und auch 
bezahlbaren Produkten sowie fl an-

Die Möglichkeiten zu 
größerer Energieeffi zienz 
sind noch nicht 
ausgeschöpft

Jochen Ostheimer (* 1975), Dr. theol., 
Studium der Theologie, Philosophie und
Sozialpädagogik in Benediktbeuern, 
München und Berlin; Akademischer Rat 
(a. Z.) am Lehrstuhl für Christliche So-
zialethik der Katholisch-Theologischen 
Fakultät an der LMU München; Dozent 
an der Kath. Stiftungsfachhochschule 
München; Forschungsschwerpunkte: 
Nachhaltigkeit und Gesellschaftsthe-
orie. Aktuelle Veröffentlichung zum 
Thema: Jochen Ostheimer/Markus Vogt 
(Hg.): Die Moral der Energiewende. Risi-
kowahrnehmung im Wandel – am Bei-
spiel der Atomenergie, Stuttgart: Kohl-
hammer, 2014.

KURZBIOGRAPHIE
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kierende gesetzliche Regelungen. Au-
ßerdem braucht es eine entsprechen-
de Bildung, d. h. eine Sensibilisierung 
für Problemlagen, ein Wissen um al-
ternative Handlungsmöglichkeiten wie 
auch das Einüben entsprechender Ver-
haltensweisen von klein auf, was ent-
sprechende Anforderungen an Kinder-
gärten und Schulen stellt. Eine unter-
stützende Kultur der Nachhaltigkeit ist 
dafür sehr hilfreich. Gelingen wird ein 
solcher kultureller Wandel nur, wenn 
er nicht primär als Verbotsdiskurs ge-
führt wird, sondern wenn positive Vi-
sionen geweckt werden.

Es ist jedoch mit aller Deutlichkeit 
darauf hinzuweisen, dass ein nachhal-
tiger Lebensstil nicht unter der Hand 
zu einer Pflicht bzw. zu einer Notwen-
digkeit für Menschen mit niedrigem 
Einkommen werden darf. Ein Energie-
sparen der Ärmeren zugunsten der Rei-
cheren ist eindeutig ungerecht.

Klimaschutz ist, wie eingangs darge-
legt, eine moralische Pflicht, und als 
solche ist er eine gemeinsame Aufga-
be. In der UN-Klimarahmenkonven-
tion und im Kioto-Protokoll ist mit 
Blick auf das Verhältnis von Indus-
triestaaten und Entwicklungsländern 
der Grundsatz der gemeinsamen, aber 
differenzierten Verantwortung formu-
liert. Dieses Prinzip lässt sich auch auf 
innerstaatliche Verhältnisse anwenden, 
wenn zu klären ist, wer welche Lasten 
im Klimaschutz zu tragen hat. Das Er-
gebnis ist eindeutig. Ganz gleich ob der 
Ausgangspunkt die christliche Option 
für die Armen ist, eine kantische Pfl ich-
tenethik, ein utilitaristisches Fürsorge-
argument oder das alltagsmoralische 
Verantwortungsprinzip: Es ist unstrit-
tig, dass diejenigen mit einem höhe-
ren Einkommen einen höheren Bei-
trag leisten müssen. Es ist somit auch 

 Soziale Schiefl agen 
sind kein Einwand 
gegen den Klimaschutz, 
sondern Auftrag, ihn 
gesellschaftlich gerecht 
zu gestalten

nicht akzeptabel, heute lebende sozial 
schwächere Menschen gegen ärmere 
Menschen in der näheren und weite-
ren Zukunft auszuspielen.

Damit lässt sich aus ethischer Sicht 
festhalten, dass Hinweise auf mögliche 
soziale Schieflagen keinen Einwand 
gegen die Energiewende im Sinne einer 

unbedingt erforderlichen Klimaschutz-
maßnahme darstellen. Sie geben aber 
einen wichtigen Hinweis, der bei der 
Ausgestaltung des Umbaus der Ener-
gieversorgung unbedingt zu berück-
sichtigen ist.

Ästhetische Einwände gegen die Energiewende

Mit Blick auf die gesellschaftliche oder 
kulturelle Dimension des Ausbaus er-
neuerbarer Energien sind auch ästhe-
tische Fragen zu beleuchten, was hier 
nur an einem Gesichtspunkt skizziert 
wird. Inbegriff dieser Auseinanderset-
zung ist der Vorwurf der „Versparge-
lung“ der Landschaft durch Windräder. 
Gewiss fügen sich die hohen Masten 
nicht in die gewohnte Silhouette ein. 
Landschaftsbilder, die sich im Laufe des 
Lebens ins Gedächtnis eingegraben ha-
ben, schaffen Vertrautheit, ein Zuge-
hörigkeitsgefühl, sie markieren Heimat. 
Eingriffe ins Landschaftsbild stören die 
eigene ideelle und emotionale Veror-
tung. Hinzu kommt, dass Schattenwurf 
und Rotorensurren der Windräder stark 
gewöhnungsbedürftig sind. Da gibt es 
nichts zu beschönigen. Gleichwohl ist 
mit Blick auf die gesellschaftlichen De-
batten über die ästhetische Seite der 
Energiewende auch zu bedenken, dass 
Schönheitsurteile subjektiv sind. Alter 
und Technikaffinität sind dabei zwei 
wichtige Faktoren. Zudem können sich 
Sehgewohnheiten auch ändern.

Vor allem aber: Was wäre die Alter-
native? Ein Zurück zu Kohlekraftwer-
ken verbietet die Vorsorge gegen den 
Klimawandel. Ein Ausbau der Atom-
kraftwerke ist recht langwierig und teu-
er, die Risiken sind beträchtlich und 
die Entsorgungsprobleme immens, und 
letztlich ist diese Option äußerst un-
realistisch. Biomasse und Photovoltaik 
wiederum reichen allein nicht aus.

Windräder sind also das kleinere 
Übel. Entscheidend ist die Gestaltung. 
Sie sollten Anwohner möglichst we-
nig belästigen. Sie sollten nicht in der 

Flugschneise von Zugvögeln liegen. Sie
sollten zunächst nicht in sensiblen Na-
turschutzgebieten aufgestellt werden. 
Vor allem aber sollte die Bevölkerung 
beteiligt werden. Zum einen schafft die 
Beteiligung am Betrieb und damit auch 
am Gewinn bessere Mitsprachemög-
lichkeiten und damit auch Akzeptanz. 
Zum anderen können die Haushalte da-
durch einen Teil der Mehrkosten der 
Energiewende auffangen.

Ökologische Dimension

Wie bei den Überlegungen zur wirt-
schaftlichen Dimension schon ange-
klungen ist, hat die Energiewende auch 
Auswirkungen auf die natürliche Um-
welt. Die verstärkte Nutzung erneuer-
barer Energien führt zu einer neuen 
Konfliktart: grün gegen grün, Natur- 
gegen Klimaschutz.
• Windräder können mit dem Vogel-

schutz kollidieren oder die Ruhe im 
Wattenmeer beeinträchtigen.

• Mais- oder Rapsmonokulturen lau-
gen den Boden aus oder erleichtern 
den Einsatz von Agro-Gentechnik.

• Wälder werden stärker genutzt.
• Kleine Laufkraftwerke stören den 

Bachlauf.
• Und besonders umstritten: Stause-

en, die nicht zuletzt für Pumpspei-
cherkraftwerke als Energiespeicher 
gebraucht werden, überfl uten öko-
logisch wertvolle Landschaften.

Sicher sind manche Eingriffe in ökolo-
gische Zusammenhänge besonders gra-
vierend und sollten zunächst zuguns-
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Macht euch die Erde untertan – 
aber beutet sie nicht aus
Über einen verantwortungsvollen Umgang mit endlichen Ressourcen1

Der Auftrag, sich die Erde untertan zu machen, steht im Kontext der menschlichen Gottesbeziehung. 
Er muss als Aufforderung zur verantwortungsvollen Verwalterschaft begriffen werden. Ein Beispiel für 
die Wahrnehmung der Schöpfungsverantwortung aus dem Glauben an den Schöpfer sind die Klöster 
bzw. Mönchsgemeinschaften, die in der abendländischen Geschichte wichtige Kulturträger waren, 
auch im Hinblick auf Ackerbau, Weinbau und Viehzucht. Dieser Verantwortung bedarf es auch heu-
te angesichts der aktuellen ökologischen, ökonomischen und sozialen Herausforderungen auf na-
tionaler, europäischer und globaler Ebene. Eine nachhaltige Landwirtschaft, die auf Ressourceneffi -
zienz, Umwelt- und Generationenverträglichkeit bedacht ist, wird auch angesichts der gegenwärti-
gen Markterfordernisse ihrer Schöpfungsverantwortung gerecht und erweist sich als zukunftsfähig.

Als Kirchenmann gestatten Sie mir, 
dass ich zunächst einmal ganz 

grundsätzlich mit einem archaischen 
Bild aus der Bibel anfange, gewisser-
maßen in den frühesten Menschheits-
erinnerungen grabe. Im Schöpfungs-
bericht der Bibel wird beschrieben, wie 

Gott aus Chaos Kosmos macht, wie er 
eine geordnete, gestaltete, in gewis-
ser Weise „heile“ Welt schafft. „Gott 

ten weniger invasiver Maßnahmen 
unterlassen werden. Grundsätzlich ist 
bei einer Klärung dieser Konfl ikte zwi-
schen Klimaschutz und Naturschutz je-
doch eine Perspektivenerweiterung an-
gebracht. Naturschutz ist wichtig. Doch 
er ist insbesondere deswegen ein so 
dringliches Anliegen geworden, weil er 
bislang zu sehr vernachlässigt worden 
ist. Daher sollte jetzt nicht die Energie-
wende gegen Naturschutz ausgespielt 
werden, sondern die übrigen Zivilisati-
onsaktivitäten müssten stärker am Na-
turschutz orientiert werden. Dies wä-
re nachhaltig.

Abschließende Postulate

Im Ganzen ist zu beachten, dass die 
Energiewende nicht primär eine wirt-
schafts-, sozial- oder umweltpolitische 
Maßnahme ist und dass sie folglich 
auch nicht dazu geeignet ist, bereits 
bestehende Defizite in diesen Politik-
feldern zu beheben. Daher dürfen die-
se Probleme ihr auch nicht angelastet 
werden. Vielmehr wäre eine Konzen-
tration auf das Hauptziel Klimaschutz 
hilfreich.

Damit die Energiewende gelingt, 
braucht es mehr als die richtige Tech-
nik. Es kommt auf das gelingende Zu-
sammenspiel von technischer und so-
zialer Intelligenz an. Einfach gesagt: 
Die Menschen müssen mitgenommen 
werden. Und dazu muss die Energie-
wende gerecht gestaltet werden. Die 

grundlegenden Postulate lassen sich 
knapp zusammenfassen:
• Klimaschutz ist eine moralische 

Pflicht, und die Energiewende ist 
grundsätzlich ein dafür geeignetes 
Instrument.

• Der Umbau der Energielandschaft 
geht mit einer Neuregelung von 
Handlungsmöglichkeiten einher. 
Für diese Neugestaltung gelten die 
grundlegenden Regeln der Verfah-
rensgerechtigkeit mit den Kriterien 
der Transparenz und des Diskrimi-
nierungsverbots.

• Lasten sind nach dem Verursacher- 
und nach dem Solidaritätsprinzip 
zu verteilen.

• An den Gewinnen sollte aus so-
zialpolitischen wie aus prudentiel-
len Gründen die Bevölkerung mög-
lichst umfassend beteiligt werden.

schuf … und es war gut, es war sehr 
gut“, so der je wiederkehrende Prüfbe-
richt, jeweils mit Bestnote.

Peter Klasvogt

1 Wir dokumentieren die gekürzte Fassung eines Vortrags vom 10.01.2014 vor dem Soes-
ter Agrarforum in der Stadthalle Soest. Es stand unter dem Thema: Ressourceneffi zienz in 
der Landwirtschaft als Schlüssel zur gesellschaftlichen Akzeptanz.
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Brennstoffe im globalen industriellen 
Metabolismus4 nutzte dabei die Atmo-
sphäre als kostenlose Deponie für das 
Abfallprodukt CO2. Heute erkennen wir,
dass die Speicherfähigkeit dieser Depo-
nie begrenzt ist. Es könnte sein, dass 
die Kohlenstoffschuld höher ist als das 
Vermögen der Ressourcenbestände. Was
einst als Lotteriegewinn betrachtet wur-
de, wird nun zur Belastung.“5

Auch wenn der Abbau von Boden-
schätzen nur mittelbar etwas mit der 
Landwirtschaft zu tun hat, so ist doch 
die Grundfrage dieselbe: Wie weit dür-
fen wir gehen, um uns der Erde zu be-
dienen, sich ihrer Ressourcen zu be-
mächtigen. Gibt es eine Grenze des 
Erlaubten, oder ist alles erlaubt, was 
möglich ist? Wir lernen erst langsam, 
möglicherweise zu spät, dass die Fra-

ge der Machbarkeit unbedingt einer 
ethischen Folgenabschätzung bedarf, 
und zwar bevor wir etwas machen, was 
möglicherweise irreversibel ist. Solan-
ge nur nach ökonomischen Kriterien 
entschieden wird, was aus der Erde he-
rausgeholt, was an Fleischproduktion 
gesteigert, womit die Atmosphäre be-
lastet wird …, betreiben wir Raubbau 
an der Natur und verbrauchen unse-

Herrschaftsauftrag: Treuhänderischer Umgang mit der Schöpfung 

Und als Höhepunkt dieser Evolution 
im Schöpfertum Gottes kommt dann 
der Mensch ins Spiel: die Krone der 
Schöpfung. Er ist als Gottes Ebenbild 
gewissermaßen in die Schöpfung hi-
neingesetzt als deren Gärtner; an ihm 
ist es, an Gottes Statt diese Erde treu-
händerisch zu verwalten und zu ge-
stalten, zu hegen und zu pfl egen. Da-
zu bekommt er von Gott einen eige-
nen Herrschaftsauftrag: 

„Gott segnete sie und sprach zu Ih-
nen: Seid fruchtbar und vermehrt euch 
und bevölkert die Erde, unterwerft sie 
euch und herrscht über die Fische des 
Meeres, über die Vögel des Himmels 
und über alle Tiere, die sich auf dem 
Land regen. Dann sprach Gott: Hier-
mit übergebe ich euch alle Pfl anzen 
auf der ganzen Erde, die Samen tra-
gen, und alle Bäume mit samenhalti-
gen Früchten. Euch sollen sie zur Nah-
rung dienen.“ (Gen 1, 28 f.)

Das ist gewissermaßen der Beginn der 
Landwirtschaft: Ackerbau und Vieh-
zucht, Obst- und Weinanbau. Ist es 
auch der Beginn des Raubbaus und 
der Ausbeutung der Erde? Fast kann 
man den Eindruck haben, dass dieser 
„Herrschaftsauftrag“ ein Freibrief ist, 
alles mit der Natur, mit Erde, Wasser, 
Luft, mit allen Lebewesen anzustellen, 
wie es beliebt. 

Wenn man allerdings etwas genau-
er liest, wird deutlich, dass mit die-
sem sog. Herrschaftsauftrag eher Ver-
antwortungsübertragung gemeint ist. 
In der Übersetzung von Buber/Rosen-
zweig wird dies noch etwas deutlicher: 

„(Gott schuf den Menschen in sei-
nem Bilde, im Bilde Gottes schuf er 
ihn, männlich, weiblich schuf er sie.) 
Gott segnete sie, Gott sprach zu ih-
nen: Fruchtet und mehrt euch und fül-
let die Erde und bemächtigt euch ih-
rer! Schaltet über das Fisch volk des 
Meers, den Vo gel des Himmels und alles
Lebendige, das auf Erden sich regt!“2

Sich der Erde bemächtigen, das mag 
auch bedeuten, Naturgewalten zu bän-
digen, sich der Produktivität der Na-
tur zu bedienen, das Beste aus ihr zu 
machen, allerdings nicht um den Preis, 
sich der eigenen Lebensgrundlagen zu 
berauben und sozusagen den Ast ab-
zusägen, auf dem man sitzt. Ich bin al-
lerdings nicht sicher, ob wir das immer 
richtig verstanden haben. Man denke 
nur an die Überfischung der Meere, die 
Abholzung der Regenwälder, die Über-
düngung von Boden und Meeren3, aber 
auch an die Landschaftszerstörung, et-
wa im Braunkohletagebau. 

Sich die Erde untertan machen: Für 
die Menschen vor allem im Norden Eu-
ropas, vom Klima bis dato nicht son-
derlich verwöhnt, war die wunderbare 
Entdeckung von Kohle-, Öl- und Gas-
beständen im 19. und 20. Jahrhundert 
wie ein Sechser im Lotto. Plötzlich 
konnte man selber Energie erzeugen 
und war nicht mehr abhängig von der 
Sonne und der Gewalt des Feuers. Die 
neugewonnene Energie setzte Maschi-
nen in Bewegung und setzte die indus-
trielle Revolution in Gang. Es folgte die 
technologische Revolution und ein bis 
dato nie dagewesenes Wirtschafts- und 
Bevölkerungswachstum. Erst in unse-
ren Tagen wird unübersehbar, dass 
auch die Hebung dieser Schätze ihren 
Preis hat. Denn, so Ottmar Edenhofer, 
Mitglied im Weltklimarat und u. a. Di-
rektor am Potsdam Institut für Klima-
forschung: „Die Verbrennung fossiler 

Solange bei der Nutzung 
von Ressourcen nur 
nach ökonomischen 
Kriterien entschieden 
wird, betreiben wir 
unverantwortlichen 
Raubbau an der Natur

2 Aus: Die fünf Bücher der Weisung. Verdeutscht von Martin Buber gemeinsam mit 
Franz Rosenzweig. Bd. 1 Stuttgart 1992, S. 9–12 

3 Flüsse tragen Nährstoffe aus der Landwirtschaft und aus ungeklärten Abwässern in 
die Ozeane. Vielerorts kommt es dadurch zu Massenvermehrungen von Algen. In manchen 
Regionen verändern sich ganze Lebensräume. In einigen europäischen Gebieten konnte 
man die Nährstoffflut eindämmen. Weltweit aber verschlechtert sich die Situation. (Vgl. 
„World Ocean Review 2, 2013“)

4 Der Begriff lässt sich mit „Stoffwechsel“ übersetzen, der auch ganze Gesellschaften 
prägt: Rohstoffe werden zu Energie, Nahrung und anderen Produkten verarbeitet und mit 
mehr oder weniger großer Zeitverzögerung als Abfälle und Emissionen an die Umwelt zu-
rückgegeben. Diese Prozesse werden durch die Kolonisierung natürlicher Ressourcenquel-
len organisiert und als gesellschaftlicher Stoffwechsel bezeichnet.

5 Edenhofer, O., C. Flachsland, B. Lorentz (2012): Die Atmosphäre als globales Gemein-
gut. In: Helfrich, S. (Ed.): Commons. Für eine neue Politik jenseits von Markt und Staat, 
S. 473–478; Zitat: 473.
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re Lebensressourcen. Die jüngste Welt-
wirtschaftskrise, die ja vor allem eine 
Banken- und Staatsschuldenkrise ist, 
hat auf die fatalen Folgen hingewie-
sen, wenn die „Gier“, das „Habenwol-
len“ und Mehrhabenwollen – eine der 
sieben Todsünden – der treibende Mo-
tor des Wirtschaftens ist: Es kommt 
zu irreversiblen Schäden, die zu Las-
ten der Umwelt, der Mitwelt und der 
Nachwelt gehen. 

So hat sich der Schöpfergott das mit 
dem Herrschaftsauftrag am Beginn sei-
ner Schöpfung sicher nicht vorgestellt. 
Die Ermächtigung des Menschen soll-
te zu einem treuhänderischen, verant-
wortungsvollen Umgang mit der Na-
tur und den Geschöpfen führen in der 
Perspektive des Kultivierens, Gestal-
tens, Erhaltens. In Gen 1,28 fi ndet sich 
kein Ermächtigungsgesetz und kein Be-
fehls-, sondern ein Segenswort: „Gott 
segnete sie und… sprach …“ Mit Blick 
auf unsere heutige Landwirtschaft: Al-
les Anbauen, Pflanzen und Ernten, je-
de Züchtung und Tierhaltung, die gan-
ze Lebensmittelproduktion soll unter 
dem Segen Gottes stehen, auch wenn 
dies unter den heutigen Produktions-
formen der Agrarindustrie schwer vor-
stellbar ist.

Über Jahrtausende waren sich die 
Menschen, insbesondere die in der Ag-
rikultur Beschäftigten, dessen bewusst, 
dass am Segen Gottes alles gelegen war 
und dass man deshalb etwa um ge-
deihliches Wetter und eine gute Ern-
te oder einen reichen Fischfang beten 
sollte. Und auch wenn dank der gro-
ßen Erkenntnisfortschritte und Inno-
vationen in Technik, Tiermedizin und 
Agrarchemie die Ernte- und Schlach-
terträge um ein Vielfaches gesteigert 
werden konnten, ist doch keiner da-
vor gefeit, dass schlechtes Wetter die 
Ernten vernichten und Seuchen oder 
Krankheiten wie etwa die Maul- und 
Klauenseuche den Tierbestand dras-
tisch dezimieren können.

Kulturleistung: Agrikultur als Beispiel christlicher 
Schöpfungsverantwortung

„Gott lässt wachsen“: Zumindest in 
früheren Zeiten war der Zusammen-
hang von Schöpfung und Schöpfungs-
verantwortung, von Gottesbezug und 
Herrschaftsauftrag noch unmittelbar 
gegeben. Der Glaube an einen Gott, 
der alles geschaffen und dem man al-
les zu verdanken hat, führt zu einer 
verantwortungsvollen Verwalterschaft 
und zu einem treuhänderischen Um-
gang mit der Natur, mit dem Boden, 
seinen Ressourcen und Schätzen, mit 
dem Vieh, und zu einer respektvollen 
Tierhaltung. 

Das ließe sich exemplarisch etwa in 
der abendländischen Kulturgeschichte 
aufzeigen, wie sie vor allem von den 
Klöstern betrieben worden ist. Es ist 
bezeichnend, dass die Urbarmachung 
des Landes und die agrikulturelle Ent-
wicklung gerade von den geistlichen 
Zentren der Mönchsgemeinschaften 
ausging. Das spirituelle Leitmotiv der 
Mönche – „ora et labora“/„bete und 
arbeite“ – bildete gewissermaßen den 
Verstehenszusammenhang, dass aus 
der Gabe der Schöpfung zugleich die 
Aufgabe ihrer Kultivierung erwächst: 
leben im Einklang mit der Natur und 
mit der Verpflichtung, der Natur das Le-
bensnotwendige abzuringen. So wurde 
in den Klöstern vom Mittelalter bis in 
unsere Zeit nicht nur gebetet und ge-
sungen, sondern ebenso auch hart ge-
arbeitet, handwerklich und landwirt-
schaftlich, aber ebenso auch studiert, 
kopiert, geforscht, gemalt und unter-
richtet (Klosterbibliotheken, Kloster-
schulen, Klostergärten …). Grundle-
gende Kulturtechniken wie das Lesen 
und Schreiben waren über lange Zeit 
praktisch nur in den Klöstern verbrei-
tet. Diese führten eigene handwerkliche 
und landwirtschaftliche Betriebe und 
entwickelten praktische Techniken im 
Landbau, in der Pflanzenzucht oder der 
Kräuter- und Heilkunde (Klostergar-

ten), die sie mitunter auch an die Bevöl-
kerung weitergaben. Damit fungierten 
die Klöster als Stützpunkte der Missi-
onierung und Kultivierung und wur-
den zu wichtigen Entwicklungszentren.
Ein typischer Kolonisationsorden wa-
ren die Zisterzienser, die vor allem im 
Norden und Osten Europas umfangrei-
che Waldgebiete rodeten und zur Er-
schließung durch Siedler vorbereiteten. 

Das alles mag nach einer anderen – 
vielleicht heilen, geordneten – Welt 
klingen, die so gar nichts mit der heu-
tigen Landwirtschaft, ihren veränder-
ten Rahmenbedingungen und aktuellen
Herausforderungen zu tun hat; und ich 
möchte in keiner Weise einer romanti-
sierten Klosteridylle das Wort reden. Ich
möchte am Beispiel der Klöster ledig-
lich aufzeigen, dass diese, gerade weil 
sie explizit Orte der Gottesverehrung 
waren, den Schöpfungsauftrag ernst 
genommen haben, sich die Erde unter-
tan zu machen, und so zu Kulturträgern 
ersten Ranges für das ganze Abendland 
geworden sind. Man müsste parallel 
dazu die Entwicklung und Tradition 
der bäuerlichen Landwirtschaft darstel-
len, die nicht minder wert- und ge-
meinwohlorientiert über Jahrhunder-
te bis heute die Ernährungssicherung 
in unserem Land übernommen und bis 
heute für die infrastrukturelle, soziale 
und kulturelle Belebung der ländlichen 
Räume gesorgt hat. Wenn gelegent-
lich die Meinung vertreten wird, Reli-
gion und hier insbesondere das Chris-
tentum würden Entwicklung und Fort-
schritt eher behindern als befördern, 
so dürfte zumindest an dieser „Lang-
zeitstudie“ über rd. 1500 Jahre deut-
lich werden, wie eine Spiritualität der 
Schöpfungsverantwortung im Gegen-
teil gerade Kreativität und menschli-
chen Erfindergeist freigesetzt und so 
langfristig und nachhaltig zum Ge-
meinwohl beigetragen hat. 
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Welternährung: Landwirtschaft vor gravierenden globalen 
Herausforderungen

Nach diesen grundsätzlichen Über-
legungen zur religiösen Dimension 
menschlichen Kulturschaffens und ei-
nem Blick in die Geschichte stellt sich 
die Frage, ob die in der Vergangenheit 
bewährten Prinzipien einer treuhän-
derischen Verwalterschaft auch heu-
te noch taugen, da sich der Landwirt-
schaft im globalen Wettbewerb den 
ökonomischen, ökologischen und so-
zialen Herausforderungen stellen muss. 

Die Landwirtschaft steht am Beginn 
der Versorgungskette mit Lebensmit-
teln und anderen Agrarrohstoffen. Ihr 
obliegt ein unverzichtbarer Beitrag zur 
Erhaltung der Natur- und Kulturland-
schaft. Aber mit dem Strukturwandel 
in der Landwirtschaft, den vielfältigen 
Konzentrationsprozessen und betrieb-
lichen Spezialisierungen, der Zunahme 
der durchschnittlichen Betriebsgrößen 
und Flächenausstattungen, der Öff-
nung der europäischen und globalen 
Märkte etc. wird die Landwirtschaft als 
reiner agrarischer Rohstoffproduzent 
mehr und mehr zu einem abhängigen 
Glied zwischen
• dem vorgelagerten Sektor der Che-

mie-, Futtermittel-, Saat- und Land-
maschinenindustrie einerseits und

• dem nachgelagerten Sektor der Be- 
und Verarbeitungsindustrien der Er-
nährungswirtschaft, dem Groß- und 
Einzelhandel andererseits. 

Der seit Jahrzehnten kontinuierlich er-
höhten Flächen- und Arbeitsproduk-
tivität und der damit einher gehen-
den Steigerung der landwirtschaftli-
chen Produktion um jährlich 2,5–3 % 
steht ein dramatischer Verlust von Ar-
beitsplätzen in der Landwirtschaft ge-
genüber. Nach dem Krieg gab es in 
Deutschland rund 1,8 Millionen land-
wirtschaftliche Betriebe, heute sind es 
noch rd. 300.000. 

Nach dem Agrarbericht des Bundes-
landwirtschaftsministeriums von 2011 
arbeiteten 2010 noch rd.1,1 Millionen 
Menschen in der Landwirtschaft, wo-

bei der Anteil der Haupterwerbsbetrie-
be weiter zurückgegangen ist. 1960 gab 
es noch 2 Millionen Vollerwerbskräfte 
in der westdeutschen Landwirtschaft, 
1999 im wiedervereinigten Deutsch-
land lediglich 382.500. Mehr als die 
Hälfte der Fläche – 55 Prozent – wird 
bereits von Großbetrieben mit 100 Hek-
tar oder mehr bewirtschaftet. Insgesamt
erwirtschaftete die Landwirtschaft mit 
vor- und nachgelagerten Bereichen im 
vergangenen Jahr 140 Milliarden Euro. 

Das waren 6,5 Prozent der Wertschöp-
fung aller Wirtschaftsbereiche. Jeden 
vierten Euro, so eine weitere Informa-
tion, erlöst die Ernährungswirtschaft 
auf Auslandsmärkten. Direktzahlun-
gen der EU machen rund 52 Prozent 
des durchschnittlichen Einkommens 
der Landwirte aus.

Dabei sind es nicht allein die natio-
nalen und europäischen Rahmenbedin-
gungen, die die Landwirtschaft vor eine 
neue Herausforderung stellen. Es geht 
auch um globale Herausforderungen. 
Ich nenne nur vier Stichworte6:

Ernährungssicherheit und Welthungerkrise 

Während in Europa ein Bevölkerungs-
rückgang zu verzeichnen ist, führt die 
insgesamt wachsende Weltbevölkerung
in Verbindung mit sich wandelnden 
Ernährungsgewohnheiten zu einem 
steigendem Bedarf an Nahrungsmit-
teln weltweit. Aufgabe der Landwirt-
schaft ist es, für eine ausreichende Ver-
sorgung mit sicheren Nahrungsmitteln 
zu sorgen. Im Jahre 2000 beschlossen 
die Staats- und Regierungschefs von 

189 Staaten auf einem UN-Gipfel, die 
Armut in der Welt energischer als bis-
her zu bekämpfen. Eines von acht kon-
kreten Entwicklungszielen, den sog. 
Millenniumszielen, war, den Anteil der 
Hungernden und der extrem Armen an 
der Weltbevölkerung bis 2015 (auf der 
Basis von 1990) zu halbieren. Die UN-

Die Produktion von 
Fleisch ist extrem 
ressourcenaufwendig 
und trägt massiv zum 
Klimawandel bei

Konferenz für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) gab in ihrem Jahresbericht 
vom 7. September 2009 bekannt, dass 
es aufgrund der Wirtschaftskrise un-
möglich sei, dieses Millenniumsziel zu 
erreichen. Der Weltbank zufolge leben 
1,4 Milliarden Menschen in extremer 
Armut, mehr als bisher angenommen. 
Ihr Anteil an der Bevölkerung sank je-
doch von 42 Prozent (1990) auf 26 
Prozent (2005). Fortschritte gab es vor 
allem in Asien. Afrika bleibt Schluss-
licht. Die Zahl der Hungernden stieg 
auf 923 Millionen Menschen an.

Dabei haben wir nach Auskunft des 
Generalsekretärs der UN-Organisati-
on für Ernährung und Landwirtschaft 
(FAO), Jacques Diouf, die technischen 
Mittel und Ressourcen, um den Hun-
ger aus der Welt zu schaffen. Es sei al-
lein eine Sache des politischen Willens. 

Das Menschenrecht auf Nahrung 
muss für alle Menschen gelten und 
verwirklicht werden. Dabei gehe es 
nicht nur darum, die Menschen satt 
zu machen, sondern sie auch gesünder 

6 Ich beziehe mich dabei auf eine Erklärung des ZdK: Eckpunkte für eine nachhalti-
ge europäische Landwirtschaft, 22. Juni 2012, sowie auf die von der britischen Regierung 
in Auftrag gegebenen Studien zu Fragen der Welternährung, veröffentlicht in dem The-
menheft: ‚Food security: feeding the world in 2050‘ (compiled and edited by H. Charles 
J. Godfray, John R. Beddington, Ian R. Crute, Lawrence Haddad, David Lawrence, James 
F. Muir, Jules Pretty, Sherman Robinson and Camilla Toulmin): Proceedings of the Royal 
Society B, September 27, 2010; 365 (1554).
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und umweltschonender zu ernähren, so 
der in Oxford lehrende Biologe Charles 
Godfray. Das Schlüsselwort heißt 
„nachhaltige Intensivierung“. Denn der 
Rahmen, in dem sich der Ausbau der 
Landwirtschaft in Zukunft bewegt, ist 
begrenzt: Die Anbaufläche lässt sich 
nicht mehr ohne massive Umweltschä-
den vergrößern und Wasser wird zu-
nehmend knapp. Außerdem trägt vor 
allem die Viehhaltung massiv zum Kli-
mawandel bei. 

Aber es geht bei der Frage nach dem 
künftigen Weltbedarf an Nahrungsmit-
teln angesichts steigernder Bevölke-
rungsentwicklung nicht um ein ein-
faches MEHR, sondern um ein WAS. 
Studien belegen, dass Städter anders 
essen als die Landbevölkerung und 

Wohlhabende anders als Arme. Wenn 
Gesellschaften wohlhabend werden, so 
wie es gerade in den Schwellenländern 
der Fall ist, verbrauchen sie erst einmal 
mehr von dem, was sie schon hatten. 
Vor allem der Bedarf nach pfl anzlichen 
Grundnahrungsmitteln steigt. In einem 
zweiten Schritt erhöht sich die Nach-
frage nach energiereichem Essen, also 
nach Fleisch und zuckerhaltigen Nah-
rungsmitteln. Vor allem der steigende 
Fleischkonsum bereitet den Forschern 
Kopfschmerzen, weil er extrem ressour-
cenaufwendig ist und pfl anzliche Nah-
rungsmittel verbraucht, die an anderer 
Stelle fehlen. In der Viehhaltung sehen 
die Forscher auch kaum mehr Mög-
lichkeiten, die Produktion zu erhöhen.

Klimawandel und der Verbrauch natürlicher Ressourcen

Damit stellt sich explizit die Frage nach 
dem Klimawandel. Die gegenwärtige 
globale Erwärmung ist anthropogen, 
d. h. sie ist das Ergebnis einer nicht 
nachhaltigen Produktions-, Konsum- 
und Lebensweise, die insbesondere ge-
waltige Treibhausgasemissionen zur 
Folge hat. Dies hat gravierende nega-
tive Auswirkungen sowohl auf die heu-
te lebenden Menschen sowie künftige 
Generationen als auch auf die außer-
menschliche Natur. Landwirtschaft und 
Klima stehen in einem engen Wech-
selverhältnis:
• Einerseits ist die Agrikultur von 

der Gunst des Klimas abhängig, so 
dass klimatische Veränderungen 
und deren Folgen (Starknieder-
schläge, Trockenheit, Versteppung, 

Verschiebungen von Vegetations-
zonen, Rückgang der Artenvielfalt 
u. a. m.) die Ernteerträge negativ be-
einfl ussen.

• Andererseits trägt die Landwirt-
schaft durch eigene Treibhausgas-
emissionen selbst zum globalen Kli-
mawandel bei.

Es ist ein offenes Geheimnis, dass durch 
die landwirtschaftliche Bewirtschaf-
tung nicht nur natürliche Ressourcen 
wie das Klimasystem, sondern Böden, 
Wasser, etc. beansprucht werden. Inso-
fern geht es eminent um Ressourcenef-
fizienz in der Landwirtschaft. So hart 
das klingen mag: Die Landwirtschaft 
ist Teil des Problems – sie muss auch 
Teil der Lösung sein.

z. T. lebensbedrohliche Auswirkungen 
insbesondere in den Entwicklungslän-
dern. Die ursprünglichen Funktionen 
von Warenterminbörsen werden da-
durch entwertet. Es bedarf weltweiter 
Anstrengungen, um den Missbrauch 
von Nahrungsmitteln für Spekulati-
onszwecke zu unterbinden. Dazu ge-
hören eine konsequente Regulierung 
der Nahrungsmittelmärkte, die Erwei-
terung von Transparenzvorschriften 
und vieles mehr. 

Verteilung der 
Agrarfördermittel und 
gesellschaftliche Akzeptanz

In der Vergangenheit hat die EU ih-
re Agrarsubventionen primär zur Un-
terstützung vorhandener Strukturen 
im Ernährungsbereich und als direkte 
Einkommenshilfen ausgegeben, dazu 
für die Regulierung von Produktions-
mengen (einschließlich der Lagerung 
und Vernichtung von Lebensmitteln).7

2013 betrugen die Agrarausgaben der 
EU (Position: „Agriculture and Ru-
ral Development“) rund 58,892 Mrd 
Euro (30.11.2013), was einem Anteil 
von „nur noch“ 39 Prozent der EU-
Gesamtausgaben ausmacht, nachdem 
die EU-Kommission 2008 die schritt-
weise Rückführung der Subventionen 
beschlossen hat. 

Zwar wird die Notwendigkeit der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der Euro-
päischen Union und eine entsprechen-
de Subventionspolitik zur Ernährungs-
sicherheit in der europäischen Bevöl-
kerung grundsätzlich akzeptiert. Doch 
birgt das derzeitige Fördersystem (be-
dingt durch Faktoren wie das Heran-
ziehen historischer Referenzwerte, ins-
besondere in der erweiterten EU) ei-
ne sozial unausgewogene Verteilung 
der Zahlungen unter den europäischen 

Preisanstieg und Preisvolatilität von Agrarrohstoffen

Zahlreiche Faktoren wie der steigen-
de Bedarf an Nahrungsmitteln, Ern-
teeinbußen und Flächenkonkurrenz 
zwischen der Produktion von Nah-
rungsmitteln und dem Anbau von 
Energiepflanzen haben in den vergan-
genen Jahren zu teils erheblichen Preis-

anstiegen bei Agrarrohstoffen (Wei-
zen, Mais, Zucker, …) und Lebensmit-
teln beigetragen. Diese Effekte wurden 
von rein renditemotivierten und da-
mit ethisch problematischen Spekula-
tionen mit Agrarrohstoffen noch ver-
stärkt. All dies hat u. a. gravierende, 

7 Vgl. Neuorientierung für eine nach-
haltige Landwirtschaft. Ein Diskussionsbei-
trag zur Lage der Landwirtschaft, Gemein-
same Texte der beiden Kirchen Nr. 18, 2003, 
Nr. 11.
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Landwirten, die auf Kritik stößt. Mit-
tel- bis langfristig muss hier – unter 
Berücksichtigung der Wirtschafts- und 
Kaufkraftentwicklung – aus Gerechtig-
keitsgründen eine Angleichung erfol-
gen. 

In der Vergangenheit haben die In-
teressengegensätze der EU-Mitglieds-
länder und unterschiedliche Bewertun-
gen der Situation eine Einigung auf 
eine nachhaltige Reform, die ökono-
misch, ökologisch und sozial tragfähig 
wäre, vielfach behindert, wenn nicht 
verhindert. 

In den letzten Jahren (insbesondere 
2003 und 2008) wurden aber doch ins-
gesamt wichtige Reformen durchge-
führt, um den Agrarsektor zu moder-
nisieren und stärker am Markt auszu-
richten. Dies setzt sich mit der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik, wie sie 

Schöpfungsverantwortung: Nachhaltigkeit als Leitprinzip 
für eine ressourcenschonende Landwirtschaft

zichts: Vorsicht vor irreversiblen Ent-
scheidungen! Lernen, die Grenzen zu 
akzeptieren

• Können wir uns nehmen, was und 
so viel wir wollen?

Es ist die Frage nach dem Maximum 
und dem Optimum. Dürfen wir der 
Natur alles abpressen, was sie hergibt 
(„nach uns die Sintflut!“), oder müs-
sen wir haushälterisch mit unseren Res-
sourcen umgehen, wissend, dass wir 
nicht die Einzigen und nicht die Ers-
ten und nicht die Letzten sind, die sich 
aus dem Angebot der Natur bedienen 
dürfen. Haben wir eine Verantwortung 
nur für uns selbst im Hier und Jetzt, 
oder auch für das Morgen und für die 
Anderen – neben uns und nach uns? 

Plädoyer für eine Tugend des Maß-
haltens und der Bescheidenheit: für 
eine Kultur der Nachdenklichkeit, der 
Enthaltsamkeit, der Nach- und Um-
sicht.

• Ich oder die anderen?
Wenn ich es nicht tue, dann machen 
es eben andere. Aber ist es deswegen 
schon rechtens? Vielleicht im justizia-
blen, wohl aber nicht in einem morali-
schen Sinn. Damit deutet sich an, dass 
meine Verantwortung nicht damit en-
det, etwas nicht zu tun, vielleicht auch 
schweren Herzens, sondern auch da-
für zu sorgen und daran mitzuwirken, 
dass auch andere es nicht tun. 

Plädoyer für ein konservatorisches 
Engagement: für politische Einfl uss-
nahme und aktiven Umweltschutz; für 
die Balance von Markt- und Gemein-
wohlorientierung; gegen jede Form der 
Rücksichtslosigkeit.

• Kurzfristig genießen/profi tieren 
oder langfristig planen?

Der Zeitgeist sagt uns: Ich will alles, 
und zwar sofort. Wirtschaft lebt von 
dem Anspruch universaler Bedürfnis-
befriedigung, um stetig zu wachsen. 
Gibt es Grenzen des Wachstums? 

Plädoyer für Nachhaltigkeit: Das 
Prinzip stammt aus der Land- und 
Forstwirtschaft. Eine nachhaltige 
Landwirtschaft ist nicht darauf aus-
gerichtet, das Letzte aus Boden und 
Tieren herauszuholen, sondern darauf, 
die Natur in ihrer ganzen Vielfalt als 
Nahrungsquelle und Lebensraum zu er-
halten. Im gemeinsamen Wort der Kir-
chen heißt es:

„Das Prinzip der Nachhaltigkeit, 
das heute als Überlebensprinzip der 
Menschheit eine globale Bedeutung er-
halten hat, entspricht alten Erfahrun-
gen bäuerlichen Wirtschaftens: 
• Im Wald soll nicht mehr Holz ge-

schlagen werden, als nachwächst. 
• Dem Boden sollen nicht mehr Nähr-

stoffe entnommen werden, als ihm 
zurückgegeben werden können. 

• Das Vieh soll so gehalten werden, 
dass sein Wohlbefinden und Bestand 
auf Dauer gesichert bleibt. 

• Der Hof soll in möglichst gutem 
Zustand als langfristige Produk-
tionsgrundlage weitergegeben wer-
den. Er ist mit seinen Menschen, 
seinem Boden, seinen Tieren und 

im vergangenen Jahr auf allen Ebenen 
verabschiedet worden ist, weiter fort: 
Für die Jahre des kommenden mittel-
fristigen Finanzrahmens 2014–2020 
wurde eine strategische Entscheidung 
für die langfristige Zukunft der Land-
wirtschaft und der ländlichen Gebiete 
getroffen. Insbesondere werden dabei 
drei Ziele verfolgt:
1.  die Förderung einer ökonomisch, 

ökologisch und sozial nachhaltigen 
Landwirtschaft, welche die Versor-
gung der Bevölkerung mit Lebens-
mitteln und anderen Agrarrohstof-
fen sicherstellt,

2.  die nachhaltige Nutzung der natür-
lichen Ressourcen und Klimamaß-
nahmen

3.  die Förderung einer zukunftsfähi-
gen Entwicklung ländlicher Räume 
und der Erhalt ihrer Vielfalt.

Doch auch angesichts all dieser großen 
Themen dürfen wir nicht vergessen, 
dass wir die Erde nur als „Leihgabe“ be-
sitzen, welche die gegenwärtigen Gene-
rationen den nachfolgenden in einem 
lebensfreundlichen Zustand zu über-
geben haben. Gott hat der Menschheit 
alles, was er geschaffen hat, anvertraut. 
Werden wir dem Vertrauen, das in uns 
gesetzt ist, gerecht: schöpferisch, krea-
tiv, produktiv? 

Im Grunde sind es dieselben Fra-
gen wie vor 3000 Jahren, als jener 
Schöpfungsbericht geschrieben wur-
de, nur zugespitzt auf unsere heuti-
ge Situation:

• Dürfen wir alles, was wir können? 
Überblicken wir die Folgen für das, was 
wir tun bzw. tun können? – Denken Sie 
an die Ausbreitung der Gentechnik in 
der Landwirtschaft und die Ausweitung 
geistiger Eigentumsrechte auf alle Ele-
mente des Lebens und der Natur durch 
entsprechende Patentierungen 

Plädoyer für eine Kultur der Beson-
nenheit, der Rücksicht und des Ver-
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Pflanzen Bezugspunkt für ein Den-
ken in langen Generationenketten. 
In der tiefen Verbundenheit mit ihm 
konkretisiert sich die Verantwortung
für die Zukunft.

Das Leitbild der Nachhaltigkeit verall-
gemeinert eine solche Haltung der in-
neren Verbundenheit mit der Schöp-
fung zum ethischen Leitprinzip für eine 
überlebensfähige Lebens- und Wirt-
schaftsweise.“8

Nachhaltigkeit ist Ausdruck einer Le-
benshaltung: nicht über die eigenen 
Verhältnisse zu leben und die Regene-
rations- und Erneuerungsfähigkeit zum
Maßstab für das eigene Wirtschaften 
zu machen. Die Manager in den Kon-
zernen, auch in der Futter- und Er-

nährungsindustrie, denken in Quarta-
len. Der Besitzer eines landwirtschaft-
lichen Betriebs denkt in Generationen. 
Oder mit den Worten des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholiken: 

„Die Nutzung natürlicher Ressour-
cen darf nicht die Lebenschancen und 
ökonomischen, sozialen und kulturel-
len Rechte von Menschen gefährden. 
Jeder Mensch besitzt ein Recht auf 
Nahrung, auf sauberes Wasser, sau-
bere Luft, nachhaltige Energie. Das 
Prinzip der Nachhaltigkeit ist daher 
in dreifacher Hinsicht unerlässlich: 
Eine nachhaltige Landwirtschaft ist 
nicht nur ökologisch vernünftig, son-
dern auch langfristig ökonomisch ra-
tional und – auch generationsübergrei-
fend – sozial gerecht.“9

Bericht

Die Arbeit neu erfi nden
Jahrestreffen der Semaines Sociales de France vom 
22. bis 25. November 2013 in Paris, Lyon und Straßburg

Nicht zum ersten Mal befassten sich 
die französischen Sozialwochen 

mit dem Thema Arbeit. Bereits bei der 
Zusammenkunft im Jahr 2000 stand es 
im Focus des Interesses. Vor dem Hin-
tergrund der anhaltenden Wirtschafts-
krise im Land und einer nach wie vor 
hohen Arbeitslosigkeit, besonders un-
ter Jugendlichen, hatte es eine neue 
Dringlichkeit erhalten. 

Ein Novum war die Aufteilung auf 
drei Veranstaltungsorte. Dank fast per-
fekter WebEx-Konferenzschaltungen 
erlebten die Teilnehmer in Paris (2000), 
Lyon (500) und Straßburg (300) bis auf 
wenige Ausnahmen ein identisches Pro-
gramm. Regional unterschiedliche Si-
tuationen und Entwicklungen konnten 
so stärker berücksichtigt werden.

Drei Reflexionsschritte waren im 
Programm vorgezeichnet:

1.  Welche Veränderungen gibt es in 
der Arbeitswelt aufgrund von Glo-
balisierung und technologischem 
Wandel?

2.  Wie reagieren die Sozialwissen-
schaften und das christlich-sozi-
ale Denken auf diesen Wandel?

3.  Gibt es Initiativen und Vorschlä-
ge, die in der gegenwärtigen Situa-
tion Chancen auf Veränderung er-
öffnen?

Peter Klasvogt (*1957), Dr. theol., 
Priester des Erzbistums Paderborn; 
langjähriger Regens des dortigen Prie-
sterseminars; seit 2006 Direktor der 
Katholischen Akademie Schwerte und 
des Sozialinstituts Kommende; Mit-
herausgeber von Amosinternational; 
Vorsitzender des Leiterkreises der ka-
tholischen Akademien in Deutschland; 
Berater des päpstlichen Rates für Ge-
rechtigkeit und Frieden; weitere Infor-
mationen, auch zu den Veröffentli-
chungen siehe: www.klasvogt.de. 
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8 Neuorientierung 2003, a. a. O., Nr. 43.
9 ZdK: Eckpunkte 2012, a. a. O., S. 8.
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Das Doppelgesicht der 
Globalisierung

Grundlegend neue Erkenntnisse waren 
von der Situationsanalyse nicht zu er-
warten. Dass die Globalisierung mit ih-
rem Doppelgesicht nicht nur Wachstum 
schafft, sondern auch Ungleichheiten 
vertieft, wie der Wirtschaftswissen-
schaftler Jean-Paul Betbèze darlegte, 
ist bekannt. Dass die Sensibilität für 
dieses Faktum in Frankreich ungleich 
stärker ausgeprägt ist als bei seinem 
Nachbarn im Osten, war für deutsche 
Teilnehmer unüberhörbar. In den Dis-
kussionen um Beschäftigung war der 
Blick über den Rhein allgegenwärtig. 
Einerseits Bewunderung für das deut-
sche Jobwunder und andererseits kri-
tische Distanz: Geht es bei der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen nicht auch um 
Qualität und ausreichende Entlohnung 
der Arbeit? Die Kehrseite der glänzen-
den Arbeitsmarktzahlen, die große Zahl
von Minijobbern, wird in Frankreich 
sehr wohl registriert.

Die Schwächen des „deutschen Mo-
dells“ dienten keineswegs als Vorwand, 
die eigene Situation zu beschönigen: 
Betbèze legte beispielsweise den Fin-
ger auf den Mangel an sozialem Dia-
log in Frankreich. Nirgendwo werde 
so wenig miteinander gesprochen wie 
in Frankreich. Mit dem Gesetz zur Si-
cherung von Beschäftigung ist im ver-
gangenen Jahr auf diesem Sektor aller-
dings einiges in Bewegung gekommen. 
Er verwies ferner auf den verbreiteten 
Widerstand gegen notwendige Anpas-
sungen: „Schulden sind nichts anderes 
als Zeit, die man sich nimmt, um An-
passungen hinauszuschieben.“

Jugendarbeitslosigkeit

Als Defizit wurde im Lauf der Tagung 
immer wieder die berufliche Aus- und 
Weiterbildung genannt. Hier sah man 
den wohl entscheidenden Schlüssel bei 
der Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit, die in Frankreich mittlerweile 
bei 25 % liegt. Offensichtlich vollzieht 

sich auf diesem Gebiet ein grundlegen-
der Wandel hin zu einer dem deutschen 
dualen System ähnlichen „alternance“ 
zwischen schulischer und betrieblicher 
Ausbildung. 

Der Veranstaltungsort Straßburg 
war besonders geeignet, diesen As-
pekt ins Licht zu rücken. Im Elsass ist 
in den vergangenen Jahren die Zahl 
der Jugendlichen, die eine Lehre nach 
altem Muster (apprentissage) machen, 
beträchtlich gestiegen. Der General-
direktor der Badischen Stahlwerke in 
Kehl, Michel Hamy (ein Franzose!), be-
richtete, dass in seinem Betrieb Jugend-
liche aus dem Elsass eine Ausbildung 
nach deutschem Modell machen, und 
knüpfte daran den Appell, in den el-
sässischen Schulen den Deutschunter-
richt stärker zu fördern. Das Elsass war 
darüber hinaus ein gutes Beispiel, wie 
durch das Zusammenwirken von Be-
hörden, Schulen und Verbänden der 
Wirtschaft territoriale Besonderheiten 
im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
genutzt werden können.

Neubewertung der Arbeit und 
gerechte Teilhabe

Von dieser pragmatischen Herange-
hensweise hob sich die Fundamental-
kritik der Soziologin Dominique Méda 
deutlich ab. Sie hinterfragte die The-
se „Mehr Arbeit durch mehr Wachs-
tum“ und plädierte für ein anderes 
Entwicklungsmodell; denn Wachs-
tum im herkömmlichen Sinne werde 
nach der Meinung namhafter Auto-
ren die benötigte Zahl von Arbeits-
plätzen nicht schaffen, ganz abgese-
hen von den sozialen Ungleichheiten 
und ökologischen Schäden, die dieses 
Modell verursache. Ein Umdenken sei 
nötig hin zu einer radikalen ökologi-
schen Umstellung der Wirtschaft, zur 
Förderung arbeitsintensiver Sektoren, 
zu einer Neubewertung der Arbeit und 
einer gerechteren Teilhabe aller an der 
vorhandenen Arbeit. 

Eine vertiefte Sicht der modernen 
Arbeitsproblematik bot der Soziologe 

Philippe d‘Iribarne. Er zeigte, in wel-
chem Maß in der globalisierten Welt 
nicht nur die Unternehmen, sondern 
auch die Arbeitnehmer unter Wettbe-
werbsdruck geraten sind. Die Logik des 
Marktes hat den Charakter der Arbeit 
verändert und Anpassungszwänge ge-
schaffen, die sich oft schwer mit dem 
Verständnis von Arbeit als konstituti-
vem Element der menschlichen Person 
vereinbaren lassen. Gerade die auf den 
sozialen Status großen Wert legende 
französische Gesellschaft habe damit 
ihre Schwierigkeiten. D‘Iribarne plä-
dierte für einen Bewusstseinswandel, 
der einerseits die Verantwortung der 
Gesellschaft für die bestmögliche För-
derung der Arbeitssuchenden betont, 
andererseits aber auch die Bereitschaft 
der einzelnen, sich den Realitäten an-
zupassen, einfordert. Interessant war 
in diesem Zusammenhang der Hinweis, 
dass in den Regionen alter christlicher 
Tradition die Arbeitslosigkeit niedriger 
ist, die Berufsausbildung besser. Hängt 
das mit einer Sozialisation zusammen, 
in der die Fähigkeit, persönliche An-
sprüche, wenn erforderlich, zurückzu-
stellen, nicht diskreditiert wird?

Solidarische Sozialwirtschaft

Im Kontext der Frage nach Wegen aus 
der Krise nahm das Konzept der soli-
darischen Sozialwirtschaft (économie 
sociale et solidaire) eine zentrale Stelle 
ein. Die Sozialwissenschaftlerin Elena 
Lasida, eine der profi liertesten Vertre-
terinnen der Idee der Sozialwirtschaft, 
die in Frankreich einen beträchtlichen 
Teil der wirtschaftlichen Aktivität um-
fasst (mit einem eigenen Ministerium!), 
sieht die Hauptbedeutung der solida-
rischen Sozialwirtschaft in ihrer Kraft 
zur sozialen Transformation. Diese Art 
des Wirtschaftens
• reduziere erstens den Wert der Ar-

beit nicht auf deren materielle Ver-
gütung,

• verändere zweitens die Beziehun-
gen auf dem Arbeitsmarkt im Sin-
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ne von Reziprozität und Koopera-
tion und

• fördere drittens das Bewusstsein der 
Zugehörigkeit zu einem gemeinsa-
men Arbeits- und Lebensraum.

Die solidarische Sozialwirtschaft sei 
weder eine Ökonomie der Armen noch 
eine Alternative zum Kapitalismus, be-
tonte Lasida. Sie könne dem einzelnen 
eine neue Erfahrung seiner Kreativi-
tät verschaffen und Exklusion in ihren 
unterschiedlichen Formen bekämpfen. 

Das christlich-soziale Denken

Damit stand nun endgültig, neben der 
Beschäftigungsproblematik, die Frage 
der Arbeit im Focus. Inwiefern ist die 
christliche Soziallehre (in Frankreich 
spricht man lieber vom „christlich-so-
zialen Denken“) durch die Veränderun-
gen in der modernen Arbeitswelt he-
rausgefordert? Passen die tradierten 
Vorstellungen von Arbeit noch auf die 
heutige Situation? Ist das humanisti-
sche Konzept der Arbeit als Aktivität 
des Menschen für den Menschen noch 
gültig? Der Sozialethiker Bruno-Marie 
Duffé zeigte in seiner Analyse das kri-
tische Potential, das in der christlich-
sozialen Denktradition liegt, die Arbeit 
stets als Selbst-Ausdruck des Individu-

ums und als Beitrag zum Aufbau der 
menschlichen Gemeinschaft verstan-
den hat. Verändert haben sich unter 
den modernen Bedingungen jedoch 
drei fundamentale Dimensionen der 
Arbeit:
• der persönliche Bezug zur Arbeit 

(Gefahr der Isolierung durch die 
neuen Technologien),

• das Verhältnis zur Zeit (Auswirkun-
gen der Deregulierung) und

• das Verhältnis zu den anderen, zur 
Gemeinschaft (Wer sind die Adres-
saten?).

Daraus ergeben sich drei zentrale Fra-
gen: Warum arbeiten wir? Mit wem ar-
beiten wir? Für wen arbeiten wir? Per-
sönliche Verantwortung, Beziehungen 
am Arbeitsplatz, Wissen um die Ad-
ressaten sowie internationale Solidari-
tät treten ins Blickfeld. Deutlich wurde 
in diesem Referat, dass die christliche 
Soziallehre dabei ist, ihre Kategorien 
der neuen Situation anzupassen. Die-
ser Prozess scheint noch längst nicht 
abgeschlossen. Um von einem agra-
risch geprägten Arbeitsbegriff zu ei-
nem Arbeitsverständnis zu gelangen, 
das den Bedingungen der Industriali-
sierung gerecht wurde, war schließlich 
auch geraume Zeit nötig. Was christ-
lich-soziales Denken bieten kann, ist 
eine vertiefende Analyse. Dafür wa-

ren die Ausführungen von Bruno-Ma-
rie Duffé ein Beleg.

Zivilgesellschaftliches 
Engagement

Sichtbar wurden an allen drei Veran-
staltungsorten ein breites Spektrum 
von Initiativen und Experimenten, so 
z. B. neue Unternehmensansätze wie 
die Wirtschaft in Gemeinschaft, Maß-
nahmen im Berufsbildungsbereich, ins-
besondere für Jugendliche, Begleitung 
Arbeitssuchender, Integration Ausge-
schlossener. Eine Plattform für den 
Austausch schufen 120 Arbeitskreise. 
Der Präsident der 2010 gegründeten 
nationalen Agentur für den Freiwilli-
gendienst, Martin Hirsch, machte sich 
zum Sprecher dieses zivilgesellschaft-
lichen Engagements, das für die Wirt-
schaft unverzichtbar sei und vielen die 
Chance auf einen würdigen Platz in der 
Gesellschaft eröffne. Die Sozialwochen 
selbst nutzten die Gelegenheit, um das 
von ihnen entwickelte „Livret professi-
onnel universel“ vorzustellen, eine Art 
Berufspass, der dazu dienen soll, durch 
Aufklärung über Rechte und Förder-
maßnahmen die Beschäftigungskarri-
ere zu stabilisieren.

Wilhelm Rauscher, Bonn

Buchbesprechungen

Religion im säkularen Verfassungsstaat

Thomas Bohrmann, Gottfried Küenz-
len (Hg.): Religion im säkularen Verfas-
sungsstaat (Schriften des Instituts für 
Theologie und Ethik der Universität der 
Bundeswehr München, Band 1), Müns-
ter: Lit Verlag 2012, 140 S., ISBN 978–
3–643–10842–5.

„Religion und Politik“, das ist seit eini-
gen Jahren ein Dauerthema in Feuille-
ton und Wissenschaft. Exzellenzcluster 
wurden dazu geschaffen; die wichtigs-
ten Großintellektuellen haben sich, zum 
Teil umfassend (u. a. Taylor, Habermas, Jo-
as), geäußert. Der hier besprochene Band 

scheint dem nichts Originelles hinzuzu-
fügen, und das nicht nur aufgrund sei-
nes trivialen Titels. Auch als Element der 
Schriftenreihe eines Universitätsinstituts 
muss man von der Publikation nichts Ein-
schlägiges erwarten. Ein Buch wie das 
vorliegende nimmt man aus anderen 
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Gründen zur Hand: in der Hoffnung auf 
verborgene Schätzchen – auf Texte, wel-
che unterbelichtete Aspekte der Thema-
tik fokussieren und deren Autoren sich 
darin als kompetent erweisen. 

Mehrfach wird diese Hoffnung erfüllt, 
so etwa im Beitrag von Said AlDailami, 
der sich mit muslimischer Identität im 
modernen Verfassungsstaat auseinander-
setzt. Für ihn besteht solche Identität in 
einer „gelebten Paradoxie“. Er erläutert 
dies mit Hilfe des von Thomas Bauer ge-
prägten Begriffs der „Ambiguitätstole-
ranz“ muslimisch-gläubigen Selbstver-
ständnisses: Solche Paradoxie kann als 
ein legitimes und lebbares Modell der 
Glaubenshaltung gegenüber Säkulari-
tät und Moderne begriffen werden; sie 
ist nicht Notnagel oder unter Druck er-
zeugte Inkaufnahme einer westlich ge-
prägten Zuordnung von Politik und Re-
ligion, sondern Alternative dazu, indem 
sie weder auf fi xierte Mischungsverhält-
nisse noch auf eindeutiger Trennung be-
harrt. Vielmehr vermag sie „Unklarhei-
ten“ konstruktiv in Identitätskonzepte 
einzuarbeiten. Der Artikel verarbeitet is-
lamwissenschaftliche und verfassungs-
theoretische Literatur und bietet eine 
Reflexion auf die – kulturelle und kog-
nitive – Kontextualität beider Denkungs-
weisen an. Das führt zu Einsichten, die 
das Thema originell und präzise auf den 
Punkt bringen. 

Ebenfalls prägnant ist die von Fried-
rich Lohmann eröffnete Perspektive, der 
darüber nachdenkt, wie die multikultu-
relle Gesellschaft konzeptionell zu fassen 
ist. Er diskutiert die verschiedenen sozi-
alwissenschaftlichen Modelle, die dabei 
helfen sollen, mit Phänomenen gesell-
schaftlich erlebter Verschiedenheit um-
zugehen. Das französische Paradigma 
der „laïcité“ zählt dazu, ebenso das an-
gelsächsische Konzept des „melting pot“ 

sowie der „liberal culturalism“ eines Will 
Kymlicka. Auch wenn die sich anschlie-
ßende christlich-ethische Unterschei-
dung der Paradigmen etwas dünn aus-
fällt, ist der Wert des Beitrags hoch; sei-
ne Orientierungsleistung wird ermöglicht 
durch den analytisch scharfen Blick auf 
die unterschiedlichen Modelle des kul-
turellen und politischen Miteinanders. 

Als experimentell, aber nicht minder 
interessant lassen sich die beiden Beiträ-
ge von Jochen Bohn bezeichnen. Vor dem 
Hintergrund eines mehr geschichtstheo-
logisch als sozialwissenschaftlich impräg-
nierten ethischen Interesses wird die epi-
stemologische Prämisse von Politik in der 
Moderne geltend gemacht – das Schei-
tern aller Versuche eines selbstmächti-
gen Subjektes, sich an die Stelle des ent-
thronten Gottes zu setzen und damit der 
ausgetriebenen transzendenten Legitimi-
tät politischen Handelns eine neue Legi-
timität zu unterlegen. Bohns program-
matische Aussage dazu lautet: „Der lee-
re Stuhl muss leer bleiben. Zugleich aber 
muss der entmachtete Mensch durch eine 

veränderte Deutung Gottes wieder dazu 
befähigt werden, dem destruktiven ‚Ab-
solutismus der Wirklichkeit‘ eine wirk-
mächtige Vollmacht entgegenzuhal-
ten.“ Theologisch folgt daraus für den 
Autor die Verpflichtung auf eine „Un-
gültigkeitspolitik“, welche die im reprä-
sentationslogischen Modell von Politik 
zu machenden „Vergültigungsaussagen“ 
vermeidet und damit den gesellschaft-
lichen Scheingöttern die Hoffnung auf 
den „lebendigen Gott der Ungültigkeit“ 
erinnert. 

Der Theologe freut sich bei so viel Es-
chatologie, der Ethiker aber seufzt: Wie 
denn soll mit einer solchen Epistemolo-
gie konkrete Politik ausformuliert wer-
den? Politische Theologie, das war bei J. B.
Metz immer schon als ein Defizit zu spü-
ren und zeigt sich hier einmal mehr, kennt 
nur das große Ganze, oder gar nichts. Po-
litische Ethik aber muss sich dem Kon-
kreten widmen; sie muss Aussagen von 
mittlerer Reichweite treffen. Einen kon-
tingenzbewussten Pragmatismus scheint 
auch Bohn nicht als Element ethischen 
Nachdenkens über das Politische zu ak-
zeptieren. Dennoch: Seine Überlegungen 
zeigen eindrücklich das Format auf, unter 
dem die vielfältigen Aporien zeitgenös-
sischer Politik gedacht werden müssen. 

Drei einleitende Artikel von den Her-
ausgebern und der Rechtswissenschaft-
lerin Kathrin Groh bieten ausreichendes 
und einschlägig präsentiertes Material 
für eine umfassende Information aus ver-
fassungsrechtlicher und sozialethischer 
Perspektive auf Titelthema und -frage des 
Bands. Unterm Strich bleibt der Eindruck 
eines zwar unscheinbaren, aber qualita-
tiv überdurchschnittlichen und deshalb 
empfehlenswerten Debattenbeitrags.

Daniel Bogner, Fribourg
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Schöne neue Kommunikationswelt oder Ende der Privatheit?

Grimm, Petra/Zöllner, Oliver (Hg.): Schö-
ne neue Kommunikationswelt oder En-
de der Privatheit? Die Veröffentlichung 
des Privaten in Social Media und popu-
lären Medienformaten, Stuttgart: Peter 
Steiner Verlag 2013, ISBN 978–3–515–
10296–4.

Als Kanzlerin Angela Merkel vor einiger 
Zeit in einer Berliner Pressekonferenz zu-
sammen mit Präsident Barak Obama das 
Internet als „Neuland“ bezeichnete, er-
goss sich fast zeitgleich ein sogenann-
ter „Shitstorm“ über sie. Die Internet-
Nutzer machten sich lustig über so viel 
vermeintliche Naivität. Ihr Regierungs-
sprecher beeilte sich einige Tage spä-
ter zu modifizieren, die Kanzlerin mei-
ne nicht das Internet an sich, sondern 
den rechtlichen Umgang damit. Und in 
der Tat: Wenngleich das Internet ganz 
selbstverständlich zum Alltag der meis-
ten Menschen gehört, laufen die rechtli-
chen und gesellschaftlichen Refl exionen 
den rasanten Entwicklungen hinterher. 
Wie sieht es mit dem Schutz der Privat-
heit in Networking-Plattformen aus und 
welche Probleme ergeben sich etwa aus 
der Ökonomisierung privater Daten? Gibt 
es Unterschiede zwischen einem Online- 
und Offline-Verständnis von Privatheit? 
Muss nicht eine „neue“ Ethik des Priva-
ten entworfen werden? Der auf eine Ta-
gung zurückgehende Sammelband greift 
u. a. diese aktuellen Fragen auf.

Im Mittelpunkt steht das Verhältnis 
junger Menschen zu Social Media. Kom-
munikationswissenschaftler, Medienethi-
ker, Wirtschaftswissenschaftler, Bran-
chenvertreter und Datenschützer kom-
men zu Wort und entfalten die Thematik 
entlang verschiedener Themenblöcke, 
die sich mit einer „Ethik der Privatheit“, 
den „Konzepten von Privatheit und Ge-
sellschaft“ sowie „regulatorischen“ und 
„ökonomischen Aspekten“ befassen. Da-
mit werden wichtige Eckpunkte der ak-
tuellen Diskussion aufgegriffen. An die-
ser Stelle können nicht alle Beiträge be-
sprochen werden. Gleichwohl lassen sich 

drei Kernpunkte herauskristallisieren, die 
in vielen Beiträgen zur Sprache kommen:
• die Zuschreibung von Verantwortung 

entsprechend der verschiedenen Ak-
teure auf der Mikro-, Meso- und Ma-
kroebene,

• die unterschiedliche Kompetenz zum 
individuellen Privatheitsmanagement 
und

• die Konsequenzen aus der Verwert-
barkeit privater Daten durch ökono-
misch oder politisch motivierte Ak-
teure.

Zurecht wird grundsätzlich hervorgeho-
ben, dass Social Media von jungen Men-
schen nicht als „Problem“ oder „Bedro-
hung“ empfunden wird, sondern zum 
selbstverständlichen Instrument der Be-
ziehungsgestaltung gehört (Uwe Hase-
brink). Zwar besteht unter Jugendlichen 
weiterhin ein Gefühl für schützenswerte 
Privatheit, jedoch lässt sich oft ein so-
genanntes „privacy paradox“ beobach-
ten, d. h. Nutzer schätzen zwar ihren pri-
vaten Raum, schützen sich aber nicht, 
da der Schutz mit anderen Gütern, wie 
z. B. soziale Nähe, Annehmlichkeit und 
Selbstdarstellung konkurriert (Grimm/
Neef). Sind damit die Plattformbetrei-

ber „aus dem Schneider“? Keineswegs, 
denn statt der meist standardmäßig 
niedrigsten Privatsphäre-Einstellungen 
sollte die Zustimmungsregelung über 
die Reichweite der Veröffentlichung als 
Standard implementiert werden (Rüdi-
ger Funiok). Zudem sind die Prozeduren 
des Privacy-Settings oft kompliziert und 
schwer durchschaubar. Aber auch unter 
restriktivsten Privacy-Settings bleibt die 
eingestellte private Information, etwa bei 
Facebook, durch unbegrenzte Nutzungs- 
und Verwertungsrechte des Betreibers der
Verfügungsgewalt des Nutzers dauerhaft 
entzogen, selbst bei einer späteren Da-
tenlöschung. Bernhard Debatin erinnert 
deshalb die Nutzer daran, sich beim Preis-
geben von Informationen selbst zu be-
schränken und die (universalisierende) 
Frage zu stellen, ob sie wollen können, 
dass diese Information dann quasi von 
der „ganzen Welt“ gesehen werde.

In diesem Zusammenhang wird je-
doch die Problematik des „privacy divi-
de“ offenbar. Insbesondere Angehörige 
sozial und bildungsmäßig schwächer ge-
stellter Nutzergruppen können hinsicht-
lich ihres Privatheitsschutzes und der Fol-
genabschätzung ihres Onlineverhaltens 
benachteiligt sein (Grimm/Neef). So lau-
tet die wiederkehrende Forderung eini-
ger AutorInnen, dass die Medienkompe-
tenz der Nutzer zu stärken sei. Freilich 
wird auch die Verantwortung des Staa-
tes bzw. Gesetzgebers thematisiert, die 
Privatheitssphäre der Bürger zu schüt-
zen. Die Notwendigkeit normativer Leit-
linien und gesetzlicher Rahmenbedin-
gungen wird hervorgehoben (Wagner). 
Nach den vielfältigen Enthüllungen zu 
den (meist illegalen) Onlineüberwachun-
gen vieler Staaten, mag man in Bezug 
auf einen ambitionierten Gestaltungswil-
len hin zu einer restriktiveren Gesetzge-
bung – zumindest international – kaum 
euphorisch werden.

Weitere interessante Aspekte wer-
den mit dem Phänomen des „Skripted 
Reality“ in vielen TV-Formaten und den 
damit einhergehenden Realitätsentwür-
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fen erschlossen (Dörr/Herz/Johann). Hier 
wird die engere „Social-Media-Thema-
tik“ verlassen und die sich verschiebenden 
Grenzlinien des Privaten und Authenti-
schen werden aufgezeigt. Mit dem Phä-
nomen der „kontextuellen Integrität“ ei-
ner Person beschäftigt sich Rafael Capur-
ro und kommt zu dem Schluss: „Wenn 
der politischen, kommerziellen und öko-
nomischen Macht ein grenzenloser Zu-
gang zu sowie die Verknüpfung von Da-
ten aus unterschiedlichen Kontexten mit 

verschiedenen moralischen und recht-
lichen Regeln gewährt wird, dann be-
deutet das nicht nur eine Aushöhlung 
der ‚kontextuellen Integrität‘, sondern 
auch eine Vorstufe zu digitalen Totali-
tarismen.“ (S. 123) Eine Lösung aus die-
sem Dilemma könne sein, niemals seine 
wahren Daten zu verwenden. Dies würde 
dann allerdings ethische Fragen nach der 
Authentizität und Wahrhaftigkeit auf-
werfen. Angesichts der Totalitarität des 
Phänomens könne man eine solche „Gue-

rilla-Taktik“ zumindest erwägen, so Ca-
purro. 

Für alle, die sich im rasant entwickeln-
den Terrain von Internet und Social Me-
dia mehr ethische Klarheit verschaffen 
wollen, ist das Buch eine sehr gute Wahl, 
auch wenn die Beiträge – wie in vielen 
Tagungsbänden – nicht immer nahtlos 
aufeinander abgestimmt sind und sich 
gerade im ersten Drittel einige Wieder-
holungen bemerkbar machen.

Udo Lehmann, Wuppertal

Dialogprozesse in der katholischen Kirche

Jo achim Wiemeyer (Hg.): Dialogprozes-
se in der Katholischen Kirche. Begrün-
dungen – Voraussetzungen – Formen, 
Paderborn: Schöningh 2013, ISBN 978–
3–506–77629–7.

Bei diesem Band handelt es sich um die 
Dokumentation der Beiträge einer Ta-
gung der Katholisch-Theologischen Fa-
kultät der Ruhr-Universität Bochum, die 
sich dem Verständnis von Dialog in der 
Katholischen Kirche und Theologie vor 
dem Hintergrund der neuen Dialogin-
itiativen der Deutschen Bischofskon-
ferenz und verschiedener Bistümer in 
Deutschland widmet. Nach dem Miss-
brauchsskandal, der eine tiefgreifende 
Vertrauenskrise in der Katholischen Kir-
che deutlich zu Tage treten ließ, hatten 
der Vorsitzende der Deutschen Bischofs-
konferenz sowie im Nachgang eine Reihe 
von Diözesanbischöfen einen Dialogpro-
zess begonnen. In diesen Dialogprozes-
sen soll auf der einen Seite neu refl ektiert 
werden, wie die Kirche unter völlig verän-
derten Bedingungen heute und zukünftig 
lebendige Kirche sein kann, und wie auf 
der anderen Seite eine neue Gesprächs-
kultur eingeübt werden kann.

Der vorliegende Band refl ektiert diese 
neue Praxis aus unterschiedlichsten Per-
spektiven. Zugleich wirft er einen Blick 
auf die vielen Herausforderungen, die 
sich für die Kirche ergeben, wenn sie den 
Dialog als zentrales Element kirchlichen 
Selbstvollzugs ernst nimmt. Vor diesem 
Hintergrund spannt er den Bogen vom 

Apostelkonzil über das Zweite Vatikani-
sche Konzil, die Würzburger Synode und 
den Konsultationsprozess zur wirtschaft-
lichen und sozialen Lage in Deutschland 
bis hin zu den neuen Dialogprozessen und 
bezieht auch Fragen der Kommunikation, 
des Marketing und der Organisationsent-
wicklung ein.

Den Eröffnungsvortrag hielt Franz-
Josef Overbeck, Bischof von Essen, der so-
wohl Mitverantwortung für den bundes-
weiten Gesprächsprozess der Deutschen 
Bischofskonferenz trägt als auch als ers-
ter Deutscher Bischof einen bistumseige-
nen Dialogprozess (im Bistum Essen) ini-
tiiert hat. Mit Thomas Söding kommt ein 

Neutestamentler zu Wort. Joachim Wie-
meyer bringt mit Blick auf den Konsul-
tationsprozess zur wirtschaftlichen und 
sozialen Lage in Deutschland eine so-
zialethische Perspektive in die Debatte 
ein. Hermann Josef Pottmeyer wirft ei-
nen fundamentaltheologischen Blick auf 
die Debatte. Pastoraltheologische Über-
legungen bringen Manfred Belok und 
Bernhard Spielberg ein. Auch die auf die 
Gemeinde bezogene Perspektive des Pas-
toralreferenten Thomas Wienhardt berei-
chert die Vielschichtigkeit des Buches. 
Der Politik- und Religionswissenschaft-
ler Antonius Liedhegener wirft einen 
Blick zurück auf die Kirche in Deutsch-
land während der Würzburger Synode 
und auf die wichtigen Veränderungen in-
nerhalb der deutschen Kirche in der Zeit 
nach der Synode. Vor allem aber die Bei-
träge von Thomas von Mitschke-Collande 
aus dem Bereich der Unternehmensbera-
tung und der Organisationsentwicklung 
sowie der Beitrag von Hartmut Holzmül-
ler aus dem Bereich des Marketings wei-
ten das Verständnis der innerkirchlichen 
Dialogprozesse.

So ist der Band schon jenseits der ein-
zelnen Inhalte durch die unterschied-
lichsten Perspektiven der Autoren eine 
Bereicherung für die Debatte über den 
Dialog in der Kirche und ein konstrukti-
ver Beitrag der Theologie zu weiterfüh-
renden Überlegungen in Bezug auf den 
Dialog, der nach dem Memorandum Ka-
tholischer Theologen vielfach eingefor-
dert wurde.

Judith Wolf, Mülheim/Ruhr
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Das päpstliche Schreiben „Evangelii gaudium“ hat vielfältiges Interesse in Kirche, 
Theologie und Öffentlichkeit gefunden. Bemerkenswert ist auch die Resonanz, die 
dieses Dokument in der Wirtschaftspresse bzw. der wirtschaftsnahen Presse ausge-
löst hat. Dort wurde es als Fundamentalkritik an der marktwirtschaftlichen Ordnung 
wahrgenommen, und dem Papst wurde – in der wirtschaftsliberalen Sicht durch-
aus in Aufrechterhaltung der kirchlichen Tradition – ein unzureichendes Verständ-
nis der auf Privateigentum und Wettbewerb beruhenden Wirtschaftsordnung vorge-
halten.1 Die Kritik der Wirtschaftspresse hatte den Tenor, dass das generelle Unver-
ständnis der Kirche für eine moderne Gesellschaft exemplarisch in der Haltung zur 
Wirtschaft deutlich wird.

Papst Franziskus und 
die Wirtschaft
Anmerkungen zum apostolischen Schreiben 
„Evangelii gaudium“

Kommentar

1 Vgl. Christoph Schäfer, Franziskus und die Globalisierung. Was der Papst verschweigt. 
FAZ v. 29.11.2013 sowie Rainer Hank, „Tyrannei des Marktes; Die Kirche verachtet die 
Reichen“ FAZ am Sonntag 1.12.2013. Die Kontroverse in der Süddeutschen Zeitung mit 
dem Leiter der Wirtschaftsredaktion Marc Beise am 30.11.13 und der Replik von Heribert 
Prantl am 7.12.13. Josef Joffe, Der Papst geht fehl mit seiner Kritik am Kapitalismus, in: 
http://www.zeit.de/wirtschaft/2013–11/papst-kapitalismus-kritik (Zugriff am 10.12.2013) 
Der Wirtschaftsethiker Ingo Pies, hält Papst Franziskus für einen Vertreter der „Sozialen 
Marktwirtschaft“. http://www.mdr.de/mdr-fi garo/kirche/glaubensfragen292.html Weitere 
Beiträge zur Debatte: u. a. v. Kardinal Lehmann und Kardinal Woelki in: Christ und Welt 
v. 5.12.2013.

Prophetische Sozialkritik

Wie ist nun das Papstschreiben zu be-
urteilen? Zunächst einmal dürfte einem 
unvoreingenommenen Leser klar sein, 
dass ein Papst aus Lateinamerika die 
Wirtschaft nicht aus deutscher Sicht, 
d. h. aus der Perspektive einer relativ 
gut funktionierenden sozialen Markt-
wirtschaft betrachtet, sondern aus der 
Sicht der Länder des „Südens“. Zudem 
ist zu beachten, dass das Dokument 
von seinem Duktus her keine nüch-
tern-rationale Darstellung, keine Ab-
wägung eines „Pro und contra“ sein 
will, sondern in der Tradition prophe-
tischer Rede und prophetischer Kritik 
steht, die nicht nur die Propheten des 
Alten Testaments praktizierten, son-
dern die auch Bestandteil der Verkün-
digung Jesu waren. Gerade in Deutsch-
land ist eine prophetische Sozialkri-
tik ungewohnt, weil sie von deutschen 

Bischöfen und dem vorherigen deut-
schen Papst kaum praktiziert wird. Bei 
der Analyse und der Bewertung eines 
Dokuments sind aber die Perspektive 
bzw. der biographische Hintergrund des
Autors und der literarische Duktus zu 
beachten. Die Ausführungen zur Wirt-
schaft finden sich vor allem im zweiten 
(Nr. 54–60) und im vierten Kapitel des 
Schreibens (Nr. 185–220). Dabei bean-
sprucht der Papst kein „Monopol für 
die Interpretation der sozialen Wirk-
lichkeit oder für einen Vorschlag zur 

Lösung der gegenwärtigen Probleme“ 
(Nr. 184).

Die scharfe Kritik an wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Ordnun-
gen, in denen Menschen von einer Teil-
habe am gesellschaftlichen und sozia-
len Leben ausgeschlossen sind, sich als 
Ausgestoßene der Gesellschaft fühlen 
müssen, spiegelt vielfach die Reali-
tät. Dass Menschen an Müllkippen 
und vom Müll anderer leben müssen 
(„Müllmenschen“) und in den Augen 
ihrer Mitmenschen deshalb selbst als 

Joachim Wiemeyer
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Gegen zunehmende Ungleichheit, Korruption und 
Steuerhinterziehung

„Müll“ gelten, findet sich in Entwick-
lungsländern. Koptische Christen in 
Ägypten oder Darlits in Indien gehö-
ren beispielsweise zu den derart Mar-
ginalisierten. Laut der FAO hungern 
842 Mill. Menschen, viele von ihnen 
sterben an Hunger oder erleiden wegen 
chronischer Unterernährung lebens-
lange Schäden. Dabei liegt hier kein 
physischer Mangel an ausreichenden 
Nahrungsmitteln vor, sondern ein Ver-
teilungsproblem. Dass „Wirtschaft tö-
tet“ (Nr. 53), konnte man u. a. beim Zu-
sammenbruch der Textilfabrik in Ban-
gladesch mit über 1 000 Toten sehen. 
In manchen Ländern verfügt die Mehr-
heit der Bevölkerung nicht über Er-
werbsarbeit mit halbwegs auskömm-
licher Bezahlung und Sicherheit, son-
dern muss sich unter permanenter 
Existenzunsicherheit durchschlagen.

In der jüdisch-christlichen Tradi-
tion kann eine Spaltung der Gesell-
schaft in ganz Reiche und extrem Ar-
me nicht akzeptiert werden, gilt doch 
seit Zeiten des Alten Testaments das 
Leitbild einer gesellschaftlichen Ord-
nung ohne krasse soziale Unterschie-
de: „Doch eigentlich sollte es bei dir 
keine Armen geben“ (Deuteronomium 
15,4). Der Papst steht vor diesem Hin-
tergrund dem „Trickle down“-Effekt 
skeptisch gegenüber, dass vom Wirt-
schaftswachstum in einem Land letzt-
lich auch die ärmeren Bevölkerungs-
gruppen auf Dauer profi tieren würden 
(Nr. 54). Es gibt empirische Belege da-
für, dass jahrelanges kontinuierliches 
Wachstum möglich ist, von dem gleich-
wohl nur eine kleine Minderheit pro-
fi tiert. Dies ist eine Position, die auch 
seit einigen Jahren die Weltbank ein-
nimmt, wenn sie Wachstum und gleich-
zeitig gerechte Verteilung bzw. gezielte 
Verteilungspolitik, also eine armenori-
entierte Wachstumspolitik, propagiert.

Der Papst kritisiert, dass innerhalb vie-
ler Länder und zwischen vielen Län-
dern die wirtschaftlichen Unterschiede 
gewachsen sind. Für westliche Indus-
trieländer lässt sich dies eindrucksvoll 
in den USA ablesen, wo seit 1980 le-
diglich die reichsten 10 %, vor allem die 
reichsten 1 % der Bevölkerung, Real-
einkommenszuwächse hatten, so dass 
die Grundidee der marktwirtschaft-
lichen Ordnung im Sinne von Adam 
Smith, nämlich die Besserstellung brei-
ter Bevölkerungsschichten, nicht mehr 
realisiert wird. Dass zunehmende so-
ziale Ungleichheit Gewalt fördert und 
sozialen Frieden gefährdet, wie Papst 
Franziskus betont, zeigen wiederum 
die USA, wo wegen der hohen Ver-
brechensrate pro 100 000 Einwohner 
8mal mehr Personen inhaftiert sind 

als in Deutschland – ein Faktum, dass 
man in der sonst zahlenfreudigen li-
beralen Wirtschaftspresse nie zu lesen 
bekommt.

Eine weitere Kritik des Papstes be-
zieht sich auf Korruption und verbrei-
tete Steuerhinterziehung (Nr. 56). Dass 
dies in den Tagen, in denen z. B. Grie-
chenland von Transparency Internatio-
nal erneut ein vernichtendes Zeugnis 
im Korruptionsgrad ausgestellt wur-
de, ein zentrales gesellschaftliches Übel 
benennt, dürfte klar sein. Staatsver-
schuldung tritt vielfach dort auf, wo 
sich besonders Wohlhabende der Steu-
erpflicht entziehen. Dies trifft auf all 
jene hochverschuldeten EU-Länder zu, 
die eine größere soziale Ungleichheit 
als Deutschland aufweisen.

Dem Finanzwesen muss eine dienende Funktion zukommen

Eine weitere Kritik des Papstes betrifft 
das Geld- und Finanzwesen. Zutreffend 
weist der Papst daraufhin, dass es auch 
fünf Jahre nach der internationalen Fi-
nanzkrise immer noch nicht gelungen 
ist, der Finanzwirtschaft wieder eine 
dienende Rolle gegenüber der Realwirt-
schaft zuzuweisen. Es werden fortlau-
fend weitere Skandale (Libor-, Wäh-
rungsmanipulation) aufgedeckt. Die 
Gehälter und Boni steigen wieder an. 
Die Finanzbranche wehrt sich gegen 
stärkere Abgaben und Beschränkun-
gen. Dass ein Gewinnstreben ohne mo-
ralische Skrupel nicht nur bei Personen 
zu finden ist, die im Finanzmarkt tä-
tig sind, sondern durchaus breitere Be-
völkerungskreise erfassen kann, kann 
man daran ablesen, wie weite Bevöl-
kerungskreise Aktien und andere spe-
kulative Finanzprodukte erworben ha-
ben (Nr. 55).

Wenn der Papst hinter manchen Er-
scheinungen der Finanzwirtschaft „ei-
ne Ablehnung der Ethik und eine Ab-
lehnung Gottes“ (Nr. 57) sieht, grenzt er
den christlichen Glauben von blasphe-
mischen Vorstellungen mancher Ban-
ker ab, dass die Banker, wie Blankfein, 
der Vorstandsvorsitzende der weltweit 
führenden Investmentbank „Goldman 
Sachs“, im November 2009 erklärte, 
„Gottes Werk“ verrichten. Der Papst 
ruft zu einer Finanzreform auf, die vom 
Grundsatz ausgeht: „Das Geld muss 
dienen und nicht regieren“ (Nr. 58). 
Im Gegensatz zu der Behauptung des 
FAZ-Autors Hank, dass die Kirche die 
Reichen „verachtet“, unterstreicht der 
Papst, dass er „Reiche wie Arme“ liebt, 
aber die Reichen an die Sozialpfl ich-
tigkeit des Eigentums erinnert.
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Der Friede – ein Werk der Gerechtigkeit

Gegen Verschwendung und Konsumismus

Weiterhin greift der Papst ein Motiv 
auf, dass bereits bei Johannes Paul II. 
1991 in Centesimus annus zu fi nden 
war, nämlich die Kritik am „Konsumis-
mus“ (Nr. 60) der westlichen Gesell-
schaften. Dieser zeigt sich oftmals auch 
darin, dass in westlichen Industriege-
sellschaften etwa ein Drittel der Nah-
rungsmittel weggeworfen werden. Ein 
solcher gedankenloser „Konsumismus“ 
ist Ausdruck der sozialen Ungleichheit. 
Das Konsumverhalten werde dadurch 
legitimiert, dass die Armen in Indus-
trieländern wie die armen Länder als 
selbst verantwortlich für ihre Situation 

angesehen würden. Tatsächlich seien 
aber – so der Papst – die Armen viel-
fach Opfer gesellschaftlicher Missstän-
de sowie einer „tief verwurzelten Kor-
ruption“ (Nr. 60).

Auswirkungen der Wirtschaft auf 
die Kultur in Entwicklungsländern 
(Nr. 62) greift der Papst auf, wobei 
er negative kulturelle Einfl üsse durch 
die globale Kommunikation und wirt-
schaftliche Vernetzung beklagt. Dabei 
wird eine wesentliche Ursache in west-
lichen Medien und der Unterhaltungs-
industrie gesehen.

Privateigentum muss dem Gemeinwohl dienen

Im vierten Kapitel betont Franziskus, 
dass die „gesellschaftliche Eingliede-
rung der Armen“ (Nr. 185) das zentrale 
Anliegen sein müsse. Der Papst greift 
die klassische kirchliche Eigentumsleh-
re auf, nach der zunächst einmal die 
gesamte Erde Gemeinschaftseigentum 
der Menschheit ist (Nr. 189). Privat-
eigentum ist dem gegenüber sekundär 
und findet seine Legitimation nur dann,
wenn die entsprechende Privateigen-
tumsordnung primär dem gesellschaft-
lichen Wohl dient, nicht dem indivi-
duellem Wohlbefinden weniger. Allen 
Menschen einer Gesellschaft muss eine 
ausreichende Ernährung und Bildung 
sowie Zugang zum Gesundheitswesen 

und Teilhabe an der Arbeit mit einem 
gerechten Lohn möglich sein (Nr. 192).

Armut ist zunächst eine kirchli-
che Herausforderung, weil es Aufga-
be der Kirche und aller Christen ist, 
sich den Armen zuzuwenden. Der Papst 
fordert eine „arme Kirche für die Ar-
men“ (Nr. 198). Dabei betont er die so-
zialstrukturellen Ursachen von Armut, 
die nur an der Wurzel gelöst werden 
kann, wenn „die absolute Autonomie 
der Märkte“ (Nr. 202) beseitigt wird. In 
Evangelii gaudium heißt es wörtlich: 

2 Dies widerlegt den Vorwurf von Schäfer, der Papst ignoriere wachstumsförderliche 
marktwirtschaftliche Reformen wie in China oder Indien. Er fordert allerdings eine ge-
rechtere Verteilung der Wachstumsgewinne; in dieser Hinsicht gibt es in Indien und Chi-
na noch viel zu tun.

Der Papst weist weiterhin darauf hin, 
dass bei krasser sozialer Ungleichheit 
und fehlenden Chancen „verschiede-
ne Formen von Aggression und Ge-
walt einen fruchtbaren Boden“ (Nr. 59) 
finden. Damit greift der Papst die Tra-
dition der Kirche auf, die mit Jesaja 
(32,17) sagt: „Der Friede wird ein Werk 
der Gerechtigkeit“ sein. Soziale Gerech-
tigkeit ist die Voraussetzung für einen 

dauerhaften, stabilen und gerechten 
Frieden. Angesichts der bestehenden 
sozial ungerechten und daher fried-
losen Welt weist der Papst Vorstellun-
gen wie die des amerikanischen Autors 
Francis Fukuyama zurück, der 1992 
das „Ende der Geschichte“ als Sieg der 
westlichen Demokratie und der Markt-
wirtschaft propagierte.

„Die Tätigkeit eines Unternehmers ist 
eine edle Arbeit, vorausgesetzt, dass 
er sich von einer umfassenderen Be-
deutung des Lebens hinterfragen lässt; 
das ermöglicht ihm, mit seinem Be-
mühen, die Güter dieser Welt zu meh-
ren und für alle zugänglich zu ma-
chen, wirklich dem Gemeinwohl zu 
dienen.“ (Nr. 203). Im Gegensatz zu 
den Behauptungen von Hank wird al-
so die Bedeutung unternehmerischen 
Handelns für eine moderne Wirtschaft 
ausdrücklich anerkannt. Es darf aller-
dings nicht länger auf „die blinden 
Kräfte und die unsichtbare Hand des 
Marktes“ (Nr. 204) vertraut werden. 
„Das Wachstum in Gerechtigkeit er-
fordert etwas, das mehr ist als Wirt-
schaftswachstum, auch wenn es dieses 
voraussetzt“ (Nr. 204).2 Die Förderung 
der Armen geht über ein bloßes Sozi-
alhilfesystem hinaus (Nr. 204).

Im gesellschaftlichen und öko-
nomischen Sinne ist Integration der 
Armen zuerst eine politische Aufga-
be, die Politiker voraussetzt, die ihre 
Tätigkeit als Werk der Nächstenliebe 
im Dienst des Gemeinwohls ansehen 
(Nr. 205). In weltwirtschaftlicher Hin-
sicht kommt es darauf an, eine Inter-
aktion zwischen den Volkswirtschaften 
sicherzustellen, die den „wirtschaftli-
chen Wohlstand aller und nicht nur 
einiger Länder sichert“ (Nr. 206). Der 
Papst fordert, sich der Schwachen an-
zunehmen, und er benennt Obdachlose, 
Drogenabhängige, indigene Bevölke-
rungsgruppen, vereinsamte alte Men-
schen sowie Flüchtlinge bzw. Migran-
ten (Nr. 210). Besonders wird auf die 
Armut von Frauen (Nr. 212) hingewie-
sen, eine Problemstellung, die in den 
beiden vorherigen Sozialenzykliken 
Johannes Paul II. und Benedikt XVI. 
ausgeblendet wurde. In diesem Kon-
text weist der Papst auch noch auf die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt hin, 
wobei er sich „eine schöne und pro-
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phetische Klage“ (Nr. 215) der philippi-
nischen Bischöfe zu Eigen macht, wo-
mit er selbst den oben angesprochenen 
Duktus seines Schreibens unterstreicht.

Den bereits in der Beschreibung der 
Herausforderungen erwähnten Zusam-
menhang zwischen Frieden und sozia-
ler Gerechtigkeit greift er auf, indem er 
es ablehnt, die Armen mit ihren berech-
tigten Forderungen zum Schweigen zu 
bringen, um die Privilegien der Wohl-
habenden zu sichern (Nr. 218). Für den 
Papst ist „die Teilhabe am politischen 
Leben eine moralische Verpfl ichtung“ 
(Nr. 220).

Fazit

Mit der Wahl des Namens „Franziskus“ 
hat der Papst seine besondere Zuwen-
dung zu „den Armen“ in das Zentrum 
seines Pontifikats gestellt, was sich in 
dem Schreiben „Evangelii Gaudium“ 
niederschlägt. Franziskus ist ein Papst 
aus dem „Süden“, so dass sich sein 
Blickwinkel auf gesellschaftliche Sys-
teme und wirtschaftliche Verhältnisse 
aus den Erfahrungen Lateinamerikas 
widerspiegelt, wo es langanhaltende 
Militärdiktaturen gegeben hat, wo es 
auch in wirtschaftlich relativ erfolg-

reichen Ländern wie Chile gravieren-
de soziale Gegensätze zwischen Armen 
und Reichen gibt. Die lateinamerikani-
schen Länder zeichnen sich durch eine 
wenig gemeinwohlorientierte Ausrich-
tung der politischen und wirtschaftli-
chen Eliten aus, die häufig in Korrup-
tion verstrickt sind und Steuerhinter-
ziehung sowie Kapitalfl ucht betreiben. 
Weiterhin gibt es dort eine systemati-
sche Ausgrenzung vor allem der in-
digenen Bevölkerung. Während man-
che Wirtschaftspublizisten, Ökonomen 
und Politiker im „Norden“, vor allem 
in Deutschland, den Südländern ger-
ne das Konzept einer „sozialen Markt-
wirtschaft“ verschreiben wollen, wird 
dies vom Papst nicht unbesehen ange-
nommen. Dies geschieht deshalb, weil 
Papst Franziskus Anfragen an das in 
den westlichen Industrieländern vor-
herrschende Wirtschaftssystem hat:
• Die 2008 im „Norden“ ausgelöste 

Finanzkrise mit ihren weltweiten 
Konsequenzen lässt ihn auf Dis-
tanz gehen. 

• Diese Distanz wird noch bestärkt 
durch die zunehmende soziale Un-
gleichheit in westlichen Staaten 
mit einer weit verbreiteten relati-
ven Armut,

• durch die individualistische, stark 
an materiellem Konsum orientierte 
Lebensweise derer, die dort zu den 
Wohlhabenden zählen, und nicht 
zuletzt

• durch die Abschottung des Westens 
gegenüber der Not in anderen Erd-
teilen. Dies hat er selbst in Lam-
pedusa erfahren.

Mit diesem Schreiben gibt der Papst der 
Christlichen Sozialethik den Auftrag,
• weiter und verstärkt über Gesell-

schafts- und Wirtschaftsordnun-
gen nachzudenken, die sowohl in-
nerhalb wie zwischen Ländern die 
krassen sozialen Unterschiede über-
winden.

• Dabei legt er großen Wert auf den 
Dialog mit den übrigen Wissen-
schaften (Nr. 242).

• Zudem hat die Christliche Sozial-
ethik die Aufgabe, sich daran zu 
beteiligen, wie sich die deutsche 
Kirche in den verschiedensten Be-
reichen stärker den Armen zuwen-
den kann und

• was dies für die Kirche selbst be-
deutet.
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Summaries

Andreas Lienkamp: Growing Competi-
tion over the Resources of the Earth. 
Resources Conflicts from a Creation-
Theological and Christian-Ethical View

Conflicts over natural resources, here 
to be understood as domestic confl icts 
within one state or cross-national inci-
dents, may concern commodities which 
are economically significant as well as vi-
tally important ones. Controversies per-
taining to farmland and treasures of the 
soil, water and the global climate are a 
well-known phenomenon already. Yet, 
they seem to increase nowadays. Scar-
city is only one of several possible caus-
es of such contentions. Usually, it takes 
other factors in addition to trigger a dis-
pute which might either be engaged in 
violently or solved peacefully and in a co-
operative manner. This article provides an 
overview over the multi-layered and mul-
ti-faceted issues of environmental con-
flicts. It also elucidates main theological 
aspects regarding  the ownership of God’s 
creation. Besides, the Christian ethical 
perspective including the universal de-
termination of the earth and its natural 
resources is outlined. Finally, conclusions 
for political practice are drawn.

Heidi Feldt: Commodity Policy as a 
Global Task. Challenges for German 
and European Commodity Strategies

Exploitation of mineral resources en-
creasingly leads to environmental prob-
lems as well as economic and social con-
flicts, and not uncommonly to human 
rights violations. Therefore, an interna-
tional commodity policy is necessary that 
will aim at a balancing of the diverging 
interests. German and European com-
modity strategies provide examples for 
the fact that industrialized states have 
largely their own economy in mind when 
dealing with precious resources. None-
theless, some voluntary initiatives for 
commodity governance resulted in ob-
ligatory regulations. This should be tak-

en up. A subject-oriented approach will 
be more successful than to attempt an 
overall comprehensive control.

Friedel Hütz-Adams: Rare Earth Ele-
ments as Fuel for Green Growth? On 
Ecological and Social Grievances of 
their Extraction

Mining of those metals summarized 
under the group of rare earth elements 
causes big ecological and social grievanc-
es. Right now, China dominates the mar-
ket for mining rare earth elements. Also, 
the first steps of processing are concen-
trated there, too. Obscure institutional 
structures – under reform right now – 
are also responsible for the many griev-
ances in that industry. The increasing use 
of metals for so-called green products 
such as hybrid cars or wind power plants 
in particular underlines the urgency to 
implement ecological and social mini-
mum standards for mining. A relocation 
of production from China to other coun-
tries will change little, since the chal-
lenges to be met there will be the same.

Brigitta Herrmann: Resource Confl icts 
and Human Rights. Hazards and Duties 
of Various Main Players

Exploitation of resources often goes 
along with the violation of economic, 
social and cultural human rights. Main 
players are mostly multi-national cor-
porations who profi t from legal defi cits 
in the commodity-supplying countries. 
However, they can be included in an in-
ternational legal framework committed 
to human rights. The most important 
tools in this are legal measures, not en-
tirely applied possibilities of consumer 
awareness as well as an economic poli-
cy that sanctions infringements of hu-
man rights. Voluntary agreement of cor-
porations or international guidelines for 
the observance of ethical standards are 
at best an incentive for acting in accord-
ance with human rights requirements.

Jochen Ostheimer: Energy Turnaround 
in the Maze of Justice Considerations. 
Ethical Guidelines for the Relevant 
Confl icts

Even though the Energy Turnaround 
serves inter-generational and gobal jus-
tice, its implementation still evokes con-
flicts. These can can be identified and de-
fused by the use of the three-column-
model of substainability: both on an 
economic as on a social and ecological 
level there are interwoven but nonethe-
less resolvable areas of tension. Among 
them are the conflict between food and 
fuel, social imbalances as well as the pos-
sible contradiction between climate- and 
environment-protection. These problems 
should not be misused as vetoes against 
the Energy Turnaround. They should be a 
challenge to shape them in a fair manner.

Peter Klasvogt: Subdue the Earth – But 
don’t Exploit it. On a Responsible Way 
of Dealing with Limited Resources

The command to subdue the earth 
must be viewed within the context of 
man’s relationship with God. It must be 
conceived as an injunction towards a re-
sponsible stewardship. An example for 
the acceptance of the responsibility to-
wards the creation out of the belief in 
the creator are the monasteries resp. the 
monastic communities which have been, 
in western history, important in cultural 
transmission, also with respect to agricul-
ture, wine-growing and farming. This re-
sponsibility is still required today in view 
of the current ecological, economic and 
social challenges on the national, Euro-
pean and global scale. A sustainable ag-
riculture, concerned about resource-ef-
ficiency and environmental as well as 
generational compatibility, will – even 
in view of the current requirements of 
the market – do justice to the responsi-
bility towards the creation and proves fi t 
for the future.
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Andreas Lienkamp : La concurrence 
croissante pour les biens de la terre. 
Les conflits liés aux ressources natu-
relles dans la perspective de la théo-
logie de la création et de l’éthique so-
ciale chrétienne

Les conflits liés aux ressources natu-
relles, compris ici comme des confronta-
tions au sein d’une nation ou entre des 
nations, peuvent porter sur des biens en-
vironnementaux d’une importance éco-
nomique majeure ou même vitale tels 
que les surfaces cultivables, les richesses 
minières, l’eau et le climat. Ce genre de 
conflits est bien connu ; mais il semble 
qu’il ait pris de l’ampleur au cours des 
dernières années. La pénurie des biens 
en question n’est qu’une des causes pos-
sibles. Pour que des confl its éclatent, 
d’autres facteurs doivent s’y ajouter. Il 
n’est pas dit qu’un tel conflit prenne une 
tournure violente, il peut aussi être gé-
ré d’une manière coopérative. Cet ar-
ticle donne d’abord un aperçu des mul-
tiples aspects du problème des confl its 
liés aux ressources. Il présente ensuite 
des réflexions de théologie de la créa-
tion concernant la propriété de la na-
ture ainsi que les positions de l’éthique 
sociale chrétienne concernant la desti-
nation universelle des biens. Finalement, 
il en tire les conséquences pour la pra-
tique politique.

Heidi Feldt : La politique des matières 
premières comme une tâche de gou-
vernance globale. Défis concernant les 
stratégies allemandes et européennes 
dans le domaine des matieres premières

L‘exploitation des richesses minières 
entraîne de plus en plus des problèmes 
environnementaux ainsi que des confl its 
économiques et sociaux voire des viola-
tions des droits de l’homme. De ce fait, 
il faut une politique internationale des 
matières premières visant à concilier les 

intérêts divergents. Les stratégies des 
matières premières de l‘Allemagne et de 
l‘Europe fournissent bien des exemples 
qui montrent que les nations industria-
lisées, dans la gestion de ressources pré-
cieuses, tiennent compte avant tout des 
intérêts de leurs propres économies. D‘un 
certain nombre d‘ initiatives volontaires 
sont pourtant issus des règlements obli-
gatoires dans le domaine de la gouver-
nance des matiéres premières. Dans cette 
perspective, une approche se concentrant 
sur des thèmes précis paraît plus promet-
teuse qu’une régulation globale.

Friedel Hütz-Adams : Les terres rares 
comme stimulants d’une croissance 
écologique. Sur les anomalies obser-
vées lors de leur exploitation

L‘exploitation des métaux consti-
tuant le goupe des terres rares présente 
de grands problèmes écologiques et so-
ciaux. Jusqu’à ce jour, la Chine domine 
le marché de l’exploitation des terres 
rares. De plus, les premières étapes de 
leur transformation y sont concentrées. 
Les diverses anomalies existant dans cette 
branche sont dûes en partie à des struc-
tures institutionnelles opaques qui sont 
en cours d’être réformées. Surtout l’utili-
sation intensifiée de ces métaux pour des 
produits » verts « tels que les véhicules 
hybrides ou les éoliennes démontre l’ur-
gence, d’imposer, sur les plans écologique 
et social, des standards minimum relatifs 
à leur exploitation et leur transformation. 
La perspective d’une délocalisation pro-
gressive de la production vers d’autres 
pays n’y changera pas grand’chose, parce 
qu’on se trouvera devant les mêmes dé-
fi s globaux.

Brigitta Herrmann : Les conflits liés aux 
ressources et les droits de l’homme. 
Risques et devoirs de protection des 
différents acteurs

L‘exploitation de ressources est sou-
vent accompagnée de violations des 
droits de l’homme économiques, so-
ciaux et culturels. Ici, les acteurs princi-
paux sont les sociétés multinationales, 
qui profi tent de défi cits dans la législa-
tion des pays fournisseurs de matières 
premières. Il est pourtant possible de les 
intégrer dans un cadre juridique inter-
national basé sur les droits de l’homme. 
A ce sujet, les instruments les plus effi -
caces sont des mesures juridiques, une 
meilleure sensibilisation des consomma-
teurs ainsi qu’une politique économique 
qui sanctionne les violations des droits 
de l’homme. Des engagements pris vo-
lontairement par les entreprises ou des 
lignes de conduite internationales des-
tinées à assurer le respect de standards 
éthiques ne peuvent être, au mieux, que 
des incitations à agir conformément aux 
droits de l’homme.

Jochen Ostheimer : Le tournant éner-
gétique dans le maquis des exigences 
différentes de la justice. Lignes direc-
trices éthiques à l’égard des confl its 
qu’il provoque

Tout en étant au service de la jus-
tice inter-générationnelle et globale, la 
réalisation du tournant énergétique en-
traîne des conflits. On peut identifi er et 
désamorcer ceux-ci à partir du modèle 
des trois colonnes de la durabilité. Aus-
si bien sur le plan économique qu’au ni-
veaux social et écologique, apparaissent 
des champs de tension parfois étroite-
ment liés les uns aux autres, mais tout 
à fait suceptibles d’être résolus En font 
partie p. e. le conflit déjà proverbial entre 
l’assiette et le bidon d’essence, des dé-
séquilibres sociaux et la contradiction 
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éventuelle entre la protection du climat 
et celle de la nature. Ces problématiques 
ne devraient pas être utilisées abusive-
ment comme arguments contre la pro-
tection du climat. Ils devraient constituer 
un défi pour gérer celle-ci d’une manière 
juste, solidaire et transparente.

Peter Klasvogt : Soumettez -vous la 
terre, mais ne l’exploitez pas. Sur l’uti-
lisation responsable de ressources li-
mitées

La mission de se soumettre la terre 
s’inscrit dans le contexte de la relation 

de l’homme à Dieu. Elle doit être per-
çue comme une invitation à un com-
portement d’économe responsable. Les 
couvents et les communautés monas-
tiques sont de bons exemples de cette 
conscience de responsabilité à l’égard de 
la création basée sur la foi en le Créateur. 
Dans l’histoire de l‘Occident, ils étaient 
des promoteurs culturels importants, en 
particulier dans le domaine de l’agricul-
ture, de la viticulture et de l’élevage. Cette 
responsabilité est requise aujourd’hui en-
core. Il suffit de penser aux défi s écolo-
giques, économiques et sociaux qui se 

présentent aux niveaux national, euro-
péen et mondial. Ce n’est qu’une agri-
culture durable, soucieuse de l’utilisation 
efficace des ressources, respectant l’envi-
ronnement et consciente des intérêts des 
différentes générations, qui, tout en pre-
nant en compte les exigences du marché, 
correspondra à la responsabilité à l’egard 
de la création et s’avèrera capable de re-
lever les défis de l’avenir.

amos 01_2014 - seiten001-056.indd   56amos 01_2014 - seiten001-056.indd   56 04.02.2014   07:59:0004.02.2014   07:59:00


